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AMTSBLATT 
der Evangelischen J(irche In Deutschland 
Heft 7, Jahrgang 1990 Ausgegeben: Hannover, den 15. Juli 1990 

A. Evangelische Kirche in Deutschland 

Nr. 71 * Sechste Verordnung zur Änderung der Ver­
ordnung über die Ruhestands- und Hinter­
bliebenenversorgung von Auslandspfarrern 
in der Bekanntmachung vom 7. Juni 1980 
(ABI. EKD S. 354). 

Vom 27. Apri11990. 

Nachstehend geben wir den Wortlaut der sechsten Ver­
ordnung zur Änderung der Verordnung über die Ruhe­
stands- und Hinterbliebenenversorgung von Auslands­
pfarrern bekannt. 

Hannover, den 21. Mai 1990 

Evangelische Kirche in Deutschland 

- Kirchenamt -

Koch 

Vizepräsident 

Sechste Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über die Ruhestands- und Hinterbliebenenversor­

gung von Auslandspfarrern in der Bekanntmachung 
vom 7. Juni 1980 (ABI. EKD S. 354). 

Vom 27. April1990. 

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat 
folgende Änderung der Verordnung über die Ruhestands­
und Hinterbliebenenversorgung von Auslandspfarrern be­
schlossen: 

Artikel1 

1. An die Überschrift wird nach dem Wort »Auslands­
pfarrer« angefügt: »und anderen nichtbeamteten kirch­
lichen Mitarbeitern.« 

2. Nach§ 11 wird ein neuer Abschnitt III mit dem Titel 
»Nichtbeamtete kirchliche Mitarbeiter, die in der An­
gestelltenversicherung versichert sind« eingefügt. 

3. Nach § 11 wird ein § 11 a mit folgendem Wortlaut 
eingefügt: 

»§ 11 a 

( 1) Die EKD kann in den Auslandsdienst entsandten 
Mitarbeitern, die in einer Rentenversicherung versi­
chert sind, im Versorgungsfalle eine zusätzliche Al­
tersversorgung in entsprechender Anwendung der Sat­
zung der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Darrn­
stadt in der jeweiligen Fassung gewähren. 

(2) § 9 a ist entsprechend anzuwenden.« 

4. Der bisherige Abschnitt III wird Abschnitt IV, und der 
bisherige Abschnitt IV wird Abschnitt V. 

Artikel2 

Die Verordnung tritt mit Wirkung vorn 1. Januar 1990 
in Kraft. 

H a n n o v e r , den 27. April 1990 

Der Rat der Evangelischen Kirche 
in Deutschland 

Dr. Kru s e 

Nr. 72* Dienstvertragsordnung der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (DVO. EKD). 

Vom 19. Dezember 1989. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelisc)len 
Kirche in Deutschland hat nach§ 2 Absatz 2 Arbeitsrechts­
regelungsgesetz folgende Arbeitsrechtsregelung be­
schlossen: 

Dienstvertragsordnung 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

(DVO.EKD) 

§ 1 

Geltungsbereich 

Diese Ordnung gilt für die Rechtsverhältnisse der pri­
vatrechtlich beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
ter der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Haupt­
geschäftsstelle ihres Diakonischen Werkes (einschließlich 
Dienste in Übersee und Evangelische Zentralstelle für 
Entwicklungshilfe) sowie der Eimichtungen und Werke, 
die die arbeitsrechtlichen Bestim'mungen der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland anwenden (Anlage*). 

§ 2 

Kirchlich-diakonischer Auftrag 

Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag bestimmt, das 
Evangelium Jesu Christi in Wort und Tat zu verkündigen. 
Der diakomsehe Dienst ist Lebens- und Wesensäußerung 
der evangelischen Kirche. Diesern Auftrag entsprechend 

*) Die Anlage wird zu einem späteren Zeitpunkt veröffentlicht. 
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müssen sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter inner­
halb und außerhalb des Dienstes verhalten. 

§3 

Ausnahmen vom allgemeinen Geltungsbereich 
(anstelle von§ 3 Buchstabe q BAT) 

Diese Ordnung gilt nicht für Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter, deren arbeitsvertraglich vereinbarte durch­
schnittliche regelmäßige Arbeitszeit wöchentlich 10 Stun­
den oder monatlich 45 Stunden nicht übersteigt. 

§4 

Anwendung des Bundes-Angestelltentarifvertrages 

(1) Auf die Dienstverhältnisse der als Angestellte be­
schäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter finden die 
Bestimmungen des Bundes-Angestelltentarifvertrages in 
der jeweils für den Bund geltenden Fassung (BAT) sowie 
die diesen ergänzenden Tarifverträge Anwendung, soweit 
im folgenden nichts anderes bestimmt ist oder bei zukünf­
tigen Änderungen durch die Arbeitsrechtliche Kommis­
sion bestimmt wird. Soweit der BAT auf Beamtenrecht 
verweist, gelten die Regelungen für die Kirchenbeamten 
der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

(2) Änderungen des BAT sowie diesen ergänzende Ta­
rifverträge werden wirksam, wenn nicht mindestens ein 
Viertel der Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission 
eine Verhandlung beantragen. Über derartige Änderungen 
werden die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission 
durch die Geschäftsstelle informiert. Der Antrag auf Ver­
handlung muß innerhalb von sechs Wochen nach Zugang 
der Information durch die Geschäftsstelle bei dieser 
eingegangen sein. 

(3) Die Arbeitsrechtliche Kommission wird sich bei der 
Fortentwicklung des Arbeitsrechts in dieser oder anderen 
Ordnungen auch an den zukünftigen Änderungen der »Ar­
beitsvertragsrichtlinien für Einrichtungen, die dem Diako­
nischen Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland 
angeschlossen sind« (A VR) orientieren. 

§5 
Anwendung des Manteltarifvertrages 

für Arbeiter des Bundes 

(1) Auf die Dienstverhältnisse der als Arbeiter beschäf­
tigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter finden die Bestim­
mungen des Manteltarifvertrages für Arbeiter des Bundes 
in der jeweils geltenden Fassung (MTB In sowie die 
diesen ergänzenden Tarifverträge Anwendung, soweit im 
folgenden nichts anderes bestimmt ist oder bei zu­
künftigen Änderungen durch die Arbeitsrechtliche Kom­
mission bestimmt wird. Die Vorschriften dieser Ordnung 
gelten für die als Arbeiter beschäftigten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter entsprechend. 

(2) Bei Änderungen des MTB II findet § 4 Absatz 2 
entsprechende Anwendung. 

§6 

Allgemeine Pflichten 
(anstelle von§ 8 BAT) 

(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben die ih­
nen übertragenen Dienstetreu und gewissenhaft zu leisten. 
Der Treue und Gewissenhaftigkeit der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter entspricht die Pflicht des Dienstgebers zur 
Fürsorge. 

(2) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind ver­
pflichtet, den dienstlichen Anordnungen nachzukommen. 

Beim Vollzug einer dienstlichen Anordnung trifft die Ver­
antwortung denjenigen, der die Anordnung gegeben hat. 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben Anord­
nungen, deren Ausführung- ihnen erkennbar- den Straf­
gesetzen zuwiderlaufen würde, nicht zu befolgen. 

§7 

Verpflichtung 
(anstelle von § 6 BAT) 

Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter ist bei Dienstantritt 
über Rechte und Pflichten zu informieren und auf den 
Inhalt der§§ 2 und 6 zu verpflichten. Über die Verpflich­
tung ist ein Protokoll aufzunehmen, das die Mitarbeite­
rin/der Mitarbeiter mitunterzeichnet. 

§8 

Regelmäßige Arbeitszeit 
(Ergänzung zu§ 15 BAT) 

Die Umsetzung genereller Änderungen der regelmäßi­
gen Arbeitszeit kann durch Dienstvereinbarungen näher 
bestimmt werden. Die Arbeitsrechtliche Koniinission be­
hält sich vor, für derartige Dienstvereinbarungen Rahmen­
vorgaben zu setzen. 

§9 

Dienstzeiten im Kirchlichen Dienst 
(Ergänzung zu § 20 BAT) 

(1) Der Dienst 

1. bei der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihren 
G liedkirchen, 

2. bei den von den Gliedkirchen der Evangelischen Kir­
che in Deutschland gebildeten Zusammenschlüssen, 

3. bei den Kirchengemeinden und sonstigen Körper­
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, 

ist Dienst bei Körperschaften des öffentlichen Rechts im 
Sinne von§ 20 BAT. 

(2) Dem Dienst nach Absatz 1 stehen Tätigkeiten gleich 
in 

1. missionarischen, diakonischenoder sonstigen kirchli­
chen Werken und Einrichtungen innerhalb der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland; 

2. Einrichtungen und Verbänden, die dem Diakonischen 
Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland ange­
schlossen sind, ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform; 

3. in einer evangelischen Kirchengemeinde oder Kir­
chengemeinschaft im Ausland, die mit der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland, einer ihrer Gliedkirchen 
oder Zusammenschlüssen von Gliedkirchen verbun­
den ist; 

4. im Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche und des 
Deutschen Caritasverbandes; 

5. bei Einrichtungen, Werken und Verbänden weiterer 
Kirchen, die der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kir­
chen in der Bundesrepublik Deutschland und Berlin 
(West) angeschlossen sind. 

§10 

Vergütungsgruppenplan 
(Ergänzung zu § 22 BAT) 

(1) Anstelle der im BAT genannten Vergütungsord­
nung (Anlagen la und lb) gilt für die Eingruppierung der 

l 
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der von der Arbeits­
rechtlichen Kommission erlassene Vergütungsgruppeil­
plan der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

(2) Bis zum Jnkrafttreten dieses Vergütungsgruppen­
planes gelten die bisherigen Vergütungsordnungen. 

§11 

Bewährungsaufstieg 
(Abweichend von§ 23a Unterabsatz 2 Ziffer 6 BAT) 

Bewährungszeiten, in denen die Mitarbeiterin/der Mit­
arbeiter mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Ar­
beitszeit beschäftigt war, werden zur Hälfte angerechnet. 
Alle anderen Bewährungszeiten werden voll angerechnet. 

§ 12 

Ortszuschlag 
(Ergänzung zu§ 29A und B BAT) 

(1) Der familienbezogene Bestandteil des Ortszuschla­
ges darf aus öffentlichen Mitteln nur einmal gewährt wer­
den. 

(2) Werden von anderer Seite Vorschriften über das 
Zusammentreffen mehrerer Ansprüche auf Ortszuschlag 
nicht angewandt, so ist der Ortszuschlag der Mitarbeite­
rin/des Mitarbeiters neben den von anderer Seite gewähr­
ten Leistungen bis zur Höchstgrenze zu zahlen. Höchst­
grenze ist die Summe der Ortszuschläge, die sich bei 
Anwendung der Vorschriften über das Zusammentreffen 
mehrerer Ansprüche auf den Ortszuschlag auch auf die 
nicht nach dieser Ordnung Anspruchsberechtigten erge­
ben würde. 

(3) Absatz 2 ist auf den Sozialzuschlag (§ 41 MTB II) 
entsprechend anzuwenden. 

§ 13 

Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
(anstelle von§ 46 BAT) 

(1) Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter hat Anspruch auf 
eine zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung, 
die der Arbeitgeber durch Versicherung bei einer 
Zusatzversorgungskasse in entsprechender Anwendung 
des »Tarifvertrages über die Versorgung der Arbeitneh­
mer des Bundes und der Länder sowie von Arbeitnehmern 
kommunaler Verwaltungen und Betriebe (Versor­
gungsTV)« in der jeweils geltenden Fassung sicherstellt. 

(2) Bei Inkrafttreten dieser Ordnung in Einzelfällen 
bestehende andere Regelungen zur zusätzlichen Altersver­
sorgung bleiben unberührt. 

§ 14 

Fort- und Weiterbildung 
(Ergänzung zu§§ 50/52 BAT) 

(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind ver­
pflichtet, ihre Kenntnisse und Fähigkeiten durch berufli­
che Fortbildung aufrechtzuerhalten und weiter­
zuentwickeln. Der Dienstgeber ist verpflichtet, hierfür 
entsprechende Voraussetzungen zu schaffen. 

(2) Näheres bestimmt die Arbeitsrechtliche Kornmis­
sion in einer besonderen Ordnung. 

§ 15 

Sonderurlaub und Teilzeitbeschäftigung in besonderen 
Fällen 

(1) Eine Mitarbeiterin/ein Mitarbeiter erhält auf Antrag 
Sonderurlaub unter Fortfall der Bezüge, wenn sie/er 

a) ein Kind unter 18 Jahren oder 

b) einen .nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen 
Angehörigen ' 

tatsächlich betreut oder pflegt oder 

c) sie/er selbst anerkannt schwerbehindert ist 

und dienstliche Verhältnisse nicht entgegenstehen. 

(2) Die Gewährung des Sonderurlaubs erfolgt in den 
Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a) für mindestens 1 Jahr, 
in den Fällen des Absatzes 1 Buchstaben b) und c) für 
mindestens 6 Monate, längstens für 3 Jahre. Der Sonder­
urlaub kann einmalig längstens bis zu einer Gesamtdauer 
von 6 Jahren verlängert werden. Die Verlängerung ist 
spätestens 3 Monate vor Ablauf des Sonderurlaubszeitrau­
mes zu beantragen. 

(3) Entgeltliche Beschäftigungen während des Sonder­
urlaubs bedürfen der schriftlichen Zustimmung des 
Dienstgebers. Die Zustimmung soll erteilt werden, wenn 
die Beschäftigung dem Zweck des Sonderurlaubs nicht 
widerspricht. 

(4) Der Sonderurlaub kann vorzeitig nur beendet wer­
den, wenn der Grund nach Absatz 1 entfällt oder andere 
wichtige Gründe vorliegen und dienstliche Verhältnisse 
dem nicht entgegenstehen, insbesondere erst nach Been­
digung des Dienstverhältnisses einer eingestellten Ersatz­
kraft. 

(5) Eine Mitarbeiterin/ein Mitarbeiter soll nach einer 
mindestens achtjährigen Beschäftigungszeit (§ 19 BAT) 
auch ohne Vorliegen der Voraussetzungen des Absat:z;es 1 
für die Dauer von höchstens einem Jahr beurlaubt werden, 
sofern es die dienstlichen Verhältnisse gestatten. Absatz 2 
findet keine Anwendung. 

(6) Zeiten eines Sonderurlaubs gelten nicht als Be­
schäftigungszeit nach§ 19 BAT. 

(7) Dem Antrag einer Mitarbeiterin/eines Mitarbeiters, 
anstelle eines Sonderurlaubs seine regelmäßige wöchent­
liche Arbeitszeit zu reduzieren, soll entsprochen werden. 

(8) Während der Beurlaubung soll der Kontakt zwi­
schen Mitarbeiter/in und Dienstgeber von beiden Seiten 
aufrechterhalten werden, um die Wiederaufnahme derbe­
ruflichen Tätigkeit zu erleichtern. In geeigneten Fällen 
können längerfristig Beurlaubte im gegenseitigen Einver­
nehmen zu Urlaubs- oder Krankheitsvertretungen heran­
gezogen werden, soweit Sinn und Zweck der Beurlaubung 
nicht gefährdet werden. 

§ 16 

Dienstbefreiung 
(Ergänzung zu § 52 BAT) 

Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter erhält Dienstbefrei­
ung unter Fortzahlung der Vergütung zur Teilnahme an 
Sitzungen kirchlicher Organe, deren Mitglied sie/er ist. 
Dienstbefreiung ist zu gewähren zur Teilnahme an 
Kirchentagen, sofern dienstliche Gründe nicht entgegen­
stehen. 

§ 17 

Ordentliche Kündigung 
(anstelle von§ 53 BAT) 

(1) Innerhalb der Probezeit beträgt die Kündigungsfrist 
einen Monat zum Schluß eines Kalendermonats. 

(2) Bei einer Beschäftigungszeit (§ 19. BAT) bis zu 
einem Jahr sowie bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
unter 18 Jahren beträgt die Kündigungsfrist 6 Wochen zum 



204 AMTSBLATT Heft7,1990 

Schluß eines Kalendervierteljahres. Im einzelnen Arbeits­
vertrag kann in diesen Fällen eine kürzere Kündigungsfrist 
vereinbart werden. Die Kündigung ist nur mit einer Frist 
von mindestens einem Monat und nur zum Schluß eines 
Kalendermonats zulässig. 

(3) Im übrigen beträgt die Kündigungsfrist nach einer 
Beschäftigungszeit (§ 19 BAT) 

von mehr als 1 Jahr 6 Wochen, 

von mindestens 5 Jahren 3 Monate, 

von mindestens 8 Jahren 4 Monate, 

von mindestens 10 Jahren 5 Monate, 

von mindestens 12 Jahren 6 Monate 

zum Schluß eines Kalendervierteljahres. 

(4) Nach einer Beschäftigungszeit (§ 19 BAT) von 15 
Jahren, frühestens jedoch nach Vollendung des 40. Le­
bensjahres, ist der Mitarbeiter unkündbar. 

§ 18 

Außerordentliche Kündigung 
(Ergänzung zu § 54 BAT) 

Ein wichtiger Grund ist auch der Austritt aus der evan­
gelischen Kirche oder ein Verhalten, das eine grobe Miß­
achtung der evangelischen Kirche oder ihrer Ordnungen 
darstellt. 

§ 19 

Unkündbare Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
(anstelle von§ 55 Absatz 2 Unterabsatz 1 BAT) 

Ist die Weiterbeschäftigung einer Mitarbeiterin/eines 
Mitarbeiters deshalb nicht mehr möglich, weil die Dienst­
stelle oder Einrichtung, in der sie/er bisher tätig war, 
wesentlich eingeschränkt oder aufgelöst wird, so kann der 
Dienstgeber das Dienstverhältnis kündigen: 

a) mit dem Zweck der Herabgruppierung um eine Vergü­
tungsgruppe, 

b) mit dem Ziel, das Dienstverhältnis aufzuheben, wenn 
der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter eine zumutbare, im 
wesentlichen gleichwertige Beschäftigungsmöglich­
keit nachgewiesen wird und die Vergütung um nicht 
mehr als eine Vergütungsgruppe unter der bisherigen 
liegt. 

§ 20 

Besitzstandswahrung, Übergangsbestimmung 

(1) Vergütungsrechtliche Ansprüche, die aufgrundvon 
Arbeitsverträgen bei Irrkrafttreten dieser Ordnung beste­
hen, bleiben unberührt. 

(2) Bis auf weiteres können abweichend von§ 5 Absatz 
1 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auch nach den Bestim­
mungen für die Berufsgruppeneinteilung H der 
Arbeitsvertragsrichtlinien für Einrichtungen, die dem Dia­
konischen Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland 
angeschlossen sind, angestellt werden. 

§ 21 

Irrkrafttreten 

Diese 9rdnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Kirchliche Dienstvertragsord­
nung der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 10. 

Juni 1970 (ABI. EKD S. 346) i.d.F. der Änderung vom 15. 
Oktober 1988 (ABI. EKD S. 347) außer Kraft. 

Hannover, den 19. Dezember 1989 

Arbeitsrechtliche Kommision der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 

Der Vorsitzende 

Herborg 

Nr. 73* Arbeitsrechtsregelung über die Zulage nach 
dem Tarifvertrag über Zulagen für Ange­
stellte bei obersten Bundesbehörden i. d. F. 
des ÄndTV Nr. 3 vom 26. November 1974 
und über die besondere Stellenzulage für 
Mitarbeiter/innen der Hauptgeschäftsstelle 
des Diakonischen Werkes der EKD und an­
derer Einrichtungen. 

Vom 19. Dezember 1989. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der EKD hat nach 
§ 2 Abs. 2 ARRG-EKD folgende Arbeitsrechtsregelung 
beschlossen: 

Arbeitsrechtsregelung über die Zulage nach dem Tarif­
vertrag über Zulagen für Angestellte bei obersten Bundes­
behörden i. d. F. des ÄndTV Nr. 3 vom 26. November 
1974 und über die besondere Stellenzulage für Mitarbei­
ter/innen der Hauptgeschäftsstelle des Diakonischen 
Werks der EKD und anderer Einrichtungen. 

Die Zulage nach dem Tarifvertrag über Zulagen für 
Angestellte bei obersten Bundesbehörden sowie die be­
sondere Stellenzulage für Mitarbeiter/innen der Hauptge­
schäftsstelle des Diakonischen Werks, Dienste in Übersee 
und der Evangelischen Zentralstelle für Entwicklungshilfe 
wird im gleichen Maße verändert wie die entsprechende 
Zulage für die Kirchenbeamten der EKD (§ 1 
Kirchenbeamtenbesoldungs- und Versorgungsgesetz der 
EKD in Verbindung mit Nr. 7 Vorbemerkungen zu Bun­
desbesoldungsordnungen A und B- Anlage I zum BBesG. 
Satz 1 gilt für die als Arbeiter/innen beschäftigten Mitar­
beiter/innen entsprechend. 

Hannover, den 19. Dezember 1989 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 

Der Vorsitzende 

Herborg 

Nr. 74* Arbeitsrechtsregelung über Fort- und Wei­
terbildung der Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter (Fortbildungsordnung). 

Vom 13. März 1990. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen 
Kirche in Deutschland hat nach§ 2 Absatz 2 Arbeitsrechts­
regelungsgesetz folgende Arbeitsrechtsregelung be­
schlossen: 

• 

• 
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Arbeitsrechtsregelung über Fort- und Weiterbildung 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

(Fortbildungsordnung) 

1. Allgemeines 

§ 1 

Ziel der beruflichen Fortbildung 

Berufliche Fortbildung soll den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern im Hinblick auf die von ihnen wahrzuneh­
menden Aufgaben ermöglichen, ihre beruflichen Kennt­
nisse und Fähigkeiten zu erhalten, zu erweitern und sie der 
fachlichen, technischen und sozialen Entwicklung anzu­
passen. 

§2 

Ziel der allgerneinen Mitarbeiterweiterbildung 

Allgerneine Weiterbildung dient der beruflichen, per­
sönlichen und politischen Weiterbildung sowie deren Ver­
bindung. Sie schließt Bildungsveranstaltungen ein, die auf 
die Stellung der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters in Staat, 
Gesellschaft, Kirche, Familie oder Beruf bezogen sind. 

2. Berufliche Fortbildung 

§ 3 

Berufliche Fortbildung im Interesse des Dienstes 

(1) Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter wird für Maßnah­
men der beruflichen Fortbildung, die im Interesse des 
Dienstes stehen, unter Fortzahlung der Vergütung von der 
Arbeit freigestellt oder zu entsprechenden Fortbildungs­
veranstaltungen abgeordnet. 

(2) Die Kosten für Fortbildungsveranstaltunge~ nach 
Absatz 1 trägt der Dienstgeber nach Maßgabe der 
Bestimmungen des Bundesreisekostenrechts. 

(3) Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter kann zur Teilnah­
me an Fortbildungsveranstaltungen nach Absatz 1 ver­
pflichtet werden. Bei der Verpflichtung zur Teilnahme an 
einer bestimmten Maßnahme sind ihre/seine persönlichen 
Belange zu berücksichtigen. 

§4 

Berufliche Fortbildung 

(1) Bei Fortbildungsrnaßnahrnen, an denen das persön­
liche Interesse der Mitarbeiterin/ des Mitarbeiters über­
wiegt, die aber auch mit im Interesse des Dienstes stehen, 
kann der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter Sonderurlaub un­
ter Fortzahlung der Bezüge nach Maßgabe der für die 
Kirchenbeamten der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land jeweils geltenden Bestimmungen (insbesondere der 
Verordnung über Sonderurlaub für Bundesbeamte und 
Richter im Bundesdienst) gewährt werden, wenn die 
dienstlichen Verhältnisse es gestatten. Voraussetzung für 
eine Gewährung von Sonderurlaub nach Satz 1 ist, daß die 
durch die Fortbildungsmaßnahme vermittelten Kenntnisse 
und Fähigkeiten nicht nur gelegentlich in der Tätigkeit zur 
Anwendung kommen. Sonderurlaub nach Satz 1 soll eine 
Höchstdauer von vier Wochen im Einzelfall nicht über­
schreiten. 

(2) Der Dienstgeber hat sich an den Kosten der 
Fortbildungsmaßnahmen nach Absatz 1 im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel je nach Lage des 
Einzelfalles im angemessenen Umfang zu beteiligen. Die 
Kostenbeteiligung darf 20% der erstattungsfähigen Ko­
sten nicht unterschreiten; sie ist auf maximal 50% der 
erstattungsfähigen Kosten begrenzt. Kriterien für die Hö-

he der Kostenbeteiligung sind insbesondere der Grad des 
dienstlichen Interesses an der Fortbildungsmaßnahme und 
soziale Aspekte. 

(3) Die Kostenbeteiligung ist von der Mitarbeite­
rin/vom Mitarbeiter vor Beginn der Fortbildungs­
maßnahme zu beantragen. Der Dienstgeber kann die Mit­
arbeiterin/den Mitarbeiter dabei auf kostengünstigere 
Fortbildungsmaßnahmen verweisen, sofern diese wesent­
lich inhaltsgleich mit der beantragten Maßnahme sind. Die 
Kostenbeteiligung wird nur gewährt, wenn nach Beendi­
gung der Fortbildungsmaßnahme Bescheinigungen der 
Fortbildungsinstitutionen vorgelegt werden, aus denen 
sich die regelmäßige Teilnahme der Mitarbeiterin/des 
Mitarbeiters sowie die angefallenen Kosten ergeben. 

(4) Erstattungsfähige Kosten sind: 

1. die nachgewiesenen Unterrichtskosten einschließlich 
der für den Unterricht notwendigen Lehr- und Lernmit­
tel, sofern diese nicht unentgeltlich zur Verfügung 
gestellt werden; 

2. die notwendigen Kosten für Unterkunft und Verpfle­
gung, die die üblichen häuslichen Aufwendungen 
überschreiten sowie die Fahrtkosten vorn Dienstort des 
Mitarbeiters zum Ort des Unterrichtes. 

Für die Erstattungsfähigkeit von Kosten nach Ziffer 2 
gelten die Vorschriften des Bundesreisekostenrechts ent­
sprechend. 

(5) Das Genehmigungsverfahren für Fortbildungsmaß­
nahmen nach § 4 kann vorn einzelnen Dienstgeber näher 
geregelt werden. 

§5 
Berufsbegleitende Fortbildung 

Maßnahmen der beruflichen Fortbildung nach den § § 3 
und 4 können auch in berufsbegleitender Form (z. B. Port­
bildungsangebote in der Dienststelle oder Abend­
seminare) angeboten werden. Die Mitarbeiterin/der Mitar­
beiter kann zur Teilnahme nur verpflichtet werden (§ 3 
Absatz 3), wenn durch die berufsbegleitende Fortbil­
dungsmaßnahme keine außergewöhnliche Belastung zu 
besorgen ist. 

§6 

Andere Maßnahmen beruflicher Fortbildung 

Für andere Maßnahmen beruflicher Fortbildung, die 
nicht unter § 3 Absatz 1 oder § 4 Absatz 1 fallen, kann der 
Mitarbeiterin/ dem Mitarbeiter Arbeitsbefreiung unter 
Fortfall der Vergütung im Sinne von§ 52 Absatz 3 BAT 
auch über den dort genannten Zeitraum hinaus gewährt 
werden, wenn die dienstlichen Verhältnisse es gestauten. 

§7 

Berufliche Fortbildung bei längerfristigem Sonderurlaub 

Mitarbeiter/innen, denen nach § 15 Absatz 1 der 
Dienstvertragsordnung mindestens für ein Jahr Sonderur­
laub gewährt wird, sind während des Sonderurlaubs über 
für sie geeignete Veranstaltungen der beruflichen Fortbil­
dung zu informieren. Die Teilnahme an Veranstaltungen 
soll ihnen ermöglicht weiden; für die Übernahme von 
Kosten gelten die § § 3 - 5 mit der Maßgabe entsprechend, 
daß eine Vergütung für die Teilnahme an der Fortbildungs­
veranstaltung nicht gezahlt wird. § 3 Absatz 3 findet keine 
Anwendung. 
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3. Allgemeine Mitarbeiterweiterbildung 

§ 8 

Anspruch auf Allgemeine Mitarbeiterweiterbildung 

(1) Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter hat Anspruch auf 
Teilnahme an anerkannten Veranstaltungender Allgemei­
nen Mitarbeiterweiterbildung unter Fortzahlung der Ver­
gütung von fünf Arbeitstagen im Kalenderjahr. Der An­
spruch von zwei Kalenderjahren kann zusammengefaSt 
werden. 

(2) Die Berechnung der Vergütung richtet sich nach§ 
47 Absatz 2 BAT (Urlaubsvergütung). 

(3) Arbeitet die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter regelmä­
ßig an mehr oder weniger als an fünf Tagen in der Woche, 
so erhöht oder verringert sich der Anspruch entsprechend. 

(4) Der Anspruch entsteht erstmals nach sechsmonati­
gem Bestehen des Dienstverhältnisses. 

(5) Erkrankt die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter während 
einer Veranstaltung der Allgemeinen Mitarbeiterweiter­
bildung, so werden die durch ärztliches Zeugnis nachge­
wiesenen Tage der Arbeitsunfähigkeit nicht auf den An­
spruch angerechnet. 

§9 

Anerkannte Veranstaltungen 

Anerkannte Veranstaltungen sind: 

1. die nach den Voraussetzungen der Landesbil­
dungsurlaubsgesetze anerkannten Veranstaltungen 
oder Veranstaltungen mit weitgehend ähnlichem In­
halt; 

2. Veranstaltungen, die üblicherweise nach den Landes­
bildungsurlaubsgesetzen anerkannt werden, soweit ein 
Dienstgeber nicht im räumlichen Geltungsbereich ei­
nes Landesbildungsurlaubsgesetzes liegen sollte; 

3. andere Veranstaltungen kirchlicher Träger der 
Erwachsenenbildung, soweit diese nicht vorrangig der 
Erholung oder Unterhaltung dienen; in Betracht kom­
men auch entsprechende Veranstaltungen im Ausland. 

§ 10 

Verhältnis der allgemeinen Mitarbeiterweiterbildung zu 
Ansprüchen auf Bildungsurlaub 

(1) Die Freistellung zur Teilnahme an Maßnahmen der 
Allgemeinen Mitarbeiterweiterbildung wird auf nach lan­
desgesetzlichen Regelungen bestehende Ansprüche auf 
Bildungsurlaub oder Arbeitnehmerweiterbildung ange­
rechnet. 

(2). Unbeschadet der Regelung des Absatzes 1 werden 
durch diese Ordnung die landesgesetzlichen Bestimmun­
gen über Bildungsurlaub oder Arbeitnehmerweiterbildung 
nicht eingeschränkt. 

§11 

Benachteiligungsverbot 

Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter darf wegen Inan­
spruchnahme der Allgemeinen Mitarbeiterweiterbildung 
nicht benachteiligt werden. 

§ 12 

Verfahren 

(1) Die Inanspruchnahme der Allgemeinen Mitarbeiter­
weiterbildung und die zeitliche Lage sind unter Angabe 

der Veranstaltung dem Dienstgeber so früh wie möglich, 
in der Regel mindestens vier Wochen vorher schriftlich 
mitzuteilen. 

(2) Der Dienstgeber darf die Freistellung zu dem von 
der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter genannten Zeitpunkt 
nur ablehnen, wenn zwingende dienstliche Belange entge­
genstehen. Die Ablehnung ist der Mitarbeiterin/dem Mit­
arbeiter unverzüglich, in der Regel mindestens drei Wo­
chen vor Beginn der Veranstaltung, unter Darlegung der 
Gründe schriftlich mitzuteilen. 

(3) Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter hat dem Dienstge­
ber die Teilnahme an der Veranstaltung durch Vorlage 
einer Bescheinigung nachzuweisen. 

4. Rechte der Mitarbeitervertretung, lokrafttreten 

§13 

Rechte der Mitarbeitervertretung 

Die Rechte der Mitarbeitervertretung bleiben durch die­
se Ordnung unberührt. 

§ 14 

Inkraftreten 

Diese Ordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland in 
Kraft. 

Frankfurt, den13.März1990 

Arbeitsrechtliche Kommission 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Der Vorsitzende 

Herborg 

Nr. 75* Arbeitsrechtsregelung über die Einschrän­
kung von Fahrtkostenzuschüssen für Mitar­
beiter/innen der Hauptgeschäftsstelle des 
Diakonischen Werkes der EKD und »Dien­
ste in Übersee«. 

Vom 13. März 1990. 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der EKD hat nach 
§ 2 Absatz 2 ARRG-EKD folgende Arbeitsrechtsregelung 
beschlossen: 

Arbeitsrechtsregelung über die Einschränkung von 
Fahrtkostenzuschüssen für Mitarbeiter/innen der Haupt­
geschäftsstelle des Diakonischen Werkes der EKD und 
»Dienste in Übersee«. 

(1) Für die bei Inkrafttreten dieser Arbeitsrechtsrege­
lung Anspruchsberechtigten werden die Fahrtkostenzu­
schüsse in der bisherigen Höhe vorbehaltlich Absatz 2 
weiter gewährt. Für Dienstverhältnisse, die nach Inkraft­
treten dieser Arbeitsrechtsregelung zustandekommen, 
werden Fahrtkostenzuschüsse nicht mehr gezahlt. 

(2) Künftige Anhebungen der allgemeinen Zulage nach 
§ 2 des Tarifvertrages über Zulagen an Angestellte vom 
17.05.1982 i.d.F. des ÄnderungsTV vom 19.12.1989 so­
wie andere Stellenzulagen oder Leistungen des Dienstge­
bers, die höheren Mitarbeiteraufwendungen in Ballungs­
räumen in besonderer Weise Rechnung tragen oder eine 
Entschädigung für Fahrtkosten beinhalten, werden auf die 
Zulage nach Absatz 1 angerechnet. 

• 

• 
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(3) Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am Tage nach der 
Veröffentlichung im Amtsblatt der EKD in Kraft. 

Frankfurt, den 13.März 1990 

Arbeitsrechtliche Kommission der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 

Der Vorsitzende 

Herborg 

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen 
der Evang~lischen Kirche in Deutschland 

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

Nr. 76 Verordnung des Rates der Konföderation 
'!.vangelischer Kirchen in Niedersachsen zur 
Anderung der Verordnung über die Gewäh· 
rung von Zulagen nach dem Pfarrerbesol· 
dungs- und -versorgungsgesetz. 

Vom 15. Mai 1990. (KABI. S. 41 d. Ev.-luth. 
Landeskirche Hannovers) 

Aufgrund des§ 4 Abs. 2 Satz 2 des Pfarrerbesoldungs­
und -versorgungsgesetzes vom 2. September 1981 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover S. 131), zuletzt geändert durch das 
Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen zur Änderung des Pfarrerbesoldungs­
und -versorgungsgesetzes vom 9. November 1989 (Kirchl. 
Amtsbl. HannoverS. 109), erlassen wir die folgende Aus­
führungsverordnung: 

§ 1 

Die Verordnung des Rates der Konföderation evangeli­
scher Kirchen in Niedersachsen über die Gewährung von 
Zulagen nach dem Pfarrerbesoldungs- und -versorgungs-

gesetzvom 10. November 1981 (Kirchl. Amtsbl. Hannover 
S. 179) wird wie folgt geändert: 

Nach§ 2 wird folgender§ 2 a eingefügt: 

»§ 2 a 

Pfarrer erhalten von der Besoldungsgruppe A 14 an eine 
das Grundgehalt ergänzende ruhegehaltsfähige Zulage in 
der Höhe, Wie sie Beamten des Landes Niedersachsen in 
der Besoldungsgruppe A 14 und höher als allgemeine 
Stellenzulage zusteht.« 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1990 
in Kraft. 

Hannover , den 15. Mai 1990 

Der Rat der Konföderation 
evange.Iischer Kirchen in Niedersachsen 

Hirsehier 

Vorsitzender 

C. Aus den Gliedkirchen 

Evangelische Landeskirche in Baden 

Nr. 77 Leitlinien für Konfirmation. 

Vom 6. März 1990. (GVBI. S. 77) 

Der Evangelische Oberkirchenrat erläßt aufgrund von 
§ 2 des kirchlichen Gesetzes zur Einführung der kirch­
lichen Lebensordnung über die Konfirmation vom 17. 
Oktober 1989 (GVBI. 1990 S. 1) mit Wirkungvom 1. Mai 
1990 die nachstehenden Leitlinien für Konfirmation als 
Durchführungsbestimmungen:*) 

I. Bedeutung der Konfirmation 

1. Auftrag 

1.1 Das konfirmierende Handeln der Kirche ist indem 
Auftrag und der Zusage Jesu Christi begründet: 

»Mir ist gegeben alle Gewalt im Himmel und auf Erden. 
Darumgehethin und machet zu Jüngern alle Völker; taufet 
sie auf den Namen des Vaters und des Sohnes und des 
Heiligen Geistes und lehret sie halten alles, was ich euch 
befohlen habe. Und siehe, ich bin bei euch alle Tage bis 
an der Welt Ende.« (Matthäus 28, 18-20) 

1.2 gebunden an das Zeugnis der Heiligen Schrift will 
die Gemeinde der nachwachsenden Generation jeweils 
neu erfahrbar machen, wie das, was Gott für uns getan hat, 
im Leben der Gemeinde Gestalt annimmt, und was es 
heißt, angesichts der Herausforderungen der Zeit Jesus 
Christus nachzufolgen und im Vertrauen auf seine Zusage 
zu leben. 

*) Die Bezifferung dieser Leitlinien folgt den Ziffern der Kirch­
lichen Lebensordnung »Die Konfirmation«. 
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2. Zielgruppe 

2.1 Die Einladung zum Konfirmandenunterricht und 
zur Teilnahme an der Konfirmation ergeht an getaufte und 
an nicht getaufte junge Menschen. Sie sollen im Übergang 
von der Kindheit in das Jugendalter eine prägende Begeg­
nung mit dem christlichen Glauben erfahren, in ihrer Iden­
titätsfindung bestärkt und zum Leben in und mit der Ge­
meinde ermutigt werden. 

2.2 In der Konfirmandenzeit werden auch die Mütter 
und Väter der Jugendlichen angesprochen, um sie zur 
Begleitung ihrer Kinder in dieser besonderen Zeit anzu­
regen. Dadurch soll das Gespräch zwischen den Gene­
rationen über Glauben und Leben gefOrdert werden. 

2.3 Die Verantwortung der Gemeinde für die nach­
wachsende Generation endet nicht mit der Konfirmation. 
Vielmehr verpflichtet sich die Gemeinde im Konfir­
mationsgottesdienst, die jungen Gemeindeglieder weiter 
zu begleiten, ihnen Raum für Mitarbeit zu geben und 
Gelegenheit, Verantwortung zu übernehmen. Dies findet 
seinen Ausdruck in besonderen Angeboten für die konfir­
mierte Jugend. Auch Gottesdienste und Amtshandlungen 
stehen unter diesem Anspruch. 

3. Ziele und Lerninhalte 

3.1 Mit dem Angebot von Konfirmandenunterricht und 
Konfirmation wendet sich die Gemeinde an Menschen in 
einer besonderen lebensgeschichtlichen Situation, um ih­
nen das Christsein als eigene Lebensmöglichkeit zu er­
schließen. 

Die Konfirmandenzeit erinnert die als Kinder getauften 
Jugendlichen an ihre Zugehörigkeit zur Gemeinde Jesu 
Christi und bereitet die nicht getauften Jugendlichen auf 
die Taufe vor. Die Konfirmation bezeugt ihnen und ihren 
Familien die Zusage Gottes, sie auf ihrem Lebensweg 
weiter zu geleiten. 

3.2 Die Jugendlichen sollen in dieser Zeit wesentlichen 
Gestaltungsformen des christlichen Glaubens begegnen, 
Orientierung im Glauben finden, Zuwendung und seelsor­
gerliehe Begleitung von Christen erfahren und die Ge­
meinschaft der Kirche Jesu Christi erleben. 

Dies gilt sinngemäß auch für die Mütter und Väter der 
Jugendlichen. 

3.3 Zur Verwirklichung dieser Ziele bedarf es einer 
exemplarischen Auswahl von Lerninhalten, die folgenden 
Kriterien in gleicher Weise gerecht werden müssen: 

a) Sie müssen die grundlegende Bedeutung der bib­
lischen Botschaft sichtbar machen. 

b) Sie müssen Kirche und Gemeinde als Ort christlicher 
Gemeinschaft und Lebensgestaltung erfahrbar ma­
chen. 

c) Sie müssen zum Lebens- und Erfahrungsbereich der 
Jugendlichen wie auch ihrer Eltern in Beziehung zu 
setzen sein. 

3.4 Die Lerninhalte des Konfirmandenunterrichts 
orientieren sich an folgenden Themenbereichen, die ver­
bindlich sind: 

Abendmahl 
Taufe und Patenamt 
Gottesdienst 
Gemeinde 
Konfirmation 

Im Zusammenhang dieser Themenbereiche erarbeiten 
sich die Jugendlichen Texte, die für die Kirche und das 

Leben in und mit der Gemeinde von besonderer Bedeutung 
sind. Dazu gehören: 

Das Vaterunser, das Apostolische Glaubensbe­
kenntnis, die Zehn Gebote, der Taufbefehl, die Ein­
setzungswortezum Abendmahl. 

Weitere Bibelworte, Gebete, Psalmen und Lieder sollen 
hinzutreten. Die oben genannten Kriterien sind dabei zu 
beachten. 

Das Auswendiglernen soll sinnvoll, motivierend und 
auf das Notwendige beschränkt sein. Vieles wird auch 
durch den Gebrauch im Unterricht und im Gottesdienst 
vertraut. 

4. Ort der Konfirmandenarbeit 

4.1 Die Arbeit mit Jugendlichen im Konfirmationsalter 
gehört zu den wesentlichen Aufgaben einer Ortsgemeinde. 

4.2 Das Lernen in unmittelbarer Beziehung zur Orts­
gemeinde ist deshalb ein besonderes Merkmal des Kon­
firmandenunterrichts. Dies kommt u. a. dadurch zum Aus­
druck, daß der Unterricht in den Räumen der Gemeinde 
stattfindet. Darüber hinaus muß er den Jugendlichen die 
Möglichkeit bieten, 

sich an der Gestaltung des gottesdienstlichen Lebens 
der Gemeinde zu beteiligen, 

- bei Festen und Veranstaltungen in der Gemeinde mit­
zuwirken und anderen Gemeindegliedern zu begeg­
nen, 

mit Kirchenältesten, Mitarbeiterinnen und Mitar­
beitern der Gemeinde ins Gespräch zu kommen, 

- die Jugendarbeit der Gemeinde kennenzulernen, 

diakomsehe Einrichtungen zu besuchen, 

- an Kontakten zu Nachbargemeinden und Partner­
kirchen teilzuhaben, 

- sich an Diensten und Aufgaben der Gemeinde im Sinne 
eines Konfirmandenpraktikums zu beteiligen. 

Auf diese Weise können sie ihre Gemeinde und Kirche 
anschaulich erleben. 

4.3 Ein wesentliches Anliegen der Konfirmandenzeit 
ist die Hilfe zum Leben in und mit der Ortsgemeinde. 
Diesem Anliegen muß die Gestaltung des Unterrichts ent­
sprechen. Für die Jugendlichen ist oft entscheidend, in 
welcherWeise sie Gemeinschaft mit Erwachsenen und in 
ihrer Gruppe erleben. 

Wichtig ist, daß die Konfirmandinnen und Konfirman­
den das Zusammenkommen in ihrer Gruppe bereits als 
eine Gestalt von Gemeinde erfahren können. 

5. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

5.1 Verantwortlich für die Durchführung des Konfir­
mandenunterrichts ist die zuständige Gemeindepfarrerin 
bzw. der zuständige Gemeindepfarrer. Religionspädago­
gisch ausgebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kön­
nen mit der Erteilung des Konfirmandenunterrichts beauf­
tragt werden. Andere Fachkräfte (z.B. die Kirchenmusike­
rirr oder der Kirchenmusiker) sowie ehrenamtliche Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter sollen in die Konfirmanden­
arbeit verantwortlich einbezogen werden. 

Alle Unterrichtenden nehmen eine seelsorgerliehe Auf­
gabe gegenüber den Jugendlichen wahr. 

5.2 Wer Konfirmandenunterricht erteilt, hat Anspruch 
auf Beratung und Fortbildung. Ehrenamtliche Mitarbei-

• 

• 
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terinnen und Mitarbeiter werden aufKosten der Gemeinde 
mit Unterrichtshilfen und -materialien ausgestattet. 

5.3 Die Verantwortung des Ältestenkreises für die Kon­
firmandenarbeit der Gemeinde findet darin ihren Aus­
druck, daß der Ältestenkreis mindestens einmal im Jahr 
über die Konfirmandenarbeit berät und die erforderlichen 
Beschlüsse faßt. 

Die Kirchenältesten sollen die Konzeption des Konfir­
mandenunterrichts in der Gemeinde mittragen und gegen­
über Eltern und anderen Gemeindegliedern vertreten kön­
nen. 

6. Konfirmation·· 

6. Der Konfirmation geht das Konfirmationsgespräch 
voraus (vgl. Ziffer 15). 

6.2 Die Konfirmation findet im sonntäglichen Gemein­
degottesdienst statt. Ihre Gestaltung soll dem festlichen 
Charakter des Tages angemessen sein und die wesentli­
chen Elemente der Konfirmation deutlich machen: 

a) Die Erinnerung an die Taufe erfolgt in vielfältiger 
Weise im Konfirmationsgottesdienst, insbesondere in 
der Anrede im Zusammenhang mit der Kon­
firmationshandlung. Durch die erneute Bezeugung der 
Taufgnade sollen die Jugendlichen im Glauben ermu­
tigt werden. 

Auch die Empfindungen der Eltern in der Stunde der 
Konfirmation sollen mit dem verknüpft werden, was 
ihnen in der Taufe ihrer Kinder bezeugt wurde. 

b) Das gemeinsame Bekenntnis des Glaubens mit den 
Worten des Apostolischen Glaubensbekenntnisses ge­
hört zur Liturgie der Konfirmation. 

c) Das Glaubensbekenntnis kann durch A~ssagen ver­
deutlicht werden, die von den Jugendlichen erarbeitet 
wurden. 

d) Taufen im Konfirmationsgottesdienst können in be­
sonderer Weise den Zusammenhang der Konfirmation 
mit dem Taufgeschehen verdeutlichen. 

Es ist darauf zu achten, daß die Tauf- und die Kon­
firmationshandlung ihr jeweils eigenes Profil behal­
ten. 

e) In Segnung und Sendung verdichten sich in besonderer 
Weise die Fürbitte der Gemeinde für die Kon­
firmandinnen und Konfirmanden und die Ermutigung 
zu einem Leben aus dem Glauben. 

Die Bedeutung der Handauflegung und die Form der 
Segnung soll mit den Jugendlichen und ihren Eltern 
vor der Konfirmation besprochen werden. 

f) Die Zusammengehörigkeit in der Gemeinde findet ih­
ren besonderen Ausdruck in der Feier des Heiligen 
Abendmahls im Konfirmationsgottesdienst. 

Konfirmationsgottesdienste ohne die Feier des Heili­
gen Abendmahls sollten daher die Ausnahme sein. 

Weitere Hinweise und Überlegungen dazu finden sich im Litur­
gischen Wegweiser für die Gottesdienste in der Evangelischen 
Landeskirche in Baden, Teil B: Besondere Gottesdienste, Ziffer 
4, und in den im Auftrag des Evangelischen Oberkirchenrats 
herausgegebenen Arbeitshilfen zu den Leitlinien für Konfirma­
tion (»Für die Arbeit mit Konfirmanden- Neue Folge«, Teil 4). 

II. Die Konfirmandenzeit 

7. Alter 

7.1 Die Bestimmung der Lebensordnung (Vollendung 
des 14. Lebensjahres am 30. Juni des Konfirmations-

jahres) zielt auf ein Mindestalter für die Konfirmation und 
bedeutet, daß die Jugendlichen im allgemeinen im 8. 
Schuljahr konfirmiert werden. 

7.2 Ist in einer Gemeinde nach Sitte und Herkommen 
oder aufgrund eines Beschlusses des Ältestenkreises ein 
höheres Konfirmationsalter üblich, kann dieses bei­
behalten werden, sofern es nicht verpflichtend gemacht 
wird. 

Gegebenenfalls ist auf eine angemessene Unterweisung 
der Konfirmandinnen und Konfirmanden zu achten, die 
nicht das in der Gemeinde übliche Konfirmationsalter 
haben. 

7.3 Eine Heraufsetzung des Konfirmationsalters in ei­
ner Gemeinde um einJahrist möglich. Darüber beschließt 
der Ältestenkreis nach Anhörung der Gemeindeversamm­
lung. Bei der Beschlußfassung sind auch überörtliche Be­
lange zu berücksichtigen. 

Gegen diesen Beschluß kann Einspruch beim Bezirks­
kirchenrat eingelegt werden. Dieser entscheidet endgültig. 

7.4 Jede Änderung des Konfirmationsalters in einer 
Gemeinde muß zwei Jahre vor dem Konfirmationstermin 
beschlossen werden. 

8. Anmeldung 

8.1 Auf den Anmeldetermin zur Konfirmation ist recht­
zeitig und öffentlich aufmerksam zumachen. 

Die Anmeldung soll spätestens vier Wochen vor Beginn 
des Konfirmandenunterrichts beim zuständigen Pfarramt 
erfolgen. In benachbarten Kirchengemeinden oder inner­
halb des Kirchenbezirks soll nach Möglichkeit ein ge­
meinsamer Zeitpunkt vereinbart werden. 

8.2 Vier Wochen nach Beginn des Konfirmandenun­
terrichts können Jugendliche dazu nicht mehr angemeldet 
werden. Ausnahmen bedürfen besonderer Begründung 
und der Genehmigung des Ältestenkreises. 

8.3 Das Pfarramt stellt zu Beginn des Konfirmandenun­
terrichts ein Verzeichnis der Konfirmandinnen und Kon­
firmanden auf, in das die Taufdaten der Jugendlichen 
einzutragen sind. Für Jugendliche, die nicht in der betref­
fenden Pfarr- oder Kirchengemeinde getauft sind, ist bei 
der Anmeldung ein Taufschein vorzulegen. 

8.4 Begleiten Mütter oder Väter ihre Kinder bei der 
Anmeldung, ist dies ein Anknüpfungspunkt für die Eltern­
arbeit. Melden sich Jugendliche allein an, ist das Gespräch 
mit den Erziehungsberechtigten unverzichtbar. 

8.5 Konfirmandenunterricht und Religionsunterricht 
haben ihr jeweils eigenes Profil. Im Konfirmandenun­
terricht wird Bezug genommen auf Kenntnisse und Ein­
sichtenallsdem Religionsunterricht. Von daher sind Ge­
spräche zwischen Pfarrerinnen und Pfarrern einerseits und 
Religionslehrerinnen und Religionslehrern andererseits 
dringend anzuraten. 

Die Teilnahme am Religionsunterricht wird bei der An­
meldung erfragt. Ist sie nicht gegeben, muß dem Konfir­
manden oder der Konfirmandin bzw. den Eltern Gelegen­
heit gegeben werden, die Gründe dafür darzulegen. Über 
die Zulassung zum Konfirmandenunterricht entscheidet 
der Ältestenkreis. 

Gegen diese Entscheidung kann beim Bezirkskirchenrat 
Einspruch erhoben werden. Dieser entscheidet endgültig. 
Er kann auch prüfen, ob ein überparochiales Angebot für 
diese Jugendlichen angezeigt ist. 
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9. Dauer der Konfirmandenzeit 

9.1 Die Konfirmandenzeit beginnt mit der Anmeldung. 
Sie dauert in der Regel ein Jahr, damit sich die erforderli­
che Begleitung der Konfirmandinnen und Konfirmanden 
im Übergang von der Kindheit in das Jugendalter über eine 
angemessene Zeit erstreckt. Die Jugendlichen können so 
auch die Festzeiten eines ganzen Kirchenjahres miterle­
ben. 

Dies bedeutet, daß die Anmeldung zur Konfirmation im 
allgemeinen kurz vor oder bald nach der Konfirmation des 
vorigen Jahrgangs erfolgen muß. 

9.2 Mit der Zeitvorgabe der Lebensordnung ·ist die 
Möglichkeit gegeben, die Konfirmandenzeit sinnvoll zu 
strukturieren und unterschiedliche Organisationsformen 
in angemessener Weise miteinander zu kombinieren. Da­
bei ist darauf zu achten, daß eine gewisse Regelmäßigkeit 
der Zusammenkünfte der Gruppe gewahrt bleibt. 

Entsprechende Beispiele für die Strukturierung der Konfir­
mandenzeit bieten die im Auftrag des Evangelischen Oberkir­
chenrats herausgegebenen Arbeitshilfen zu den Leitlinien für 
Konfirmation (»Für die Arbeit mit Konfirmanden- Neue Folge«, 
Teil 2). 

10. Organisation und Inhalte 

10.1 Entscheidungen über die Organisation der Kon­
firmandenzeit und über die Gewichtung ihrer Inhalte (vgl. 
Ziff. 3.3 und 3.4) trifft der Ältestenkreis auf Vorschlag des 
zuständigen Pfarrers oder der Pfarrerin. 

Für die entsprechenden Beratungen ist es wichtig, daß 
die Pfarrerin oder der Pfarrer vor Beginn des Konfir­
mandenunteqichts zusammen mit den beteiligten Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeitern einen Übersichtsplan auf­
stellt, der mit den Kirchenältesten besprochen und in sei­
nen Grundzügen beschlossen wird. Die Planung orientiert 
sich an den Vorgaben unter Ziffer 3.3 und Ziffer 3.4 dieser 
Durchführungsbestimmungen. 

10.2 Für die Gestaltung des Konfirmandenunterrichts 
sind je nach Situation und Thematik folgende Organi­
sationsformen möglich: 

Einzelstunden 

Blockstunden 

Konfirmandennachmittage (mit mehreren Stunden.) 

Konfirmandentage und -Wochenenden 

- Konfirmandenfreizeiten 

Ferienkurse 

- Konfirmandenpraktika 

Insgesamt müssen 60 Zeitstunden erreicht werden. 

Es liegt im Ermessen des Ältestenkreises, in welcher 
Weise Arbeitseinheiten von Freizeiten und Praktika auf 
die Riebtstundenzahl angerechnet werden. 

10.3 Im Rahmen der genannten Organisationsformen 
können Themen angeboten werden als 

einheitliche Angebote für alle Konfirmandinnen und 
Konfirmanden (Pflichtkurse), 

unterschiedliche Kursangebote für einzelne Konfir­
mandengruppen (Wahlkurse, Praktika). 

10.4 Der Konfirmandenunterricht soll in überschau­
baren Gruppen durchgeführt werden, denen möglichst 
nicht mehr als 18 Jugendliche angehören. 

Eine Gruppeneinteilung nach Schularten sollte vermie­
den werden. (s. Mau) 

10.5 Jede Gemeinde ist verpflichtet, die notwendigen 
äußeren Voraussetzungen für den Konfirmandenunter~ 
richt zu schaffen. Dazu gehört insbesondere die Bereit­
stellung entsprechend eingerichteter Räume und der finan­
ziellen Mittel, die für die Durchführung des Konfir­
mandenunterrichts nötig sind. 

10.6 Der Konfirmandenunterricht kann von benach­
barten Pfarr- oder Kirchengemeinden gemeinsam geplant 
und durchgeführt werden, um dadurch Kursangebote und 
andere Formen der Zusammenarbeit zu ermöglichen, ge­
meindlichen Situationen Rechnung zu tragen oder pädago­
gische Gesichtspunkte besser berücksichtigen zu können. 

Insbesondere in Schulen für Behinderte, für Jugendliche 
aus Ganztagsschulen oder bei sehr kleinen Konfir­
mandenjahrgängen können übergemeindliche Gruppen 
gebildet werden. 

Die Genehmigung für die Bildung solcher Gruppen er­
teilt der zuständige Dekan. In Zweifelsfällen entscheidet 
der Bezirkskirchenrat 

10.7 Aufgrund einer Vereinbarung mit den Schulbe­
hörden kann für die Schülerinnen und Schüler der 8. Klas­
senmit zwei unterrichtsfreien Nachmittagen in der Woche 
gerechnet werden. Dafür siml konkrete Absprachen vor 
Ort erforderlich. Ein Rechtsanspruch aufbestimmte Nach­
mittage besteht nicht. 

Unterrichtszeiten, die nicht in das vereinbarte Schuljahr 
bzw. auf die vereinbarten Tage fallen, erfordern besondere 
Absprachen oder eine entsprechende Auswahl der Organi­
sationsformen für den Konfirmandenunterricht. 

11. Vorstellung der Konfirmandinnen und 
Konfirmanden 

11.1 Zu Beginn oder in den ersten Wochen der Kon­
firmandenzeit findet ein Gottesdienst statt, zu dem die 
Jugendlichen zusammen mit ihren Eltern in besonderer 
Form eingeladen werden. Sie werden in diesem Got­
tesdienst begrüßt und stellen sich der Gemeinde vor. 

11.2 Nach Möglichkeit werden die Jugendlichen und 
ihre Eltern an der Vorbereitung und Durchführung des 
Gottesdienstes beteiligt. Der Gottesdienst kann auch von 
einer Jugendgruppe oder einem anderen Gemeindekreis 
gestaltet werden. 

Die Gestaltung dieses Gottesdienstes soll deutlich ma­
chen, daß die Jugendlichen im Leben der Gemeinde will­
kommen sind und daß die Gemeinde sie und ihre Familien 
während der Konfirmandenzeit in besonderer Weise mit 
ihrer Fürbitte begleitet. 

12. Teilnahme am Gottesdienst und 
Gottesdienstgestaltung 

12.1 Es wird erwartet, daß die Konfirmandinnen und 
Konfirmanden regelmäßig am Gottesdienst teilnehmen. 
Diese Erwartung ist begründet in der Gewißheit, daß Jesus 
Christus selbst die ganze Gemeinde zum Hören auf sein 
Wort und zur Gemeinschaft an seinem Tisch einlädt, und 
in der Hoffnung, daß der verbindliche Charakter dieser 
Einladung im Gottesdienst erfahren werden kann. 

In der Konfirmandenzeit sollen die Jugendlichen den 
Gottesdienst als Hilfe für ihre Lebensgestaltung entdecken 
können. Dann werden sie die sonntäglichen Gottesdienste 
gern besuchen. 

12.2 Dies erfordert eine pädagogisch verantwortete Be­
gegnung der Konfirmandinnen und Konfirmanden mit 
dem gottesdienstlichen und geistlichen Leben der Ge­
meinde. 

' 
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Dazu gehören 

das Miterleben des Kirchenjahres und seiner Festzei­
ten, 

die Anleitung zu Gebet, Andacht und Meditation in der 
Gruppe, 

- die gemeinsame Vorbereitung und Mitgestaltung von 
Gottesdiensten durch die Konfirmandengruppe. 

Eine die Jugendlichen ansprechende Gestaltung soll ihre 
Bereitschaft zur Teilnahme am Gottesdienst fördern. 

Darüber hinaus sollen im Laufe der Konfirmandenzeit 
wiederholt Gottesdienste angeboten ·werden, bei denen/ 
aufgrund ihrer Gestaltung in besonderer Weise mit der 
Teilnahme der Jugendlichen und ihrer Eltern gerechnet 
werden kann. 

Erfahrungen mit dem Gottesdienst sollten im Unterricht 
aufgenommen und verarbeitet werden. 

12.3 Die Gestaltung der Gottesdienste in der Konfir­
mandenzeit sollte im Ältestenkreis beraten werden. Über 
Erwartungen an den Gottesdienstbesuch der Konfirman­
dinnen und Konfirmanden sollte mit den Jugendlichen und 
ihren Eltern eine Verständigung erzielt werden. 

13. Elternarbeit 

13.1 In der Konfirmandenzeit benötigen Jugendliche in 
besonderer Weise verständnisvolle Begleitung, Halt und 
Geborgenheit und gleichzeitig die Erfahrung, daß Erwach­
sene sie freigeben und loslassen können. Dies gilt auch im 
Blick auf Einstellungen zu Kirche und Glaube. 

Es ist eine wichtige Aufgabe, dies den Eltern bewußt zu 
machen und sie auf ihre Mitverantwortung für das Gelin­
gen der Konfirmandenzeit anzusprechen. 

13.2 Je nach Situation lassen sich in der Elternarbeit 
unterschiedliche inhaltliche Schwerpunkte setzen. Dazu 
gehören insbesondere: 

- Informationen über Ziele, Inhalte und Gestaltung des 
Konfirmandenunterrichts, 

Der Austausch von Erfahrungen aus der eigenen Kon­
firmandenzeit, mit Kirche und Gemeinde, 

Gespräche über Fragen und Themen des Glaubens und 
Lebens, 

Hilfen bei der Begleitung der Jugendlichen während 
der Konfirmandenzeit und im Übergang von der Kind­
heit in das Jugendalter, 

- Seelsorgerlieber Begleitung der Eltern (Familiensi­
tuation, Lebensalter), 

- Begegnungen mit der Ortsgemeinde als Lebensraum. 

Bei der Arbeit mit Konfirmandeneltern sollten 
Erfahrungen und Einsichten aus der Erwachsenenbildung 
berücksichtigt werden. 

13.3 Folgende Fortnen für die Elternarbeit haben sich 
bewährt: 

- Hausbesuche oder Einladungen ins Pfarrhaus, 

- Elternabende und Seminarveranstaltungen, 

Regelmäßige Elternbriefe, 

Besondere Gottesdienste. 

Möglichkeiten, Eltern auf ihre Mitwirkung hin 
anzusprechen, bieten sich besonders bei der Vorbereitung 
einer Freizeit, bei einzelnen Themen der Konfirmanden­
zeit, bei einer Organisation des Unterrichts in Hausgrup­
pen und bei Gemeindefesten. 

Hinzu kommen Anlässe, die sich aus der Konfirman­
denzeit selbst ergeben, wie z.B. die Anmeldung zum Kon­
firmandenunterricht, besondere Gottesdienste, das Konfir­
mationsgespräch und die Vorbereitung auf den Konfirma­
tionstag. 

14. Teilnahme am Abendmahl 

14.1 Die Teilnahme am Abendmahl setzt eine ent­
sprechende Unterweisung voraus. Deshalb ist die Vor­
bereitung auf die Teilnahme am Abendmahl in persönli­
cher Verantwortung und eigener Entscheidung ein wesent­
liches Anliegen der Konfirmandenzeit 

14.2 Die entscheidenden Erfahrungen mit der Gemein­
de als Leib Christi schließen die Teilnahme am Abend­
mahl ein. Auch ist in einer zunehmenden Zahl von Ge­
meinden die Abendmahlsfeier Bestandteil des Gottesdien­
stes, zu dem die Konfirmandinnen und Konfirmanden 
eingeladen sind. Sie können daher von der Teilnahme am 
Abendmahl nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden. 

Deshalb eröffnet die Lebensordnung die Möglichkeit, 
daß die Konfirmandinnen und Konfirmanden im Rahmen 
der Einführung in das Verständnis des Heiligen Abend­
mahls eingeladen werden, daran teilzunehmen. 

Diese Gesichtspunkte müssen bei den Beratungen im 
Ältestenkreis über die Konzeption der Konfirmanden­
arbeit in der Gemeinde berücksichtigt werden. · 

14.3 Als Hinführung zur Abendmahlsfeier im Gottes­
dienst der Gemeinde haben sich Abendmahlsfeiern in ei­
ner die Jugendlichen ansprechenden Form (z.B. Mahlfei­
ern am Tisch, bei Konfirmandenfreizeiten usw .) bewährt. 
Nach Möglichkeit sollen die Konfirmandinnen und Kon­
firmanden diese Mahlfeiern mit vorbereiten und gestalten. 

Die Mahlfeier im Gottesdienst der Gemeinde soll den 
Jugendlichen als einheitsstiftendes Zeichen der Kirche 
erschlossen werden. Mahlfeiern in der Gruppe sollen da­
rauf bezogen sein. 

Bei der Gestaltung der Abendmahlsfeier im Gottes­
dienst der Gemeinde ist auf die erwünschte Teilnahme der 
Jugendlichen Rücksicht zu nehmen. 

14.4 Gehören zu einer Konfirmandengruppe Jugend­
liche, die noch nicht getauft sind, entspricht es der Ord­
nung unserer Kirche, daß ihrer Teilnahme am Abendmahl 
die Taufe vorausgeht. Auf eine angemessene Dauer der 
Vorbereitung auf die Taufe ist zu achten. 

Gemeinsame Mahlzeiten in der Gruppe, die sich an den 
im Neuen Testament berichteten Mahlgemeinschaften mit 
Jesus orientieren, können bereits vor der Taufe einzelne 
Aspekte des Abendmahls in den Blick rücken und so auf 
die spätere Teilnahme am Abendmahl vorbereiten. 

Die Abendmahlsunterweisung in diesen Gruppen muß 
in besonderer Weise seelsorgerlieh verantwortet sein. 

15. Konfirmationsgespräch 

15.1 Nach Möglichkeit soll die Gemeinde bereits im 
Laufe der Konfirmandenzeit über Erfahrungen und Ein­
sichten der Jugendlichen informiert und in die Arbeit mit 
ihnen einbezogen werden. Dies kann wiederholt gesche­
hen: 

In Gottesdiensten, die von den Jugendlichen vor­
bereitet werden. 

Im Rahmen von Gemeinde- und Elternabenden. 

Die Information der Gemeinde geschieht auch durch 
Mitwirkung von Gemeindegliedern an der Konfirmanden­
arbeit. 
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15.2 Das Konfirmationsgespräch findet gegen Ende der 
Konfirmandenzeit statt. Gestaltangen im Sinne einer Prü­
fung sind zu vermeiden. 

Inhaltlich ist das Konfirmationsgespräch an Themen der 
Konfirmandenzeit orientiert. Die Jugendlichen geben Ein­
blick in Erkenntnisse und Erfahrungen, die sie im Laufe 
dieser Zeit gewormen haben. 

Die Gestaltung des Konfirmationsgesprächs soll die in 
der Konfirmandenzeit eingeübten Elemente und Formen 
aufnehmen. Dazu gehört auch die Möglichkeit eines von 
der Konfirmandengruppe gestalteten Gottesdienstes. 

Bei der Durchführung des Konfirmationsgesprächs sol­
len nach Möglichkeit Kirchenälteste beteiligt, Eltern und 
andere Gemeindeglieder einbezogen werden, um auf diese 
Weise das Gespräch zwischen den Generationen in der 
Gemeinde anzuregen. 

15.3 Grundsätzlich ist das Konfirmationsgespräch eine 
öffentliche Veranstaltung und entsprechend anzu­
kündigen. 

16. Zurückstellung von der Konfirmation 

16.1 Geben Jugendliche Anlaß, eine Zurückstellung 
von der Konfirmation i. S. der KLO zu erwägen, muß 
zunächst das Gespräch mit der Konfirmandin oder dem 
Konfirmanden selbst gesucht werden. Führt dies zu kei­
nem befriedigenden Ergebnis, ist ~it den Eltern und gege­
benenfalls mit Mitgliedern des Altestenkreises zu spre­
chen. 

Bleiben alle Bemühungen ohne Ergebnis, ist eine Ent­
scheidung des Ältestenkreises herbeizuführen. Diese Ent­
scheidung muß seelsorgerlieh verantwortet ~ein. 

16.2 Eine Zurückstellung von der Konfirmation muß so 
rechtzeitig ausgesprochen worden sein, daß dagegen noch 
die Entscheidung des Bezirkskirchemals angerufen wer­
den kann. Dieser entscheidet endgültig. 

16.3 Können zurückgestellte Jugendliche nicht am 
Konfirmandenunterricht des nachfolgenden Jahrgangs 
teilnehmen, müssen gegebenenfalls besondere Formen ih­
rer Hinführung zur Konfirmation bedacht werden. 

Dabei können auch Erfahrungen mit der Gemeinde im 
Rahmen der Jugendarbeit berücksichtigt werden. 

111. Der Konfirmationsgottesdienst 

· 17. Bedeutung des Gottesdienstes 

17.1 Der Konfirmationsgottesdienst ist schon immer 
durch verschiedene Motive bestimmt, die bis heute in der 
Üturgie anklingen (vgl. KLO Konfirmation, Ziffer 17). 

Diese Motive müssen nicht alle in gleicher Weise betont 
werden. Je nach Situation können sie unterschiedlich ge­
wichtet sein. Die Konfirmationsagende ist dafür offen. 
Zugleich bewahrt sie die Fülle des Konfirmati­
onsgeschehens. 

17.2 Im gesellschaftlichen Bewußtsein ist die Konfir­
mation vor allem das Fest des Übergangs von der Kindheit 
in das Jugendalter. Damit verbunden sind Erwartungen an 
eine kirchliche Begleitung und an eine festliche Gestal­
tung. 

Dem entspricht eine kirchliche Einordnung der Konfir­
mation, die die Eigenverantwortung der Konfirmierten in 
der Kirche respektiert, ihre Religionsmündigkeit und Pa­
tenfahigkeit betont, und die Konfirmation als Fürbitte und 
Ausdruck des seelsorgerliehen Geleites der Gemeinde ge­
genüber den Jugendlichen versteht. 

17.3 Hinweise zum Umgang mit den verschiedenen 
Motiven des Konfirmationsgottesdienstes finden sich im 
LiturgischenWegweiser für die Gottesdienste in der Evan­
gelischen Landeskirche in Baden, Teil B: Besondere Got­
tesdienste, 4.3 Der Konfirmationsgottesdienst bzw. in Teil 
4 der Arbeitshilfe »Für die Arbeit mit Konfirmanden«­
Neue Folge, 1988 ff. 

18. Gestaltung 

18.1 DieOrdnung des Konfirmationsgottesdienstes ist 
durch Kirchengesetz am 3. Mai 1984 von der Lan­
dessynode beschlossen und findet sich in Agende II. Sie 
enthält gleichwertige und gleichberechtigte Gestal­
tungsvarianten für die Verpflichtung. Diese werden mit 
der Konfirmandengruppe besprochen. Die Entscheidung 
für eine dieser Formen erfolgt im Benehmen mit dem 
Ältestenkreis. 

In jedem Fall soll der Gottesdienst den Jugendlichen 
gemäß sein und einen festlichen Charakter haben. Dazu 
können Elemente aus Gottesdiensten in neuer Gestalt auf­
genommen werden. 

18.2 Die Agende ermöglicht die Mitwirkung der Ju­
gendlichen, ihrer Eltern und Paten sowie von Kirchen­
ältesten im Konfirmationsgottesdienst Sie können Teile 
des Gottesdienstes übernehmen, z. B. Lesungen, Gebete, 
Worte an die Konfirmandengruppe (Wort des Ältesten­
kreises), Denksprüche, Fürbitten u.a.m. 

Insbesondere ist zu überlegen, wie Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter aus dem Konfirmandenunterricht im Konfir­
mationsgottesdienst beteiligt werden können (z. B. bei der 
Verpflichtung, bei Fürbitten, bei Segnung und Sendung). 

Hinweise dazu finden sich u. a. im Ringbuch Kasualien. 

18.3 Die Jugendlichen erhalten bei der Konfirmation 
einen Konfirmationsschein mit ihrem Denkspruch. Zu­
sätzlich kann auch eine Bibel, ein Kreuz oder ein anderes 
angemessenes Zeichen der Erinnerung an die Konfirma­
tion übereicht werden. 

18.4 Erfolgt bei der Taufe einer Konfirmandin oder 
eines Konfirmanden im Konfirmationsgottesdienst die 
Segnung im Zusammenhang mit der Taufhandlung (Tauf­
votum), ist eine zusätzliche Segnung im Rahmen der Kon­
firmationshandlung nicht mehr angemessen. 

Soll die Segnung innerhalb der Konfirmationshandlung 
zusammenmit der Segnung und Sendung einer Gruppe der 
getauften Jugendlichen erfolgen, entfällt das Taufvotum 
bei der Taufhandlung. 

(vgl. Konfirmationsagende: Taufe von Konfirmanden im Kon­
firmationsgottesdienst). 

19. Konfirmationstermin 

19.1 Der Konfirmationstermin wird vom Ältestenkreis 
festgelegt. Der Termin sollte bei der Anmeldung zum 
Konfirmandenunterricht bereits feststehen. Die Festle­
gung kann auch langfristig im voraus erfolgen. 

Bei der Verlegung eines herkömmlichen Konfirma­
tionstermins ist die Gemeindeversammlung zu hören. 

19.2 Ein Konfirmationstermin nach Ostern ermöglicht 
es, daß die Konfirmandengruppe sich an der Gestaltung 
der Passions- und Osterzeit in der Gemeinde beteiligt. 

Dieser Zeitraum empfiehlt sich auch mit Rücksicht auf 
die altkirchliche Taufpraxis in der österlichen Zeit. 

• 



• 

Heft?, 1990 AMTSBLATT 213 

19.3 Kann eine Konfirmandin oder ein Konfirmand we­
gen Erkrankung oder aus einem anderen triftigen Grund 
nicht am Konfirmationsgottesdienst teilnehmen, wird sie 
oder er nachträglich in einem Gottesdienst im Beisein von 
Kirchenältesten konfirmiert. 

(s. Konfirmationsagende: Ordnung der Konfirmation in beson­
deren Fällen). 

20. Rechtsstellung der Konfirmierten 

20.1 Die Konfirmierten haben das Recht, in eigener, 
selbständiger Verantwortung am Abendmahl teilzu­
nehmen. 

20.2 Mit der Konfirmation wird das Recht zur Über­
nahme des Patenamtes erworben. 

20.3 Konfirmierte Gemeindeglieder sind zur Mit\wir­
kung"in der Gemeindeversammlung berechtigt. 

21. Beurkundung 

21.1 Den Jugendlichen wird ein Konfirmationsschein 
ausgestellt (vgl. Ziffer 18.3). 

21.2 Nach dem Konfirmationsgottesdienst ist von der 
zuständigen Pfarrerin oder dem Pfarrer im Verzeichnis der 
Konfirmandinnen und Konfirmanden unterschriftlich zu 
beurkunden, an welchem Tag und von wem die im Ver­
zeichnis aufgeführten Jugendlichen konfirmiert wurden. 

Der Konfirmationsspruch ist einzutragen. 

Wenn eine Konfirmandin oder ein Konfirmand am Un­
terricht teilgenommen hat und in einer anderen Gemeinde 
konfirmiert oder von der Konfirmation zurückgestellt 
worden ist, so ist dies zu vermerken. 

IV. Konfirmierte Jugend in der Gemeinde 

22. Auftrag 

22.1 Grundsätzlich gilt: Die konfirmierten Jugendli­
chen haben teil an den Gaben und Aufgaben der Gemeinde 
(1. Kor. 12, 12 ff.). Daraus ergibt sich die Verpflichtung, 
vielfältige Formen der Jugendarbeit zu ermöglichen. 

Diese geschieht unter Berücksichtigung der örtlichen 
Situation und bezieht nach Möglichkeit Angebote des · 
Kirchenbezirks mit ein . 

22.2 Wo sich die Christenlehre in bisheriger Form, das 
heißt als regelmäßige Veranstaltung am Sonntagvormittag 
erhalten hat, soll sie nach Möglichkeit durch zusätzliche 
Angebote ergänzt werden, um den. unterschiedlichen Be­
dürfnissen der Jugendlichen gerecht zu werden. 

22.3 Jede Gemeinde, ist verpflichtet, die notwendigen 
äußeren Voraussetzungen für die Arbeit mit den konfir­
mierten Jugendlichen zu schaffen. Die Verantwortung da­
für trägt der Ältestenkreis. 

Sie wird von haupt-, neben- oder ehrenamtlichen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeitern im Zusammenwirken mit 
den beteiligten Jugendlichen geplant und durchgeführt. 
Sie soll gegenüber dem Gesamtkonzept der gemeindlichen 
Arbeit verantwortet werden. 

23. Ziele 

23.1 Über die Konfirmandenzeit hinaus soll den Ju­
gendlichen ermöglicht werden, 

sich am Leben der Gemeinde in seinen unter­
schiedlichen Formen zu beteiligen, 

- Gemeinschaft mit Gleichaltrigen zu erleben, 

in Dienste und Aufgaben in Kirche und Gesellschaft 
hineinwachsen, 

Begleitung und Hilfe bei der Bewältigung persönlicher 
Lebensfragen zu erfahren. 

23.2 Im Blick auf diese Ziele haben sich vor allem 
bewährt: 

die Vorbereitung und Mitgestaltung von Gottes­
diensten, 

die Mitarbeit im Kindergottesdienst und im Konfir­
mandenunterricht der nachfolgenden Jahrgänge, 

- die Mitarbeit im Kindergottesdienst und im Konfir­
mandenunterricht der nachfolgenden Jahrgänge, 

- die Teilnahme an Gruppen und Kreisen der jungen 
Gemeinde, 

regelmäßige Treffpunkte und Veranstaltungen mit the­
matischen und geselligen Angeboten, 

die Vorbereitung, Durchführung und Auswertung zeit­
lich begrenzter Aktionen und Projekte, 

Freizeit-, Bildungs- und Kursangebote, 

Einkehrwochenenden, Teilnahme oder Mitarbeit am 
Kirchentag. 

V. Konfirmation in besonderen Fällen 

24. Konfirmation von Erwachsenen 

24.1 Für Jugendliche und Erwachsene, die nicht am 
Konfirmandenunterricht teilgenommen haben, können 
vorbereitende Gespräche auf die Konfirmation angeboten 
werden. 

In Einzelfällen kann es auch sinnvoll sein, sie an be­
stimmten Organisationsformen des Konfirmanden-unter­
richts zu beteiligen. 

24.2 Sie können, wenn dies gewünscht wird, zusammen 
mit den anderen Konfirmandinnen und Konfirmanden ei­
nes Jahres konfirmiert werden. Eine entsprechende Ver­
ständigung zwischen den Betroffenen ist dabei vorausge­
setzt. 

Die Konfirmation ist auch möglich im Rahmen einer 
anderen gottesdienstlichen Feier. 

24.3 Entsprechendes gilt sinngemäß auch für Jugendli­
che und Erwachsene, die nicht getauft sind. 

25. Konfirmation von geistig Behinderten 

25.1 Mit der Taufe eines geistig behinderten Kindes 
bringt die Gemeinde zum Ausdruck, daß dieses Kind in 
die Gemeinschaft der Kirche gehört und von ihr getragen 
wird. 

Die Konfirmation verdeutlicht, daß die Taufe einen blei­
benden Zuspruch enthält, der weder durch menschliche 
Leistungen erworben, noch durch Behinderungen in Frage 
gestellt werden kann. Dieser Zuspruch wird für geistig 
Behinderte dort erfahrbar, wo sie zusammen mit anderen 
in der Gemeinde Jesu Christi Geborgenheit, Freude, An­
genommensein und Hilfe erleben. 

25.2 Die Teilnahme an der Konfirmation und am Heili­
gen Abendmahl hat eine große seelsorgerliehe Bedeutung 
für geistig behinderte Jugendliche und deren Familien. Sie 
ist zugleich ein zeichenhafter Beitrag der christlichen Ge­
meinde zur Integration der Behinderten in unserer Gesell­
schaft. 
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Erfahrungen zeigen, daß Gemeinden aus der Offenheit 
für geistig Behinderte Anregungen und vielfältige Berei­
cherung erhalten. 

25.3 Aufgrund ihrer Verantwortung für die ganze Ge­
meinde sind Älteste, Pfarrerinnen und Pfarrer gehalten, 
auf geistig behinderte Jugendliche und deren Eltern in 
besonderer Weise zuzugehen und sie auf die Konfirmation 
hin anzusprechen. Auch andere Gemeindeglieder, insbe­
sondere die Lehrerinnen und Lehrer dieser Jugendlichen, 
können hier wichtige Dienste leisten. 

Zu berücksichtigen ist, daß manche Eltern aus Scheu 
oder aus Unkenntnis zurückhaltend sind im Blick auf die 
Konfirmation ihres Kindes und dessen Teilnahme am 
Abendmahl. 

25.4 Zur Organisation des Konfirmandenunterrichts für 
geistig behinderte Jugendliche, vgl. Ziffer 10.5. 

26. Konflrmationsjubiläe,n 

26.1 Es wird empfohlen, einmal im Jahr eine Feier zum 
Konfirmationsjubiläum (Silberne Konfirmation, Goldene 
Konfirmation usw.) anzubieten. Vielfach ist eine solche 
Feier bereits üblich. Es hat sich bewährt, die Konfirma­
tionsjubiläen auf einen Sonntag des Jahres zu legen, aber 
von der Konfirmation der Jugendlichen zu trennen. 

26.2 Auch wenn sich für das Konfirmationsjubiläum 
ein Sonntag des Jahres eingebürgert hat, ist es sinnvoll, 
frühzeitig auf diesen Termin hinzuweisen und ihn in viel­
fältiger Weise bekanntzumachen. Insbesondere ist darauf 
zu achten, daß Gottesdienste zum Konfirmationsjubiläum 
auch offen sind für Gemeindeglieder, die andernorts kon­
firmiert wurden und das Jubiläum in ihrer jetzigen Ge­
meinde begehen wollen. 

26.3 Konfirmationsjubiläen sind Anlaß zu Dank und 
Erinnerung an Gottes Geleit und Bewahrung im Leben und 
im Sterben. Schwerpunkte dieser Gottesdienste sind die 
Erinnerung an die eigene Konfirmation, das Taufgedächt­
nis und die Feier des Heiligen Abendmahls. 

Für die Feier der Goldenen Konfirmation kommt in der 
Regel hinzu, daß der Übergang von der Berufstätigkeit in 
den Ruhestand bei vielen Jubilaren eine besondere Rolle 
spielt. 

Es wird empfohlen, im Jubiläumsgottesdienst die Denk­
sprüche zur Konfirmation aufzunehmen und die Form 
einer möglichen erneuten Einsegnung mit dem Betroffe­
nen abzusprechen. 

Schlußbestimmungen: 

1. Zur Erprobung neuer Arbeits- und Organisations­
formen ist eine Abweichung von diesen Bestimmun­
gen möglich. Sie bedarf der Genehmigung durch den 
Evangelischen Oberkirchenrat. 

2. Über die Konfirmandenarbeit einer Gemeinde wird 
dem Evangelischen Oberkirchenrat in der Regel anläß­
lich der Visitation berichtet. Die Berichte werden vom 
Landeskirchlichen Beauftragten ausgewertet. 

Kar 1 s ruhe, den 6. März 1990 

Evangelischer Oberkirchenrat 

Dr. W a 1 th er 

Nr. 78 Zehntes kirchliches Gesetz zur Änderung 
der Grundordnung. 

Vom 25. April1990. (GVBl. S. 85) 

Die Landessynode hat mit verfassungsändernder Mehr­
heit das folgende kirchliche Gesetz beschlossen: 

Artikel! 

Die Grundordnung der Evangelischen Landeskirche in 
Baden in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Mai 
1972 (GVBl. S. 36), zuletzt geändert durch das Neunte 
kirchliche Gesetz zur Änderung der Grundordnung vom 
14. April 1989 (GVBI. S. 97), wird nach Maßgabe der 
Artikel 2 bis 4 dieses Gesetzes geändert. 

Artikel 2 

Neufassung der Bestimmungen 
über den Landeskirchenrat 

1. § 123 erhält folgende Fassung: 

»§ 123 

(1) Der Landeskirchenrat ist das zum Dienst an der 
Kirchenleitung bestimmte Organ der Landeskirche, in 
dem Mitglieder der Landessynode, der Landesbischof, 
die Oberkirchenräte und die Prälaten in ständiger Ar­
beit zusammenwirken. 

(2) Der Landeskirchenrat besteht aus dem Landes­
bischof, dem Präsidenten der Landessynode, den von 
der Landessynode für die Dauer der Wahlperiode ge­
wählten Synodalen und den Oberkirchenräten. Die 
Zahl der von der Landessynode zu wählenden Synoda­
len steht im Verhältnis 3:2 zur Zahl der Oberkirchen­
räte. Für jedes synodale Mitglied ist ein Stellvertreter 
zu wählen. Die Prälaten gehören dem Landeskirchen­
rat mit beratender Stimm~ an. 

(3) Wenn sich nicht bereits unter den von der Lan­
dessynode gewählten Synodalen ein Mitglied der 
Evangelisch-Theologischen Fakultät der Universität 
Heidelberg befindet, so kann der Landesbischof ein 
solches Mitglied in den Landeskirchenrat berufen. Es 
hat die gleichen Pflichten und Rechte wie die synoda­
len Mitglieder, auch in Fällen des§ 125 Abs. 2 Buch­
staben c. 

(4) Der Landeskirchenrat nimmt regelmäßig den 
Bericht des Oberkirchenrats über alle wichtigen, die 
Landeskirche betreffenden Ereignisse entgegen. Auf 
Verlangen ist den Mitgliedern des Landeskirchenrats 
über alle Angelegenheiten Auskunft zu geben. Sie sind 
befugt, Einsicht in die Akten zu nehmen. Sie haben das 
Recht, den theologischen Prüfungen beizuwohnen. 

(5) Der Landeskirchenrat beschließt je nach dem 
Gegenstand der Entscheidung in voller Besetzung 
(§ 124) oder in synodaler Besetzung (§ 125).« 

2. § 124 erhält folgende Fassung: 

»§ 124 

(1) Der Landeskirchenrat b~schließt, wenn nichts 
anderes be~timmt ist, mit allen Mitgliedern (volle Be­
setzung). 

(2) In den Sitzungen aller seiner Mitglieder hat der 
Landeskirchenrat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) er beschließt vorläufige kirchliche Gesetze, wenn 
diese dringend nötig und unaufschiebbar sind, die 
Einberufung der Landessynode aber nicht möglich 
ist oder sich durch die Erheblichkeil der Sache 
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b) 

c) 

d) 

e) 

f) 

g) 

h) 

i) 

j) 

?icht rechtfertigen läßt. Bei ihrer nächsten Tagung 
1st der Landessynode das Gesetz zur Entscheidung 
vorzulegen. Lehnt sie es ab, so tritt das Gesetz vom 
Zeitpunkt des Synodalbeschlusses an außer Kraft; 

er erläßt die Ordnung der theologischen Prüfungen; 

er beschließt Vorlagen an die Landessynode; 

er entscheidet über die Erprobung neuer Arbeits-' 
und Organisationsformen gemäß§ 141; 

er vertritt die Landeskirche beim Abschluß zwi­
schenkirchlicher Vereinbarungen; 

er ernennt den Landesbischof aufgrund der Wahl 
der Landessynode; 

er wirkt mit bei der Berufung der Pfarrer, Dekane 
und Schuldekane nach den hierfür geltenden ge­
setzlichen Bestimmungen; 

er beruft die Richter der Disziplinarkammer und 
deren Stellvertreter; 

er beruft die Richter des kirchlichen Verwal­
tungsgerichts und die von der Landeskirche in den 
Verwaltungsgerichtshof der Evangelischen Kirche 
der Union zu entsendenden Richter und deren Stell­
vertreter; 

er setzt den Landeswahlausschuß eirl; 

k) er wirkt mit bei der Bildung des Schlichtungs­
ausschusses nach näherer Regelung des Mit­
arbei tervertretungs gesetzes; 

I) er entscheidet über die Abordnung, Beurlaubung 
oder Freistellung von Pfarrern und aus dem Probe­
dienst entlassenen Pfarrdiakonen aus dem Dienst 
der Landeskirche in Dienstbereiche anderer 
Rechtsträger, insbesondere der Diakonie, Mission 
und in Junge Kirchen; 

m) er trifft die ihm nach dem Dienst- und Besol­
dungsrecht für_ Pfarrer, Pfarrdiakone und Pfarr­
vikare zugewiesenen Entscheidungen, irisbe­
sondere über den Widerruf des Dienstverhältnisses 
von Pfarrdiakonen und Pfarrvikaren und die Ver­
setzung und Zurruhesetzung eines Pfarrers ohne 
dessen Antrag; 

n) er entscheidet über die Anfechtung einer Pfarr­
wahl; 

o) er wirkt mit bei Arbeitsrechtsregelungen nach dem 
Arbeitsrechtsregelungsgesetz. 

(3) Den Vorsitz im Landeskircheurat führt der Lan­
desbischof, sein Stellvertreter ist der Präsident der 
Landessynode. 

(4) Bei der Entscheidung über die Versetzungen 
gemäß § 61 Abs. 3 und bei vorzeitigen Zurruheset­
zungen ohne Antrag führt der Präsident der Lan­
dessynode den Vorsitz. Der Landesbischof ist berech­
tigt, ihm auch in anderen Fällen den Vorsitz zu über­
tragen. 

(5) Der Präsident der Landessynode wird im Lan­
deskircheurat durch seinen ersten oder zweiten Stell­
vertreter (§ 115) vertreten; soweit diese dem Landes­
kircheurat nicht angehören oder verhindert sind, wird 
ein Stellvertreter im Vorsitz durch die synodalen Mit­
glieder des Landeskircheurats aus ihrer Mitte be­
stimmt.« 

3. § 125 erhält folgende Fassung: 

»§ 125 

(1) Der Landeskircheurat beschließt in synodaler 
Besetzung, wenn diese Grundordnung oder eirl Kir­
chengesetz dies bestimmen. 

(2) Der Landeskircheurat mit den Stimmen nur sei­
ner synodalen Mitglieder hat folgende Aufgaben: 

a) er beruft im Einvernehmen mit dem Landesbischof 
Synodale in die Landessynode (§ 111 Abs. 1 
Buchst. b); 

b) er beruft auf Vorschlag des Landesbischofs die 
Mitglieder des Evangelischen Oberkircheurats, 
den Stellvertreter des Landesbischofs, das ge­
schäftsleitende Mitglied des Evangelischen Ober­
kirchenrats gemäß§ 128 Abs. 2 sowie die Prälaten 
und den Hauptgeschäftsführer des Diakonischen 
Werkes; 

c) er entscheidet über Beschwerden gegen Ver­
fügungen des Evangelischen Oberkircheurats 
gemäß§ 140; 

d) er versetzt gemäß § 128 Abs. 5 Mitglieder des 
Evangelischen Oberkirchenrats aus dringenden 
Gründen des Dienstes in den Ruhestand; 

e) er nimmt die ihm im Disziplinargesetz und im 
Gesetz über das Rechnungsprüfungsamt zugewie­
senen Aufgaben wahr; 

f) er beruft die Vertreter der Dienststellenleitungen in 
die Arbeitsrechtliche Kommission nach Maßgabe 
des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes. 

(3) Im Landeskircheurat irl synodaler Besetzung 
führt der Präsident der Landessynode den Vorsitz. Im 
Falle seiner Verhinderung gilt § 124 Abs. 5 ent­
sprechend. Der Präsident der Landessynode kann ei­
nem anwesenden Stellvertreter auch in anderen Fällen 
den Vorsitz überlassen. 

(4) An der Entscheidungsberatung und Abstim­
mung in den Fällen des Absatzes 2 nehmen nur die 
synodalen Mitglieder des Landeskircheurats teil. Eine 
allgemeine Aussprache, an der die übrigen Mitglieder 
des Landeskirchenrats und die Prälaten teilnehmen 
kann vorausgehen; andernfalls wird einem Vertrete; 
des Evangelischen Oberkircheurats auf Verlangen die 
Abgabe einer Erklärung ermöglicht. 

(5) Der Vorsitzende kann zur Erteilung von Aus­
künften und zu seiner Unterstützung bei der Abfassung 
von Entscheidungen sowie zur Protokollführung Mit­
arbeiter des Evangelischen Oberkircheurats hirlzuzie­
hen. 

(6) Der Präsident der Lam;lessynode gibt dem Lan­
desbischof Kenntnis von den Einladungen und Tages­
ordnungen der Sitzungen des Landeskirchenrats in 
synodaler Besetzung sowie von den Protokollen über 
die Sitzungsergebnisse.« 

4. § 126 erhält folgende Fassung: 

»§ 126 

(1) Der Landeskircheurat in voller Besetzung wird 
durch den Landesbischof und zu Sitzungen gemäß § 
125 in synodaler Besetzung durch den Präsidenten der 
L:mdessyno.de oder in deren Auftrag zu den jeweiligen 
Sitzungen emberufen. Er ist beschlußfähig, wenn mehr 
als die Hälfte seiner Mitglieder in der jeweiligen Be­
setzung anwesend ist; bei Entscheidung in voller Be­
setzung müssen zwei Drittel der synodalen Mitglieder 
anwesend sein. 
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(2) Der Landeskirchenrat faßt seine Entscheidun­
gen durch Mehrheitsbeschluß. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

(3) Der jeweilige Vorsitzende unterzeichnet die Sit­
zungsniederschriften. 

(4) Der Vorsitzende des Landeskirchenrats kann 
über einen schriftlich begründeten Antrag, wenn Eile 
not tut und die alsbaldige Einberufung einer Sitzung 
des Landeskirchenrats untunlich ist, schriftlich abstim­
men lassen. Der Antrag ist angenommen, wenn mehr 
als die Hälfte; darunter mindestens sechs synodale 
Mitglieder, zugestimmt und nicht wenigstens zwei 
Mitglieder binnen einerWochemündlich Beschlußfas­
sung verlangt haben.« 

5. § 129 erhält folgenden weiteren Absatz: 

»(3) Der Landesbischof gibt dem Präsidenten der 
Landessynode Kenntnis von den Einladungen und Ta­
gesordnungen des Evangelischen Oberkirchenrats so­
wie von den Protokollen über die Sitzungsergebnisse.« 

Artikel 3 

Anpassung der Grundordnung 
an geänderte Vorschriften 

und Verbesserung des Gesetzeswortlautes 

Abschnitt 1 

Mitgliedschaftrecht 

§ 9 erhält folgende Fassung: 

»§ 9 

Das Nähere über Erwerb und Verlust der Kirchenmit­
gliedschaft und über die einzelnen Rechte und Pflichten 
des Kirchenmitglieds wird, sofern nicht die Grundordnung 
eine Regelung enthält, durch die gesamtkirchliche Rechts­
setzung der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie 
in deren Rahmen durch Kirchengesetz geregelt.« 

Abschnitt 2 

Passive Wahlfähigkeit 

§ 16 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

»(3) Von dem Erfordernis der Vollendung des 21. Le­
bensjahres nach Absatz 1 Buchst. bsowie vonder Voraus­
setzung des Absatzes 1 Buchst. d kann der Bezirkswahl­
ausschuB auf begründeten Antrag des Gemeindewahlaus­
schusses befreien; im Falle des Absatzes 1 Buchst. b muß 
jedoch spätestens am Tage der Wahl das 18. Lebensjahr 
vollendet werden. Gegen die Entscheidung des Bezirks­
wahlausschusses kann Beschwerde an den Landeswahl­
ausschuB eingelegt werden.« 

Abschnitt 3 

Verpflichtung, Einführung 

1. § 17 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

»(3) Nach Unterzeichnung ihrer Verpflichtung wer­
den die Kirchenältesten vom Gemeindepfarrer im 
Hauptgottesdienst nach der Ordnung der Agende ein­
geführt.« 

2. In § 82 Abs. 2 entfallen die Worte: 

»Sie legen ein Gelöbnis ab.« 

3. In § 128 Abs. 3 entfällt; die jetzigen Absätze 4 bis 6 
werden neue Absätze 3 bis 5. 

Abschnitt 4 

Änderungen durch das Diakoniegesetz 

1. In§ 111 Abs. 2 Satz 1 entfallen die Worte: 

»sowie der Hauptgeschäftsführer des Diakonischen 
Werkes«. 

2. In§ 128 Abs. 1 Satz 3 entfallen die Worte: 

»und der Hauptgeschäftsführer des Diakonischen Wer­
kes«. 

Abschnitt 5 

Kirchliches Beschwerdeverfahren 

§ 140 erhält folgende Fassung: 

»§ 140 

(1) Entscheidungen kirchlicher Stellen mit Ausnahme 
der Landessynode, des Landeskirchenrats und des Landes­
wahlausschusses können durch Beschwerde angefochten 
werden, sofern sie nachprüfbar und nach ihrem Wesen 
beschwerdefähig sind. 

(2) Beschwerden sind innerhalb einer Frist von einem 
Monat schriftlich bei der Stelle einzulegen und zu begrün­
den, welche die anzufechtende Entscheidung erlassen hat. 
Die Frist beginnt mit der Eröffnung oder Zustellung der 
Entscheidung. Diese Stelle kann ihre Entscheidung abän­
dern. Tut sie das nicht, so hat sie die Beschwerde der 
nächst höheren Stelle zur Entscheidung vorzulegen. Wei­
tere Beschwerde ist zulässig. Die Entscheidungen des Lan­
deskirchenrats sind im Beschwerdeverfahren endgültig. 

(3) Für die Berechnung der Fristen gelten die Vor­
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. Fällt das Ende 
einer Frist auf einen Sonntag, einen allgemeinen Feiertag 
oder einen Sonnabend, so endet die Frist mit dem Ablauf 
des nächsten Werktages. 

(4) Die Bestimmungen über das kirchliche Verwal­
tungsgericht und das kirchliche Disziplinargericht bleiben 
unberührt.« 

Artikel 4 

Zusammensetzung 
des Evangelischen Oberkirchenrats 

1. § 128 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

»(1) Der Evangelische Oberkirchenrat besteht aus 
dem Landesbischof und aus theologischen und nicht­
theologischen Mitgliedern. Ein theologisches Mitglied 
ist der ständige Stellvertreter des Landesbischofs, ein 
rechtskundiges oder anderes nichttheologisches Mit­
glied verantwortlich für den geordneten Ablauf der 
Verwaltungsgeschäfte (geschäftsleitendes Mitglied). 
Dem Evangelischen Oberkirchenrat gehören die Präla­
ten mit beratender Stimme an.« 

2. In§ 129 Abs. 1 wird das Wort »rechtskundige« gestri­
chen. 

Artikel 5 

Inkrafttteten, Übergangsbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1990 in Kraft. 

(2) Für die bei lokrafttreten laufenden Beschwerde­
fristen gelten die nach Artikel 3 Abschnitt 5 geänderten 
Vorschriften des § 140 Abs. 2, soweit sie für den Be­
schwerdeführer günstiger sind. 
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(3) Der Evangelische Oberkirchenrat wird ermächtigt, 
die Grundordnung in neuer Fassung bekanntzumachen. 
Dabei sind Unstimmigkeiten, die sich aus Verweisen der 
Artikel2 bis 4 auf andere Stellen der Grundordnung erge­
ben, zu bereinigen. Weiter ist die Systematik der Schreib­
weise der Grundordnung (Paragraph, Absatz, Nummer, 
Buchstabe) zu vereinheitlichen. 

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet. 

K a r 1 s r u h e , den 27. April 1990 

Der Landesbischof 

Dr. Klaus Eng e 1 h a r d t 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern 

Nr. 79 Bekanntmachung der Neufassung des Kir­
chengesetzes über den Vorbereitungsdienst 
in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
lJayern und die Rechtsverhältnisse der Vika· 
re und Vikarinnen (Vorbereitungsdienstge­
setz) - vormals Kirchengesetz über die 
Rechtsverhältnisse der Predigtamts- und 
Pfarramtskandidaten (Kandidatengesetz -
KandG). 

Vom 10. April1990. (KABI. S. 157) 

Aufgrund Art. 2 Buchst. a des Kirchengesetzes zur Än­
derung des Kirchengesetzes über die Rechtsverhältnisse 
der Predigt- und Pfarramtskandidaten (Kandidatengesetz 
- KandG) vom 5. Dezember 1989 (KABI. S. 350) wird 
nachstehend der Wortlaut des Kirchengesetzes über den 
Vorbereitungsdienst in der Evangelisch-Lutherischen Kir­
che in Bayern und die Rechtsverhältnisse der Vikare und 
Vikarinnen (Vorbereitungsdienstgesetz) in der ab 1. Janu­
ar 1990 geltenden Fassung bekanntgemacht: ' 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen durch 
die Kirchengesetze 

1. vom 2. Dezember 1977 (KABI. S. 302) 

2. vom 3. Dezember 1980 (KABI. S. 290) 

3. vom 2. Dezember 1981 (KABI. S. 356) 

4. vom 3. Dezember 1984 (KABI. S. 351) 

5. vom 2. Dezember 1985 ~KABI. S. 382) 

6. vom 5. Dezember 1989 (KABI. S. 350) 

München, den 10. April 1990 

I. A.: Dr. H o f m an n 

* 
Kirchengesetz über den Vorbereitungsdienst 

in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern­
und die Rechtsverhältnisse der Vikare und 

Vikarinnen(Vor bereitungsdienstgesetz)in der 
Fassung der Bekanntmachung 

vom 10. April 1990 

Übersicht 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Gegenstand des Gesetzes 

§ 2 Ausbildungsweg 

II. Theologisches Studium und theologische Aufnah­
meprüfung 

§ 3 Anwärterliste 

§ 4 Theologische Aufnahmeprüfung 

III. Vorbereitungsdienst 

§ 5 Aufnahme als Vikar 

§ 6 Ziel und Dauer des Vorbereitungsdienstes 

§ 7 Dienstbezeichnung 

§ 8 Verpflichtung 

§ 9 Begrenzter Arbeitsauftrag 

§ 10 Verhalten im Dienst und außerhalb des 
Dienstes 

§ 11 Dienstaufsicht 

§ 12 Schutz und Fürsorge 

§13 Entlassung; Ausscheiden aus dem Dienst 

IV. Theologische Anstellungsprüfung 

§ 14 Prüfungsordnung 

§ 15 Prüfungsziel 

V. Schlußbestimmungen 

§ 16 lokrafttreten 

Präambel 

Dieses Kirchengesetz beruht auf dem Verständnis vom 
Amt der Kirche, wie es in TeilAder Ordnung des geistli­
chen Amtes vom 27. Aprill939 (KABl S. 73) aus Schrift 
und Bekenntnis dargelegt ist. Darum erwartet die Kirche 
von allen, die sich auf dieses Amt vorbereiten, daß sie ihr 
Leben unter dem Wort Gottes in lebendiger Verbindung 
mit der Gemeinde führen. 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Gegenstand des Gesetzes 

(1) Dieses Kirchengesetz regelt die Voraussetzungen 
für den Vorbereitungsdienst zum Amt eines Pfarrers in der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und die 
Rechtsverhältnisse der Vikare und Vikarinnen. 

§ 2 

Ausbildungsweg 

(1) Die Ausbildung für den Dienst des Pfarrer:s in der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern umfaßt 

a) ein einjähriges Praktikum, auf das Wehr- und Zivil­
dienst angerechnet werden, 

b) ein mindestens vierjähriges philosophisch-theologi­
sches Studium an einer wissenschaftlichen Hochschu­
le 

c) die theologische Aufnahmeprüfung 
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d) den Vorbereitungsdienst (Lehrvikariat) 

e) die theologische Anstellungsprüfung. 

(2) Durch Verordnung sind die näheren Einzelheiten 
des Praktikums insbesondere hinsichtlich der Ziele, des 
Inhalts und der Durchführung sowie der Art und des Um­
fangs der Begleitung festzulegen. 

(3) An die Ausbildung schließt sich ein Probedienst 
nach dem Pfarrergesetz an. 

II. Theologisches Studium und theologische 
Aufnahmeprüfung 

(Erste theologische Prüfung) 

§3 

Anwärterliste 

(1) Studierende der Theologie, die in den Dienst der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern treten wollen, 
sollen sich am Anfang ihres Studiums beim Landeskir­
chenamt um Aufnahme in die Liste der Anwärter für das 
geistliche Amt bewerben. Das Landeskirchenamt kann 
auch später einlaufende Meldungen berücksichtigen. 

(2) Die Anwärterliste soll die Aufnahme unter die Kan­
didaten vorbereiten; sie ermöglicht den kirchlichenSteilen 
und den Theologiestudenten, frühzeitig miteinander in 
Verbindung zu treten. 

(3) Die Aufnahme in die Anwärterliste begründet kei­
nen Rechtsanspruch auf die Übernahme in den Vorberei­
tungsdienst oder die spätere Verwendung im Dienst der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern. 

§4 

Theologische Aufnahmeprüfung 

(1) In der Aufnahmeprüfung soll der Kandidat nach­
weisen, daß er die erforderlichen wissenschaftlichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten für die Aufnahme in den 
kirchlichen Vorbereitungsdienst erworben hat. Diese Prü­
fung ist zugleich Abschlußprüfung für die vorgeschriebe­
ne Hochschulausbildung. 

(2) Die Zulassung zur theologischen Aufnahmeprüfung 
setzt den Nachweis des Praktikums und ein mindestens 
vierjähriges philosophisch-theologisches Studium an ei­
ner wissenschaftlichen Hochschule voraus. Der Landes­
kirchenrat kann auf Antrag aus wichtigen Gründen vom 
Erfordernis des Praktikums in Ausnahmefällen absehen. 
Der Landeskirchenrat kann Zeiten eines nichttheologi­
schen akademischen Studiums in angemessenem Umfang 
auf das philosophisch-theologische Studium anrechnen. 

(3) Der Landeskirchenrat erläßt die Prüfungsordnung. 

(4) Gegen Entscheidungen des Landeskirchenrates, die 
das Prüfungsverfahren betreffen, kann die Schlichtungs­
stelle nach dem Pfarrergesetz angerufen werden. Das Prü­
fungsergebnis können Kandidaten nur darauf durch die 
Schlichtungsstelle nachprüfen lassen, ob verfahrensrecht­
liche Vorschriften verletzt wurden oder der Beurteilung 
der Prüfungsleistung rechtsirrige oder sachfremde Erwä­
gungen zugrunde lagen. Näheres bestimmt die Prüfungs­
ordnung. 

111. Vorbereitungsdienst 

ehenrat als Vikare in den Vorbereitungsdienst aufgenom­
men werden, wenn sie die entsprechenden persönlichen 
Voraussetzungen für den kirchlichen Dienst mitbringen. 
Sie müssen auch frei von solchen körperlichen und psy­
chischen Schäden sein, die sie an der Ausübung des Dien­
stes wesentlich hindern. Die Bewerber dürfen das 33. 
Lebensjahr, schwerbehinderte Bewerber das 35. Lebens­
jahr noch nicht vollendet haben. Der Landeskirchenrat 
kann Ausnahmen von diesen Höchstaltersgrenzen zulas­
sen. 

(2) Bewerber, die nicht an der theologischen Aufnah­
meprüfung in Bayern teilgenommen, jedoch eine andere 
theologische Hochschulabschlußprüfung bestanden ha­
ben, können auf Antrag als Vikare aufgenommen werden, 
wenn sie eine Ergänzungsprüfung erfolgreich abgelegt 
haben. Ausnahmen bestimmt der Landeskirchenrat. 

§6 

Ziel und Dauer des Vorbereitungsdienstes 

(1) Der Vorbereitungsdienst ist ein öffentlich-rechtli­
ches Dienstverhältnis (Lehrvikariat). Er ist der praktisch­
theologische Ausbildungsabschnitt. Der Vorbereitungs­
dienst soll den Vikar in die Praxis des kirchlichen Dienstes 
einführen und ihn zur verantwortlichen Wahrnehmung der 
Aufgaben seines künftigen Berufes hefähigen. 

(2) Der Vorbereitungsdienst dauert mindestens zwei 
Jahre; er kann allgemein durch Verordnung oder im Ein­
zelfall aus wichtigem Grund durch den Landeskirchenrat 
jeweils um höchstens ein Jahr verlängert werden. Der 
Landeskirchenrat kann die Ausbildungszeit ausnahmswei­
se im Einzelfall verkürzen, falls der Nachweis der Ausbil­
dung oder Betätigung auf einem wichtigen Arbeitsgebiet 
erbracht wird und die Berücksichtigung dieser Zeit den 
Erfolg des Vorbereitungsdienstes nicht wesentlich beein­
trächtigt; es soll jedoch nicht mehr als ein Jahr auf den 
Vorbereitungsdienst angerechnet werden. 

(3) Der Vorbereitungsdienst schließt die theologische 
Anstellungsprüfung ein. Bei Nichtbestehen der Prüfung 
kann der Landeskirchenrat auf Antrag zulassen, daß der 
Vikar noch einmal für die Dauer eines Jahres in den 
Vorbereitungsdienst aufgenommen wird. Diese Zeit wird 
bei der Berechnung des Besoldungsd~enstalters und der 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit nicht berücksichtigt. 

(4) Die Ausbildung im Lehrvikariat erfolgt grundsätz­
lich im Predigerseminar und in der Gemeinde. 

(5) Der Rektor des Predigerseminars plant und koordi­
niert die Ausbildung des Vikars während der gesamten 
Zeit des Vorbereitungsdienstes. 

(6) Für die Dauer des Vorbereitungsdienstes wird der 
Vikar vom Landeskirchenamt einem für die Ausbildung 
geeigneten Pfarrer (Lehrpfarrer) zugewiesen, der ihn in 
die Arbeitsgebiete der Gemeinde sowie in die Zusammen­
arbeit im Dekanatsbezirk und mit übergemeindlichen Ein­
richtungen einführt und die Ausbildung des Vikars beglei­
tet. Der Vikar hat seine Wohnung im Gemeindebereich 
seines Lehrpfarrers zu nehmen; in besonderen Fällen kann 
das Landeskirchenamt Ausnahmen zulassen. 

(7) Der Vikar kann aus dienstlichen oder wichtigen 
persönlichen Gründen versetzt werden. 

5 § § 7 

Aufnahme als Vikar Dienstbezeichnung 

(1) Kandidaten, die die theologische Aufnahmeprüfung (1) Die Dienstbezeichnung lautet» Vikar« oder» Vika-
(§ 4) bestanden haben, können auf Antrag vom Landeskir- rin«. 

T 
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§8 

Verpflichtung 

(1) Für die Ausübung seines Dienstes wird der Vikar 
vorläufig verpflichtet. Uber die Verpflichtung wird eine 
Niederschrift aufgenommen. 

(2) Die Verpflichtung wird in der Regel durch den 
Rektor des Predigerseminars vorgenommen. 

(3) Die Verpflichtung hat folgenden Wortlaut: 

»Ich verspreche, die mir übertragenen Aufgaben treu 
und gewissenhaft wahrzunehmen. Ich weiß mich an das 
Evangelium von Jesus Christus gebup.den, wie es in der 
Heiligen Schrift des Alten und Neuen Testamentes gege­
ben und in dem Bekenntnis der evangelisch-lutherischen 
Kirche bezeugt ist. Ich will mich vor Verkürzung und 
Verfälschung der evangelischen Botschaft hüten und mich 
bemühen, mein Verständnis des biblischen Zeugnisses zu 
vertiefen und mich immer fester darin zu gründen. Ich 
verpflichte mich zur Dienstverschwiegenheit; das Beicht­
geheimnis werde ich unverbrüchlich wahren. Auch will 
ich ein Leben führen, das von meiner Bindung an Jesus 
Christus Zeugnis gibt. Ich übernehme diese Verpflichtung 
im Vertrauen auf die gnädige Hilfe Gottes.« 

§9 

Begrenzter Arbeitsauftrag 

Für die Dauer des Vorbereitungsdienstes erhält der Vi­
kar den Auftrag, im Rahmen seiner Ausbildung unter 
Anleitung und Verantwortung des Lehrpfarrers oder des 
Rektors des Predigerseminars mitzuwirken beim Verkün­
digungsdienst, bei Taufe und Abendmahl, beim Unter­
richt, bei Amtshandlungen, bei der Seelso;rge und bei 
anderen Aufgaben der Gemeindearbeit 

§ 10 

Verhalten im Dienst und außerhalb des Dienstes 

(1) Der Vikar hat die Anweisungen zu befolgen, die die 
zur Leitung oder Aufsicht in der Kirche Berufenen im 
Rahmen ihres Auftrages erteilen. Er hat die ihm übertra­
genen Aufgaben sorgfältig zu erfüllen. 

(2) Im übrigen werden § 2 und § 3 Abs. 4 und der VI. 
Abschnitt des Pfarrergesetzes auf Vikare entsprechend 
angewendet. 

§11 

Dienstaufsicht 

(1) Der Vikar untersteht der allgemeinen Dienstauf­
sicht des Landeskirchenrates. Unmittelbarer Dienstvorge­
setzter des Vikars ist der Rektor des Predigerseminars. 

(2) Außerhalb des Predigerseminars ist der Lehrpfarrer 
Vorgesetzter des Vikars. Er übt die Dienstaufsicht- unbe­
schadet seiner Verantwortlichkeit als Gemeindepfarrer 
(§§ 31, 32 Abs. 1 Pfarrergesetz)- im Auftrage des Rektors 
des Predigerseminars aus. 

(3) Bei Verletzung der Dienstpflicht ist der Rektor des 
Predigerseminars bzw. der Lehrpfarrer berechtigt, den Vi­
kar zu ermahnen und nötigenfalls zu rügen. Bei Auftreten 
größerer Schwierigkeiten berichtet der Lehrpfarrer dem 
Rektor des Predigerseminars; dieser unterrichtet gegebe­
nenfalls das Landeskirchenamt 

(4) Der Rektor des Predigerseminars erstellt drei Mo­
nate vor Beendigung des Vorbereitungsdienstes im Beneh­
men mit dem Lehrpfarrer ein Dienstzeugnis, das insbeson­
dere über die Eignung für die Aufnahme in das Probe­
dienstverhältnis Aufschluß gibt und sich dazu äußert, ob 

nach seiner Ansicht die Voraussetzungen der Ordination 
vorliegen. 

§ 12 

Schutz und Fürsorge 

(1) Abschnitt IX des Pfarrergesetzes findet auf Vikare 
entsprechende Anwendung. 

(2) Vikare haben Anspruch auf Anwärterbezüge nach 
Maßgabe des Pfarrbesoldungsgesetzes. Sie erhalten Um­
zugskosten- und Reisekostenvergütung, bei Dienstunfäl­
len Unfallfürsorge, in Krankheitsfallen Beihilfen, in Fäl­
len außerordentlicher Notlage Unterstützungen nach den 
jeweils geltenden kirchlichen Bestimmungen. Das gleiche 
gilt für den Erholungsurlaub sowie für die Fälle der 
Dienstbefreiung und Dienstbehinderung. 

(3) Für den Rechtsweg wegen vermögensrechtlicher 
Ansprüche gelten 78 und Art. 782 a des Pfarrergesetzes 
entsprechend. 

§13 

Entlassung; Ausscheiden aus dem Dienst 

(1) Der Vikar kann seine Entlassung beantragen. Dem 
Antrag ist zu entsprechen. 

(2) Aus einem wichtigen Grund kann der Landeskir­
chenrat einen Vikar entlassen. Ein wichtiger Grund liegt 
insbesondere dann vor, wenn 

a) sich herausstellt, daß der Vikar den Anforderungen des 
pfarramtliehen Dienstes nicht gerecht werden wird, 

b) der Vikarschuldhaft seine Dienstpflichten verletzt hat, 

c) der Tatbestand des § 1 der Lehrordnung vorliegt. 

(3) DieEntlassung ist schriftlich zu begründen und dem 
Vikar zuzustellen. § 21 des Pfarrergesetzes gilt in den 
Fällen des Absatzes 2 sinngemäß. 

(4) Liegt ein Fall des § 115 Abs. 1 Nr. 1 oder 3 des 
Pfarrergesetzes vor, so stellt der Landeskirchenrat das 
Ausscheiden aus dem Dienst fest. § 115 Abs. 2 Satz 2 und 
Abs. 3 des Pfarrergesetzes gilt entsprechend. 

(5) In den Fällen der Absätze 1 und 2 erhält der Vikar 
eine Urkunde, in der der Zeitpunkt angegeben ist, zu dem 
die Entlassung wirksam wird. 

(6) In den Fällen der Absätze 2 und 4 kann der Vikar 
die Entscheidung durch die Schlichtungsstelle nach § 77 
des Pfarrergesetzes nachprüfen lassen. 

IV. Theologische Anstellungsprüfung 
(Zweite theologische Prüfung) 

§ 14 

Prüfungsordnung 

(1) Zur theologischen Anstellungsprüfung muß sich der 
Vikar ein Jahr vor Abschluß seines Lehrvikariats melden. 

(2) Die Meldung ist bis spätestens fünf Jahre nach Ab­
legung der theologischen Aufnahmeprüfung zulässig. Ei­
ne spätere Meldung kann nur bei Vorliegen besonderer 
Umstände berücksichtigt werden. 

(3) Die weiteren Zulassungsvoraussetzungen, der Prü­
fungsinhalt und das Prüfungsverfahren werden in einer 
Prüfungsordnung geregelt, die vom Landeskirchenrat er­
lassen wird. 

(4) 4 Abs. 4 gilt entsprechend. 

i.; 
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§ 15 

Prüfungsziel 

Durch Ablegung der theologischen Anstellungsprüfung 
hat der Vikar den Nachweis zu erbringen, daß er die 
Kenntnisse und fähigkeiten zum Dienst eines Pfarrers 
erworben hat und kirchliches Handeln nach Schrift und 
Bekenntnis theologisch verantworten kann. 

V. Schlußbestimmungen 

§ 16 

Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1976 in Kraft. 
Zugleich treten das Kirchengesetz über das Dienstverhält­
nis der Predigtamts- und Pfarramtskandidaten (Kandida­
tengesetz) vom 8. März 1967 (KABl S. 69) einschließlich 
sämtlicher Änderungen und die Bekanntmachung über die 
Fortbildung der Predigtamtskandidaten vom 16. Oktober 
1968 (KABl S. 179), zuletzt geändert durch Bekanntma­
chung vom 15. Dezember 1970 (KABl S. 292), außer 
Kraft.*) 

Nr.80 Neufassung der Prüfungsordnung für die 
Theologische Aufnahmeprüfung. 

Vom 8. Mai 1990. (KABI. S. 174) 

Der Landeskircheurat erläßt aufgrunddes § 4 Abs. 3 des 
Kirchengesetzes über den Vorbereitungsdienst in der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und die 
Rechtsverhältnisse der Vikare und Vikarinnen (Vorberei­
tungsdienstgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. April1990 (KABl S. 157), folgende Prüfungsord­
nung für die Theologische Aufnahmeprüfung: 

Prüfungsordnung für die Theologische 
Aufnahmeprüfung 

(Aufnahmeprüfungsordnung- TheoiAufnPO) 

I. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Grundbestimmung 

(1) Wer sich um den Dienst als Pfarrer oder Pfarrerin in 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern bewirbt, 
muß seine theologische Befähigung in der Regel in der 
Theologischen Aufnahmeprüfung und Theologischen All­
stellungsprüfung nachweisen. Die Bestimmungen der Prü­
fungsordnung gelten in gleicher Weise für Kandidatmnen 
und Kandidaten (im folgenden Kandidaten). Die Theolo­
gische Aufnahmeprüfung ist die Abschlußprüfung für die 
vorgeschriebene Hochschulausbildung. 

(2) In der Theologischen Aufnahmeprüfung soll der 
Kandidat nachweisen, daß er die erforderlichen wissen­
schaftlichen Kenntnisse und Fähigkeiten für die Aufnah­
me in den kirchlichen Vorbereitungsdienst erworben hat. 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Kirchengesetzes 
in der ursprünglichen Fassung vom 4. Dezember 1975 (KABl S. 
331). 

§2 

Prüfungskommission 

(1) Für die Theologische Aufnahmeprüfung wird vom 
Landeskirchenrat eine Prüfungskommission gebildet. 
Vorsitzender der Prüfungskommission ist ein Oberkir­
cheurat, in der Regel der Ausbildungsreferent. Der Leiter 
des Prüfungsamtes (§ 3) gehört der Prüfungskommission 
kraft Amtes an. 

(2) Müssen für die mündliche Prüfung mehrere Grup­
pen gebildet werden, bestimmt der Vorsitzende der Prü­
fungskommission den Vorsitzenden der Gruppen, in de­
nen er nicht anwesend sein kann. 

(3) Als Mitglieder der Prünmgskommission werden in 
der Regel Theologen berufen, die an der Ausbildung be­
teiligt sind. 

Es können nur bestellt werden: 

a) Hochschullehrer der Theologie im Sinne des Bayer. 
Hochschullehrergesetzes, 

b) sonstige akademische Lehrpersonen, 

c) Pfarrer im unmittelbaren oder mittelbaren Dienst der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern. 

(4) Für jedes Fach werden Fachprüfer bestimmt, bei 
denen eine der Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 2 
vorliegen muß. 

(5) Die Zusammensetzung der Prüfungskommission 
soll den Kandidaten mit der Zulassung zur Prüfung be­
kanntgegeben werden. 

(6) Die schriftlichen Arbeiten werden in der Regel von 
den Mitgliedern der Prüfungskommission bewertet(§ 13 
Abs. 1). 

(7) Die Prüfungskommission führt die mündliche Prü­
fung durch. Sie stellt und setzt die Noten gemäß § § 13 und 
15 fest. 

(8) Der Landesbischof hat das Recht, bei der mündli­
chen Prüfung anwesend zu sein. 

§3 

Theologisches Prüfungsamt 

, (1) Die Vorbereitung und Organisation der Prüfung ist 
Aufgabe des Theologischen Prüfungsamtes im Landeskir­
chenamt (Prüfungsamt). 

(2) Das Prüfungsamt wählt die Themen für die Klausu­
ren und die wissenschaftliche Hausarbeit aus den Vor­
schlägen der Prüfungskommission aus. An der Entschei­
dung muß ein Mitglied des Landeskircheurates beteiligt 
sein. 

§4 

Prüfungstermine 

(1) Die Theologische Aufnahmeprüfung findet in der 
Regel zweimal im Jahr statt. 

(2) Der jeweilige Prüfungstermin wird im Amtsblatt für 
die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern bekannt ge­
geben. 

§5 
Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Für die Zulassung sind bei der Meldung zur Theo­
logischen Aufnahmeprüfung vorzulegen: 

1. Studiennachweise: 

a) Der Nachweis über das Studium von acht Seme­
stern an einer deutschen evangelischen Theologi-

• 
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b) 

c) 

d) 

e) 

f) 

g) 

sehen Fakultät oder kirchlichen Hochschule durch 
Vorlage des Studienbuches. Studienzeiten und Stu­
dienleistungen, die an außerdeutschen Fakultäten 
absolviert wurden, können auf Antrag angerechnet 
werden. Dasselbe gilt für Studienzeiten und Stu­
dienleistungen, die an einer religionspädagogi­
schen Fachhochschule absolviert wurden, soweit 
sie den Anforderungen des weiteren Studiums ent­
sprechen; 

das Reifezeugnis oder ein anderer Nachweis der 
Hochschulreife; 

der Nachweis ausreichender Kenntnis in der grie­
chischen, hebräischen und lateinischen Sprache; 

der Nachweis über das Praxisjahr nach der Verord­
nung zur Durchführung des Vorbereitungsdienst­
gesetzes; 

derNachweis über die Ableistung des Kolloquiums 
bzw. der Zwischenprüfung; 

drei Bescheinigungen über die Teilnahme an je 
einem Seminar (kein Proseminar) in der biblischen, 
systematischen und historischen Theologie, davon 
eine mit einer Benotung einer schriftlichen Semi­
nararbeit. Ein benotetes Referat giltnicht als Semi­
nararbeit; 

je ein Seminarschein mit Benotung über die Teil­
nahme an einem homiletischen und religionspäd-
agogischen Seminar (kein Proseminar). Die Be­
wertung der Teilnahme am homiletischen Seminar 
muß aufgrund einer selbständig erarbeiteten Pre­
digt erfolgen. Außerdem muß der Nachweis er­
bracht werden, daß die Predigt in einem Gottes­
dienst, der kein Seminargottesdienst sdn muß, ge­
halten wurde; 

h) ein Schein mit Benotung aus dem Bereich der Re­
ligions- oder Missionswissenschaft bzw. Reli­
gions- oder Missionsgeschichte oder Ökumene; 

i) die Bestätigung der Teilnahme an mindestens ei­
nem vom Prüfungsamt anerkannten theoriebeglei­
teten Praktikum; 

j) der Nachweis über die Belegung von acht Wochen­
stunden Philosophie und wenigstens zwei Lehrver­
anstaltungen, die Kenntnisse und Fähigkeiten in 
den Humanwissenschaften (unter besonderer Be­
rücksichtigung der Psychologie) vermitteln; 

k) ein Leistungsnachweis über Grundkenntnisse im 
Fach Philosophie (Philosophicum). Er ist in einer 
mündlichen Prüfung bei einem vom Prüfungsamt 
zu benennenden Prüfer zu erbringen. Die Anforde­
rungen für das Philosophicum legt das Prüfungs­
amt fest; 

1) der Nachweis über die Belegung einer kirchen­
rechtlichen Veranstaltung. 

2. Angaben zur Prüfung und Leistungsnachweise: 

a) Die Angabe des Schwerpunktfaches aus den in § 9 
Abs. 1 genannten fünf Prüfungsfächem, in dem der 
Kandidat die wissenschaftliche Hausarbeit schrei­
ben will. Ist das Schwerpunktfach Dogmatik und 
Ethik, muß angegeben werden, ob die mündliche 
Prüfung nach§ 11 Abs. 5 Satz 1 in Dogmatik oder 
Ethik erfolgen soll; 

b) eine Zusammenstellung des Studienablaufes (Teil­
nahme an Lehrveranstaltungen, gehaltene Refera­
te, schriftliche Arbeiten) für jedes mündliche Prü-

fungsfach der in § 9 Abs. 3 genannten Prüfungsfä­
cher; 

c) die Benennung der Schwerpunktgebiete für die 
mündliche Prüfung. Zu den Schwerpunktgebieten 
ist gelesene Literatur anzugeben. 

3. Angaben zur Person des Kandidaten: 

a) Ein Lebenslauf unter besonderer Berücksichtigung 
des Ausbildungsweges; 

b) der Nachweis der Taufe und der Konfirmation; 

c) der Nachweis der Zugehörigkeit zu einer evangeli­
schen Kirche; 

d) eine Erklärung, ob der Kandidat bereits versucht 
hat, vor einem anderen Gremium eine theologische 
Aufnahmeprüfung oder eine vergleichbare Prüfung 
abzulegen; 

e) die Erklärung über den Empfang von Ausbildungs­
förderung nach dem Bundesausbildungsförde­
rungsgesetz gemäß der Verordnung über den lei­
stungsabhängigen Teilerlaß von Ausbildungsför­
derungsdarlehen. 

(2) Das Prüfungsamt bestimmt für jeden Prüfungster­
min einen Zeitraum, innerhalb dessen sich die Kandidaten 
anmelden und ihre Unterlagen einreichen können. Die 
Meldefrist und der Meldeschluß werden spätestens sechs 
Monate vor Beginn der Meldefrist im Amtsblatt für die 
Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern bekanntgege­
ben. 

§6 

Zulassung zur Prüfung 

(1) Zur Theologischen Aufnahmeprüfung werden nur 
Kandidaten zugelassen, die in die Liste der Anwärter für 
das geistliche Amt aufgenommen wurden. Über Ausnah­
men entscheidet das Prüfungsamt im Einvernehmen mit 
dem Vorsitzenden der Prüfungskommission. 

(2) Das Prüfungsamt stellt fest, ob die Zulassungsvor­
aussetzungen gegeben sind und spricht die Zulassung aus. 
In begründeten Ausnahmefällen (z. B. wenn Theologie 
Zweitstudium war) kann auf Antrag auf die Zulassungs-­
voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a, d, i bis 1 
teilweise oder ganz verzichtet werden. 

(3) Nach Ablauf der im Amtsblatt für die Evangelisch­
Lutherische Kirche in Bayern festgesetzten Meldefrist er­
hält der Kandidat binnen vier Wochen eine Mitteilung 
über seine Zulassung zur Prüfung. 

(4) Kandidaten, die sich erst nach Ablauf der Frist an­
melden oder die erforderlichen Unterlagen nicht vollstän­
dig fristgemäß einreichen, werden zu demjeweiligen Prü­
fungstermin nicht zugelassen. 

§7 

Vergünstigungen für Schwerbehinderte 

*Die staatliche Regelung über Prüfungsvergünstigungen 
für Schwerbehinderte(§ 38 der Allgemeinen Prüfungsord­
nung) gilt in der jeweiligen Fassung für die Theologische 
Aufnahmeprüfung entsprechend. 

§ 8 

Prüfungsteile 

Die Prüfung besteht aus zwei Prüfungsteilen: 

a) den Klausuren und der mündlichen Prüfung, 

b) der wissenschaftlichen Hausarbeit. 
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II. Abschnitt 

Der erste Prüfungsteil 

§9 

Prüfungsfächer 

(1) Klausuren (§ 10) werden in folgenden Prüfungsfä­
chern geschrieben: 

a) Altes Testament, 

b) Neues Testament, 

c) Dogmatik und Ethik, 

d) Kirchen- und Dogmengeschichte, 

e) Praktische Theologie. 

(2) Die Kandidaten müssen bis zum Ablauf der Anmel­
defrist (§ 5 Abs. 2) verbindlich angeben, in welchem Fach 
sie die wissenschaftliche Hausarbeit schreiben wollen 
(Schwerpunktfach). In dem Schwerpunktfach entfällt die 
Klausur. 

(3) In der mündlichen Prüfung (§ 11) werden folgende 
Fächer geprüft: 

a) Altes Testament, 

b) Neues Testament, 

c) Dogmatik, 

d) Ethik, 

e) Kirchen- und Dogmengeschichte, 

f) Praktische Theologie. 

(4) Die Klausuren werden mit einem Kennwort und 
einer Kennziffer, die vom Prüfungsamt zugeteilt werden, 
ohne Namensnennung abgegeben. Die Korrektoren dürfen 
die Aufsicht bei der Anfertigung von Klausuren nicht 
wahrnehmen. 

(5) Die Prüfungen sind unbeschadet des § 11 Abs. 8 
nicht öffentlich. 

§ 10 

Klausuren 

(1) In den Klausuren werden vor allem Grundwissen 
und methodisches Können geprüft. 

(2) Die Bearbeitungszeit für jede Klausur beträgt vier 
Stunden. An einem Tag wird nur eine Klausur geschrie­
ben. Zwei Themen stehen zur Wahl. Im Fach Dogmatik 
und Ethik stehen je zwei Themen aus diesen Teilgebieten 
zur Wahl. 

(3) Die Klausuren in den biblischen Fächern bestehen 
aus der Übersetzung und der wissenschaftlichen Exegese 
eines Textabschnittes sowie der Bearbeitung eines The­
mas. In den übrigen Klausuren kann die Aufgabe als 
Essay-Klausur oder als kombinierter Text gestellt werden. 

(4) Elementare Hilfsmittel für die Bearbeitung der 
Klausuren werden zur Verfügung gestellt. Diese sind im 
Anhang zu dieser Prüfungsordnung aufgeführt. 

(5) Die Klausuren werden vor der mündlichen Prüfung 
geschrieben. 

§11 

Mündliche Prüfung 

(1) In der mündlichen Prüfung werden Wissen, metho­
disches Können und Urteilsvermögen geprüft. Die Auf­
stellung des Kandidaten über seine Studien in demjewei­
ligen Prüfungsfach kann Grundlage des Prüfungsgesprä­
ches sein. · 

(2) In dem angegebenen Schwerpunktgebiet wird ver­
tieft geprüft. Der Kandidat muß in der Lage sein, seine 
Schwerpunktkenntnisse in den Zusammenhang des Prü­
fungsfaches einzuordnen. 

(3) Für die mündliche Prüfung wird für jedes Prüfungs­
fach eine Fachkommission gebildet, die aus einem Fach­
prüfer und mindestens zwei Beisitzern besteht, die Mit­
glieder der Prüfungskommission sind. 

(4) Die Prüfungszeit beträgt im Schwerpunktfach 30 
Minuten, in allen anderen Fächern der mündlichen Prü­
fung jeweils 20 Minuten. 

(5) Abweichend von Absatz 4 beträgt die Prüfungszeit 
im Schwerpunktfach Dogmatik und Ethik 50 Minuten. Der 
Kandidat hat bis zum Ablauf der Anmeldefrist (§ 5) anzu­
geben, ob er im Teilgebiet Dogmatik oder im Teilgebiet 
Ethik 30 Minuten mündlich geprüft werden will. In dem 
anderen Teilgebiet des Fachs beträgt die Prüfungszeit 20 
Minuten. 

(6) In der mündlichen Prüfung werden in der Regel 
zwei Kandidaten zu einer Prüfungsfachgruppe zusammen­
gefaßt. 

(7) Über den Verlauf der mündlichen Prüfung wird 
durch ein Mitglied der Fachkommission ein Ergebnispro­
tokoll geführt. 

(8) Die Kandidaten, die sich zu der darauffolgenden 
Aufnahmeprüfung gemeldet haben, können bei Zustim­
mung durch die jeweils zu prüfenden Kandidaten auf An­
trag die Erlaubnis erhalten, bei der mündlichen Prüfung 
anwesend zu sein. 

§ 12 

Rücktritt von der Prüfung, Erkrankung 

(1) Tritt ein Kandidat vor oder während der Klausuren 
von der Prüfung zurück, so gilt die Prüfung als nicht 
abgelegt. Wird der Rücktritt im ersten Prüfungsteil nach 
den Klausuren oder während der mündlichen Prüfung er­
klärt, so gilt die Prüfung als nicht bestanden. 

(2) Der Rücktritt von der Prüfung muß schriftlich und 
mit der Angabe des Grundes erklärt werden. Ein Rücktritt 
im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 ist insgesamt nur zweimal 
möglich. Nach dem dritten Rücktritt gilt die Prüfung als 
einmal nicht bestanden. In diesem Falle ist bei einer Wie­
derholung der Prüfung (§ 17) ein weiterer Rücktritt nicht 
zulässig. 

(3) Kann ein Kandidat wegen Krankheit oder anderer 
schwerwiegender Gründe, die er nicht zu vertreten hat, an 
allen oder einzelnen Klausuren nicht teilnehmen, kann er 
sich aber der mündlichen Prüfung unterziehen, so kann 
ihm Gelegenheit zur Nachholung der Klausuren gegeben 
werden. Die Nachholung der Klausuren muß vor der letz­
ten Schlußkonferenz (§ 15 Abs. 1) der Prüfungskommis­
sion erfolgen; ist dies nicht möglich, so gilt die Prüfung 
als nicht abgelegt. 

Erkrankt ein Kandidat vor oderwährend der mündlichen 
Prüfung, so kann ihm die Möglichkeit' zur Nachholung 
gegeben werden. Ist die Nachholung in diesem Fall nicht 
vor der letzten Schlußkonferenz möglich, so muß sie im 
darauffolgenden Prüfungstermin erfolgen. Andernfalls 
gilt die gesamte Prüfung als nicht abgelegt. 

(4) Dem Vorsitzenden der Prüfungskommission ist bei 
Erkrankung unverzüglich ein ärztliches, auf Verlangen ein 
vertrauensärztliches Zeugnis vorzulegen. 

(5) Das Vorliegen schwerwiegender Gründe im Sinne 
des Absatzes 3 wird vom Vorsitzenden der Prüfungskom­
mission festgestellt. 

• 

• 
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(6) Fehlt ein Kandidat unbeschadet der Regelung des 
Absatzes 3 bei einer Klausur, so wird diese mit der Note 
ungenügend bewertet. 

§ 13 

Bewertung der Prüfungsleistungen 

(1) Die Klausuren werden von zwei Korrektoren beur- · 
teilt und benotet, die in der Regel die Fachprüfer (§ 2 Abs. 
4) sind. Der Landeskirchenrat kann im Bedarfsfalle wei­
tere Korrektoren berufen; § 2 Abs. 3 gilt entsprechend. 
Dem zweiten Korrektor wird die Beurteilung, die auch 
eine zusammenfassende Bewertung enthalten kann, nicht 
aber die genaue ziffernrnäßige Festlegung der Note des 
ersten Korrektors mitgeteilt. Bei abweichenden Benotun­
gen durch die beiden Korrektoren sollen diese eine Eini­
gung über die Note herbeiführen. Kommt eine Einigung 
nicht zustande, entscheidet der Vorsitzende der Prüfungs­
kommission im Rahmen der von den Korrektoren gegebe­
nen Noten. Auf seine Veranlassung können einzelne Ar­
beiten in besonderen Fällen durch die Prüfungskommis­
sion benotet werden. 

(2) Bei der mündlichen Prüfung stellt die jeweilige 
Fachkommission in gemeinsamer Beratung die Note fest. 

(3) Für die Benotung der Prüfungsleistung im ersten 
Prüfungsteil werden Gesamtfachnoten und eine Teilprü­
fungsnote errechnet. 

a) Eine Gesamtfachnote wird in den Fächern errechnet, 
in denen der Kandidat eine Klausur geschrieben hat. 
Dabei zählt jede Klausur zweifach, jede mündliche 
Prüfung einfach. Im Fach Dogmatik und Ethik werden 
die beiden mündlichen Prüfungen Dogmatik und Ethik 
jeweils einfach gezählt. Die jeweilige Gesamtfachnote 
wird als Durchschnittsnote unter Anwendung dieses 
Berechnungsschlüssels gebildet. 

b) Für die Errechnung der Teilprüfungsnote zählt jede 
Klausur zweifach. Die mündliche Prüfung im Schwer­
punktfach, in dem 30 Minuten geprüft wurde, zählt 
zweifach, alle anderen mündlichen Prüfungen zählen 
jeweils einfach. 

(4) Die Prüfungsleistungen werden wie folgt benotet: 

1 = sehr gut, 

1,5 = fast sehr gut, 

2 = gut, 

2,5 = fast gut, 

3 = befriedigend 

3,5 = noch befriedigend, 

4 = ausreichend, 

4,5 = fast mangelhaft, 

5 = mangelhaft, 

5,5 = fast ungenügend, 

6 = ungenügend. 

(5) Aus der Summe aller Einzelnoten ergibt sich unter 
Anwendung des Berechnungsschlüssels nach Absatz 3 
Buchst. b die Teilprüfungsnote: 

Teilprüfungsnote bis 1,25 = sehr gut 

Teilprüfungsnote von 1,26-1,75 = fast sehr gut 

Teilprüfungsnote von 1,76-2,25 = gut 

Teilprüfungsnote von 2,26-2,75 = fast gut 

Teilprüfungsnote von 2,76-3,25 = befriedigend 

Teilprüfungsnote von 3,26-3,75 = noch befriedigend 

Teilprüfungsnote von 3,76-4,25 = ausreichend 

Teilprüfungsnote von 

Teilprüfungsnote von 

Teilprüfungsnote von 

Teilprüfungsnote über 

4,26-4,75 = fast mangelhaft 

4,76-5,25 = mangelhaft 

5,26-5,75 = fast ungenügend 

5,15 = ungenügend 

Die Teilprüfungsnote wird in arabischen Ziffern bis auf 
zwei Dezimalstellen angegeben. Bei der Errechnung der 
Teilprüfungsnote wird die zweite Dezimalstelle nicht auf-
oder abgerundet. · 

(6) Für die Berechnung der Gesamtfachnote gilt § 13 
Abs. 5 entsprechend. 

§ 14 

Nichtbestehen des ersten Prüfungsteils 

Der erste Prüfungsteif ist nicht bestanden, wenn nach 
dem in § 13 Abs. 3 angegebenen Berechnungschlüssel 

a) die Teilprüfungsnote fast mangelhaft oder schlechter 
(Notendurchschnitt 4,26 und schlechter) oder 

b) die Gesamtfachnoten (Klausur und mündliche Prü­
fung) in mindestens zwei Klausurfachern 4,51 und 
schlechter sind. 

Wer den ersten Teil der Prüfung nicht bestanden hat, hat 
die gesamte Prüfung nicht bestanden. Er wird nicht zum 
zweiten Teil der Prüfung zugelassen. 

. § 15 

Festsetzung des Prüfungsergebnisses 

(1) Die nach § 2 Abs. 2 gebildeten Gruppen aus der 
Prüfungskommission setzen die Einzelnoten, die Gesamt­
fachnoten und die Teilprüfungsnote des ersten Prüfungs­
teils in Schlußkonferenzen fest. 

(2) Am Schluß der mündlichen Prüfung teilt der Prü­
fungsvorsitzende den Kandidaten das Prüfungsergebnis 
mit. 

(3) Der Vorsitzende der Prüfungskommission legt die 
Ergebnisse des ersten Prüfungsteils dem Landeskirchenrat 
zur Kenntnisnahme vor, auf Verlangen auch die Prüfungs­
arbeiten, die Protokolle der mündlichen Prüfung und eine 
Niederschrift über Prüfungsauf gaben, Prüfungszeiten, be­
sondere Vorkomnmisse und Beschlüsse der Schlußkonfe­
renzen. 

( 4) Hat ein Kandidat den ersten Prüfungsteil bestanden, 
erhält er eine schriftliche Mitteilung über die im ersten 
Prüfungsteil festgestellten Prüfungsergebnisse nach Ab­
satz 1. 

(5) Hat ein Kandidat den ersten Prüfungsteil nicht be­
standen, erhält er eine schriftliche Mitteilung über die 
Teilprüfungsnote, die Gesamtfachnoten und die Einzelno­
ten mit dem Vermerk, daß die Prüfung nicht bestanden ist. 

(6) Jeder Kandidat kann innerhalb eines Monats nach 
der Mitteilung über das Nichtbestehen der Prüfung nach 
Absatz 5 einen Antrag auf Einsichtnahme in den ihn be­
treffenden Teil der Prüfungsakten stellen. Der Leiter des 
Prüfungsamtes setzt unverzüglich einen möglichst nahen 
Termin für die Einsichtnahme fest. 

§ 16 

Unterschleif 

(1) Versucht ein Kandidat das Ergebnis der Prüfung 
durch Unterschleif, Täuschung oder Benutzung nicht zu­

. gelassener Hilfsmittel zu eigenem oder fremdem Vorteil 
zu beeinflussen, so ist die betreffende Prüfungsleistung 
mit der Note ungenügend zu bewerten. In schweren Fällen 
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kann der Kandidat von der Prüfung ausgeschlossen wer­
den; die Prüfung gilt dann als nicht bestanden; Unter­
schleif liegt auch vor, wenn ein Kandidat ein nicht zuge­
lassenes Hilfsmittel bei sich führt, nachdem die Prüfungs­
aufgabe ausgegeben worden ist, es sei denn, der Kandidat 
weist nach, daß der Besitz weder auf Vorsatz noch auf 
Fahrlässigkeit beruht. 

(2) Wird ein Tatbestand nach Absatz 1 Satz 1 erst nach 
Abschluß des ersten Prüfungsteils (§ 15 Abs. 1) bekannt, 
so ist die betreffende Prüfungsleistung nachträglich mit 
ungenügend zu bewerten und die Teilprüfungsnote (ggf. 
die Gesamtprüfungsnote) zu berichtigen. In schwerenFäl­
len ist die Prüfung als nicht bestanden zu erklären, Ein· 
unrichtiges Prüfungszeugnis ist einzuziehen. 

§ 17 

Wiederholung des ersten Prüfungsteils 

Kandidaten, die den ersten Prüfungsteil nicht bestanden 
haben oder deren Prüfung als nicht bestanden gilt, können 
die Prüfung einmal wiederholen, in der Regel nach einem 
Jahr. Bei Vorliegen besonderer Gründe kann der Landes­
kirchenrat eine zweite Wiederholung der Prüfung geneh­
migen. Der Landeskirchenrat berücksichtigt dabei auch 
die Studiendauer. 

111. Abschnitt 

Der zweite Prüfungsteil 

§ 18 

Die wissenschaftliche Hausarbeit 

( 1) Hat der Kandidat den ersten Prüfungsteil bestanden, 
so ist er zur wissenschaftlichen Hausarbeit zugelassen. Sie 
ist zum nächstmöglichen Termin anzufertigen. Das Prü­
fungsamt kann aus wichtigen Gründen bis zum Versand 
der Aufgaben einmal eine Verschiebung um einen Termin 
zulassen. 

(2) In der wissenschaftlichen Hausarbeit soll der Kan­
didat den Nachweis erbringen, daß er in methodisch sach­
gemäßer Weise, unter' selbständiger Verarbeitung von 
Quellen und Literatur, einen Sachverhalt entfalten, von 
verschiedenen Seiten beleuchten und begründet beurteilen 
kann. 

(3) Vom Prüfungsamt werden dem Kandidaten Themen 
in dem von ihm gewählten Schwerpunktfach (§ 9 Abs. 2) 
zur Wahl gestellt. Für die Fächer Altes Testament, Neues 
Testament und Praktische Theologie werden je drei The­
men gegeben. Im Fach Dogmatik und Ethik und im Fach 
Kirchen- und Dogmengeschichte werden vier Themen zur 
Wahl gestellt; dabei soll auch der Bereich der Ökumene, 
Missions- und Religionswissenschaft berücksichtigt wer­
den. Die Ausarbeitung darf ohne Anmerkungen und ohne 
Inhaltsverzeichnis 30 Schreibmaschinenseiten (DIN A 4, 
40 Zeilen, 65 Anschläge pro Zeile) nicht überschreiten. 
Die Bearbeitungsfrist beträgt sechs Wochen. Wird eine 
Hausarbeit nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist abgege­
ben, so wird sie mit ungenügend bewertet. 

( 4) Erkrankt ein Kandidat während der Anfertigung der 
Hausarbeit, so kann ihm bei unverzüglicher Vorlage eines 
vertrauensärztlichen Zeugnisses vom Prüfungsamt Frist­
verlängerung eingeräumt werden. Das gleiche gilt, wenn 
er aus anderen schwerwiegenden Gründen, die er nicht zu 
vertreten hat, verhindert war, die Hausarbeit termingemäß 
einzureichen. 

(5) Die wissenschaftliche Hausarbeit wird ohne Na­
mensnennung abgegeben. Das Prüfungsamt teilt dem Kan­
didaten ein neues Kennwort und eine neue Kennzahl zu. 

(6) Jeder Hausarbeit ist ein Literaturverzeichnis beizu­
geben. Außerdem ist die schriftliche Versicherung abzu­
geben, daß sie ohne inhaltliche Hilfe ausgearbeitet wurde. 
Die Ausarbeitung von Hausarbeiten in Gemeinschaftsar­
beit ist unzulässig. Bei Verstoß gegen Satz 2 oder 3 ist die 
Hausarbeit mit ungenügend zu bewerten. 

(7) § 13 Abs. 1 und Abs. 4 gelten entsprechend. 

§ 19 

Endgültiges Prüfungsergebnis 

(1) Die Prüfung ist endgültig bestanden, wenn die wis­
senschaftliche Hausarbeit mindestens die Benotung 4,5 
erreicht. 

(2) Die wissenschaftliche Hausarbeit kann bei Nichtbe­
stehen zweimal wiederholt werden und zwar jeweils zum 
nächstmöglichen Termin. Wird jeweils kein Ergebnis von 
mindestens 4,5 erreicht, so ist die gesamte Prüfung nicht 
bestanden. 

(3) Die Festsetzung der Note der wissenschaftlichen 
Hausarbeit und die Festsetzung der Gesamtprüfungsnote 
erfolgt durch die Prüfungskommission in einer gemeinsa­
men Schlußkonferenz. 

(4) Jeder Kandidat erhält ein Abschlußzeugnis mit ei­
ner. Gesamtprüfungsnote und einer Aufstellung, in der die 
Ergebnisse der beiden Prüfungsteile aufgeführt sind. Zur 
Bildung der Gesamtprüfungsnote zählt die Teilprüfungs­
note des ersten Prüfungsteils fünffach, die wissenschaftli­
che Hausarbeit einfach. § l3 Abs. 5 gilt entsprechend. Bei 
Nichtbestehen gilt § 15 Abs. 5 entsprechend. 

(5) Hat ein Kandidat die Prüfung gemäß Absatz 2 nicht 
bestanden, kann er nicht mehr zur Theologischen Aufnah­
meprüfung zugelassen werden. 

(6) Jeder Kandidat kann innerhalb eines Monats nach 
der Zustellung des Zeugnisses oder der Mitteilung über 
das Nichtbestehen der Prüfung nach Absatz 2 einen Antrag 
auf Einsichtnahme in den ihn betreffenden Teil der Prü­
fungsakten stellen. Der Leiter des Prüfungsamtes setzt 
unverzüglich einen möglichst nahen Termin für die Ein­
sichtnahme fest. 

IV. Abschnitt 

Rechtsbehelfe 

§ 20 

Einspruch gegen Mängel im Prüfungsverfahren 

Mängel des Prüfungsverfahrens und Verstöße gegen die 
Chancengleichheit, die die Kandidaten während der Prü­
fung feststellen, müssen unverzüglich 

a) soweit sie die schriftliche Prüfung betreffen 

beim Leiter des Prüfungsamtes 

b) soweit sie die mündliche Prüfung betreffen 

beim Vorsitzenden der Prüfungskommission 

geltend gemacht werden. 

Wird der Mangel nicht behoben, so kann innerhalb von 
24 Stunden 

- im Falle des Buchstaben a) 

beim Vorsitzenden der Prüfungskommission oder bei 
seinem Vertreter 

- im Falle des Buchstaben b) 

bei der Prüfungskommission oder im Fall des § 2 Abs. 
2 der zuständigen Gruppe der Prüfungskommission 

• 

• 
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schriftlich Einspruch erhoben werden. Die Enscheidung 
über den Einspruch erfolgt innerhalb von weiteren 48 
Stunden. 

§ 21 

Nachträglich festgestellte Mängel des 
Prüfungsverfahrens 

(1) Erweist sich nachträglich, daß das Prüfungsverfah­
ren mit Mängeln behaftet war, die die Chancengleichheit 
erheblich verletzt haben, so kann der Landeskirchenrat auf 
Antrag eines Kandidaten oder von Amts wegen anordnen, 
daß von einem bestimmten Kandidaten oder von allen 
Kandidaten die Prüfung oder einzelne Teile. derselben zu 
wiederholen sind. 

(2) Ein Antrag nach Absatz 1 ist unverzüglich. nach 
Kenntnis des Verfahrensmangels zu stellen. Der Antrag ist 
ausgeschlossen, wenn seit dem Abschluß des Teiles des 
Prüfungsverfahrens, der mit Mängeln behaftet war, ein 
Monat verstrichen ist. 

(3) Sechs Monate nach Abschluß der Prüfung (§ 19 
Abs. 3) darf der Landeskirchenrat von Amts wegen An­
ordnungen nach Absatz 1 nicht mehr treffen. 

§ 22 

Beschwerde 

(1) In den folgenden Fällen ist die Einlegung einer 
Beschwerde zulässig: 

a) Nichtzulassung zur Prüfung (§ 6 Abs. 1), 

b) Zurückweisung des Einspruchs gemäß§ 20 

c) Maßnahmen bei Unterschleif (§ 16), 

d) Festsetzung des Prüfungsergebnisses (§ 15 Abs. 1, § 
19 Abs. 3). 

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Mittei­
lung schriftlich beim Prüfungsamt einzulegen. In den Fäl­
len einer Überprüfung des Prüfungsergebnisses beginnt 
die Monatsfrist mit dem vom Leiter des Prüfungsamtes 
festgesetzten Termin für die Einsichtnahme in die Prü­
fungsakten. 

(2) In der Beschwerde sind die Tatsachen anzugeben 
und die Rechtsgründe zu nennen, auf die die Beschwerde 
gestützt wird. Die Beschwerde kann nur damit begründet 
werden, daß der Kandidat in seinen Rechten verletzt wur­
de. Dazu zählen insbesondere Verstöße gegen die Chan­
cengleichheit, die Bewertung und Verfahrensbestimmun­
gen. 

Bewertungen können nur daraufhin überprüft werden, ob 
die Prüfer von einem falschen Sachverhalt ausgegangen 
sind, verfahrensrechtliche Bestimmungen oder allgemein 
gültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet haben oder 
sich von sachfremden Erwägungen haben leiten lassen. 
Das Ermessen eines (Fach-)Prüfers oder Korrektors bei 
der Benotung der Prüfungsleistung unterliegt nicht der 
Nachprüfung. 

(3) Über die Zulässigkeit und Begründetheit der Be­
schwerde entscheidet der Landeskirchenrat 

(4) Hält der Landeskirchenrat die Beschwerde für zu­
lässig und begründet, so hebt er die getroffene Entschei­
dung bzw. das Ergebnis der Prüfung ganz oder teilweise 
auf. Er kann anordnen, daß die Prüfung von diesem Kan­
didaten ganz oder teil weise zu wiederholen ist und daß die 
Wiederholung vor einer anderen Prüfungskommission 
stattzufinden hat. 

(5) In dem Antrag auf Nachprüfung sind die Tatsachen 
anzugeben und die Rechtsgründe zu nennen, auf die die 
Beschwerde gestützt wird. · 

§ 23 

Anrufung der Schlichtungsstelle 

(1) Gibt der Landeskirchenrat der Beschwerde nicht 
statt, so ist gegen den die Beschwerde zurückweisenden 
Bescheid innerhalb eines Monats nach Zustellung die An­
fechtung vor der Schlichtungsstelle nach dem Pfarrerge­
setz zulässig. 

(2) § 22 Abs. 2 und 5 gelten entsprechend. 

§ 24 

Entscheidung der Schlichtungsstelle 

(1) Der Vorsitzende der Schlichtungsstelle prüft zu­
nächst, ob die Anfechtung zulässig und nach dem Vortrag 
des Kandidaten begründet erscheint. Er weist die Anfech­
tung als offensichtlich unbegründet zurück, wenn nach 
dem Vortrag keine Anhaltspunkte dafür gegeben sind, daß 
die Anfechtung begründet ist. 

(2) Der Landeskirchenrat wird vor der Schlichtungs­
stelle durch den Leiter des Prüfungsamtes vertreten. Der 
Landeskirchenrat kann einen anderen Vertreter benennen. 

(3) Hält die Schlichtungsstelle die Anfechtung für zu­
lässig und begründet, so hebt sie die Entscheidung des 
Landeskirchenrates auf. Der Landeskirchenrat entschei­
det, welche der in § 22 Abs. 4 Satz 2 vorgesehenen Anord­
nungen er treffen will. 

(4) Solange über eine Beschwerde nicht abschließend 
entschieden und eine angeordnete Wiederholung der Prü­
fung nicht beendet ist, gilt die Prüfung als nicht abge­
schlossen. 

(5) Eine Zulassung zur Wiederholung der Prüfung ist 
unter dem Vorbehalt möglich, daß über die Beschwerde 
abschließend im Sinne des Antragstellers entschieden 
wird. In diesem Fall gilt ausschließlich das Ergebnis der 
Wiederholungsprüfung. 

V. Abschnitt 

Schlußbestimmungen 

§ 25 

Inkrafttreten 

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am 1. Januar 1992 mit 
Wirkung für die Theologische Aufnahmeprüfung 1993/1 
in Kraft. Die Änderung der Zulassungsvoraussetzungen (§ 
5) und der Prüfungsfächer (§ 9) ist den Kandidaten bis 
spätestens 31. Dezember 1990 mitzuteilen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten am 1. Juli 1990 mit 
Wirkung für die Theologische Aufnahmeprüfung 1991/1 
in Kraft: § 2 Abs. 4, § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. 
f, Abs. 2, § 6 Abs. 1, § 12, § 13 Abs. 1, § 16 Abs. 1, § 17 
Sätze 2 und 3, § 18 Abs. 4 und 6, § 18 Abs. 7 hinsichtlich 
§ 13 Abs. 1, §§ 20 bis 24 sowie der Anhang zur Prüfungs­
ordnung. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: § 2 Abs. 4 und 6, § 5 
Abs. 1 Nr. 1 Buchst. f, Abs. 2, § 7 Abs. 1 bis 4, § 7 Abs. 
6, § 9 Abs. 6, § 12 Abs. 1, § 15 Abs. 1, § 16 Satz 2,. §§ 17 
bis 21 sowie der Anhang der Aufnahmeprüfungsordnung 
vom 29. Januar 1981 (KABl. S. 14), zuletzt geändert durch 
Bekanntmachungvom 20. Februar 1985 (KABl. S. 90). 

(3) Die ab 1. Juli 1990 nach Absatz 2 geltenden Bestim­
mungen treten an die Stelle der einschlägigen Bestimmun-

'i I: 
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gen der bis dahin geltenden Fassung der Prüfungsordnung 
oder ergänzen diese. 

(4) Für die Durchführung der Theologischen Aufnah­
meprüfung 1992/1 und II gilt noch die Aufnahmeprüfungs­
ordnung vom 29. Januar 1981 (KABI. S. 14), zuletzt ge­
ändert durch Bekanntmachung vom 20. 2. 1985 (KABI. S. 
90), in der Fassung gern. Abs. 1 und 2, die im übrigen am 
1. Januar 1992 außer Kraft tritt. 

(5) Bei Ablegung der Prüfungsordnung nach vorausge­
gangenem Rücktritt oder Wiederholung der Prüfung in den 
Prüfungsterminen 1993/1 und II gilt auf Antrag noch die 
Prüfungsordnung nach Absatz 4. 

Anhang zur Prüfungsordnung 

für die Theologische Aufnahmeprüfung: 

Als zugelassene Hilfmittel bei den Klausuren und 
der mündlichen Prüfung dürfen nur die vom Prüfungs-

amt ausgegebenen folgenden Hilfsmittel verwendet wer­
den: 

1. das hebräische Alte Testament, 

2. das griechische Neue Testament, 

3. eine griechische Synopse, 

4. ·ein hebräisch-deutsches Wörterbuch (Buhl-Gesenius), 

5. ein griechisch-deutsches Wörterbuch, 

6. eine deutsche Konkordanz, 

7. das evangelische Kirchengesangbuch 

(Ausgabe für die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bay­
ern). 

München, den 8. Mai 1990 

I. A.: G 1 a s e r 

Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg (Berlin West) 

Nr. 81 Beschluß über die Richtlinien für die Zah­
lung von Honoraren. 

Vom 2. Mai 1990. (KABI. S. 58) 

Die Kirchenleitung erläßt die folgenden Richtlinien für 
die Zahlung von Honoraren in der Evangelischen Kirche 
in Berlin-Erandenburg (Berlin West) (Honorar-Richtli­
nien): 

I. 

A. Für die nachfolgend bezeichneten Leistungen: 

dürfen als Honorar gezahlt 
werden 

Vortrag, Seminar- Unterrichts-
leitung, Diskussions- stunde 
Ieitung, Fachberatung 

Kursbegleitung, 
Training 

bei (bis zu) 
halb- ganz-

tagJger tägiger 
Beanspruchung 

• 

Bei Veranstaltungen, die von der Evangelischen Kirche 
in Berlin-Erandenburg (Berlin West), ihren Kirchenge­
meinden, Kirchenkreisen oder sonstigen Körperschaften 
oder von Einrichtungen dieser Körperschaften durchge­
führt werden, oder bei von diesen Körperschaften oder 
Einrichtungen erteilten entsprechenden Aufträgen dürfen 
Honorare nur im Rahmen der nachstehenden Höchstsätze 
und unter Beachtung der folgenden Grundsätze gewährt 
werden: 

1. Mitarbeitern, die im • 
Dienst der Evange-
lischen Kirche in 
Berlin-Brandenburg 
(Berlin West), ihrer 
Kirchengemeinden, 
Kirchenkreise oder 
sonstigen Körper-
schaften oder ihrer 
Werke stehen, 

a) wenn die Leistung 
zu den Dienst­
obliegenheiten des 
Mitarbeiters oder 
den ihm nach den 
§§ 30, 31 Ffarrer­
dienstgesetz oder 
§ 27 Kirchenbeamten­
gesetz zur Wahr­
nehmung ohne be­
sondere Vergütung 
übertragenen Auf­
gaben gehört 
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A. Für die nachfolgend bezeichneten Leistungen: 

dürfen als Honorar gezahlt 
werden 

b) wenn die Leistung 
weder zu den Dienst­
obliegenheiten des 
Mitarbeiters noch 
zu den ihm nach den 
§§ 30, 31 Pfarrer­
dienstgesetz oder 
§ 27 Kirchenbeamten­
gesetz zur Wahr­
nehmung ohne be­
sondere Vergütung 
übertragenen Auf­
gaben gehört 

2. Mitarbeitern im kirch­
lichen Dienst, ausge­
nommen die unter 
Nr. 1 genannten, 

3. Referenten, die nicht 
im kirchlichen Dienst 
stehen, 
a) im Regelfall 

b) wenn es sich um 
Fachkräfte mit 
besonderer Qualifi­
kation handelt 

Vortrag, Seminar­
leitung, Diskussions­
leitung, Fachberatung 

Kursbegleitung, 
Training 

bei (bis zu) 
halb- ganz-

tag•ger tägiger 
Beanspruchung 

bis zu 
100,-

bis ZU 

150,-

bis zu 
200,-

bis zu 
350,-

bis ZU 

150,-

bis ZU 

250,-

bis ZU 

300,-

bis zu 
500,-

Unterrichts­
stunde 

bis zu 
30,-

bis ZU 

35,-

bis ZU 

40,-

bis zu 
60,-

B. Für Beratungsaufgaben (z. B. bei Supervision) dürfen 
als Honorar gezahlt werden 

1. kirchlichen Mitarbeitern, bei denen die Beratungs­
tätigkeit nicht zu ihren dienstlichen Aufgaben im 
Sinne von Unterabschnitt A Nr. 1 Buchstabe a 
gehört, für 

a) die Einzelberatung 
pro Doppelstunde bis zu 50,- DM, 

b) die Beratung von zwei Personen 
pro Doppelstunde bis zu 80,- DM, 

c) die Beratung von drei und 
mehr Personen 
pro Doppelstunde bis zu 100,- DM, 

2. anderen Beratern für 

a) die Einzelberatung 
pro Doppelstunde bis zu 80,- DM, 

b) die Beratung von zwei Personen 
pro Doppelstunde bis zu 100,- DM, 

c) Beratung von drei und 
mehr Personen 
pro Doppelstunde bis zu 150,- DM. 

Soweit die Honorarzahlung durch das Land Berlin oder 
eine andere öffentliche Stelle finanziert wird, sind ggf. mit 
der Mittelbewilligung verbundene Auflagen hinsichtlich 
der erwarteten Einhaltung niedrigerer Honorarhöchstsätze 
zu beachten. 

Bei der Festsetzung des Honorars sind die Zusammen­
setzung der Zielgruppe, der Vorbereitungsaufwand und 
der Schwierigkeitsgrad der Leistung zu berücksichtigen. 
Die Höchstsätze, die in der Regel nur bei freiberuflich 
Tätigen in Frage kommen, sollen nur bei hervorragender 
Qualifikation der Referenten und besonderen Veranstal­
tungen von überregionaler Bedeutung vereinbart werden. 
Bei der Honorarbemessung für kirchliche Mitarbeiter im 
Sinne der Nr. 1 der Unterabschnitte A und B ist die 
zeitliche Beanspruchung nur insoweit zu berücksichtigen, 
als sie außerhalb der für die hauptamtliche Tätigkeit gel­
tenden wöchentlichen Arbeitszeit liegt oder diese über­
schreitet. Soweit es sich um eine genehrnigungspflichtige 
Nebentätigkeit handelt, setzt die AuftragseTteilung voraus, 
daß die Nebentätigkeitsgenehmigung vorliegt. 

II. 

Die Zahlung von Honoraren ist nur zulässig, wenn für 
diese Zwecke Haushaltsmittel verfügbar sind. 

III. 

Für außergewöhnliche Fälle können mit Zustimmung 
des Konsistoriums Sonderregelungen getroffen werden. 

IV. 
Die Honorare decken die Vorbereitung von Arbeitsun­

terlagen und die Nacharbeit durch den Dozenten, Referen­
ten usw. mit ab. Werden insoweit Leistungen von der 
Stelle erbracht, die das Honorar zahlt, so sind mindestens 
die dafür enstehenden Kosten von dem Honorarsatz abzu­
setzen. Bei Wiederholungsveranstaltungen soll eine Kür­
zung von 10% vorgenommen werden. Erbringen zwei 
Dozenten eine Leistung, so dürfen insgesamt höchstens 
160% gezahlt werden. 

V. 
Notwendige Reisekosten sind nach den für die Kirchen­

beamten der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg 
(Berlin West) geltenden Regelungen (entsprechende An­
wendung des Bundesreisekostengesetzes) zu vergüten. 
Dabei wird vorausgesetzt, daß zur Vermeidung unnötiger 
Kosten nur dann auswärtige Referenten oder sonstige Ho­
norarempfänger für Aufgaben im Sinne dieser Richtlinien 
herangezogen werden, wenn in Berlin Mitarbeiter mit 
gleicher Qualifikation nicht zur Verfügung stehen. 

VI. 

Mitarbeiter im Sinne dieser Richtlinien sind haupt-und 
nebenamtliche, voll- und teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter, 
die für ihre Tätigkeit im Dienst der Evangelischen Kirche 
in Berlin-Brandenburg (Berlin West) oder eines der unter 
Abschnitt I A Nr. 1 bezeichneten Anstellungsträger eine 
Besoldung oder Vergütung erhalten. 

Dieser Beschluß tritt am 1. September 1990 in Kraft. 
Gleichzeitig treten die Richtlinien für die Zahlung von 
Honoraren vom 14. Dezember 1976 (KABl. 1977 S. 57), 
geändert durch Beschluß vom 28. September 1982 (KABI. 
S. 124), außer Kraft. 

Be r I in- Tiergarten, den 2. Mai 1990 

Kirchenleitung 

Dr. Kr u s e 

:I 
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Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig 

Nr.82 Bekanntmachung der Rahmenrichtlinien 
für den Konfirmandenunterricht vom 14. 
Februar 1990. 

Vom 7. März 1990. (LKABI. S. 139) 

Auf Grundlage der Richtlinien zum Konfirmandenun­
terricht und zur Konfirmation vom 14. November 1978 
(Amtsbl. 1979 S. 32 ff.) hat die Kirchenregierung am 14. 
Februar 1990 folgende Rahmenrichtlinien für den Kon­
firmandenunterricht in der Ev.-luth. Landeskirche in 
Braunschweig erlassen, die nachstehend bekanntgemacht 
werden. 

Wo I f e n b ü t t e I, den 7. März 1990 

Landeskirchenamt 

Becker 

Rahmenrichtlinien für den Konfirmandenunterricht 
in der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig 

Vom 14. Februar 1990 

1 Ausgang und Ziel der Konfirmandenarbeit 

1.1 Die kirchliche Arbeit mit Konfirmanden gründet im 
Tauf- und Missionsbefehl Jesu Christi: »Mir ist ge­
geben alle Gewalt im Himmel und auf Erden. Darum 
gehethinund machet zu Jüngern alle Völker: Taufet 
sie auf den Namen des Vaters und des Sohnes und 
des heiligen Geistes und lehret sie halten alles, was 
ich euch befohlen habe, und siehe, ich bin bei euch 
alle Tage bis an der Welt Ende.« (Matth. 28, 18- 20) 

Konfirmandenarbeit geschieht auf der Grundlage 
des lutherischen Bekenntnisses in der Verantwor­
tung der Kirche, Zuspruch und Anspruch des Evan­
geliums weiterzusagen. Die ·Konfirmanden sollen 
lernen, was es bedeutet, als Christen in unserer Zeit 
zu leben. 

1.2 Auf dieser Grundlage geschieht die Konfirmanden­
arbeit nach unterschiedlichen Akzentuierungen, die 
mit der Gemeinde- und Gruppensituation sowie mit 
dem theologischen und persönlichen Profil der Un­
terrichtenden zusammenhängen. Diese Akzente las­
sen sich nicht gegeneinander ausspielen; vielmehr 
müssen sie immer wieder neu in eine Balance ge­
bracht werden. 

Folgende Akzentsetzungen lassen sich aufzeigen: 

- Die Konfirmanden sollen zentrale Gehalte des 
. christlichen Glaubens kennen- und verstehenler­
nen. 

- Die Konfirmanden sollen in der Gemeinde hei­
misch werden, indem sie Lebensformen des 
christlichen Glaubens erfahren und mitvollzie­
hen. 

Die Konfirmanden sollen befahigt werden, als 
Christen in der Welt zu leben, indem sie die 
Bedeutung des christlichen Glaubens für den per-

2 

sönlich-individuellen und den politisch-sozialen 
Bereich erkennen. 

Die christliche Tradition durchdringt dabei alle 
Bereiche mit ausgewählten Texten des Alten und 
Neuen Testaments, mit dem Glaubensbekenntnis 
und dem Vaterunser, mit Geboten und Gebeten und 
mit alten und neuen Kirchenliedern. Zentrale Texte 
sollen während der Konfirmandenzeit memoriert 
werden. Häufig wird sich da ))Lernen« im gemeinsa­
men Vollzug erreichen lassen. Ein bloß mechani­
sches Auswendiglernen sollte vermieden werden. 

Die Konfirmanden 

2.1 Den Konfirmandenunterricht besuchen in der Regel 
Jugendliche zwischen dem 13. und 15. Lebe~~jahr 
(7. bis 9. Schuljahr~. Diese Lebenphase des Uber­
gangs von der Kindheit ins Jugendalter ist durch 
Spannungen und Widersprüche geprägt. Körperli­
ches Wachstum und geistig-seelische Entwicklung 
gehen oft auseinander. Das führt zu Konflikten mit 
Erwachsenen. Diese Konflikte sind nicht nur als 
beseitigende Störungen zu begreifen, sondern auch 
als Lernchance. 

2.2 Wichtig für Jugendliche ist die Gleichaltrigengrup­
pe, in der sie Bestätigung suchen. Dabei geht es um 
die Geborgenheit, die sie bei Erwachsenen oft nicht 

· finden. Einerseits streben Jugendliche nach Unab­
hängigkeit von Erwachsenen, andererseits suchen 
sie die Auseinandersetzung, in der sie ernstgenom­
men werden. Wenn es den Unterrichtenden gelingt, 
Gesprächspartner und Begleiter zu werden, ist ein 
wichtiges Ziel des Konfirmandenunterrichts er­
reicht. 

2.3 Das soziale Umfeld beeinflußt, wie Jugendliche sich 
im Konfirmandenunterricht geben. Die Herkunft aus 
unterschiedlichen Schularten macht das Unterrich­
ten schwierig. Auffalliges Verhalten als Ausdruck 
des Pro'testes ist oft nicht persönlich gegen die Un­
terrichtenden gerichtet. Wichtig ist eine Atmosphäre 
der vorurteilslosen Annahme. Jugendliche wollen 
verstanden und angenommen werden. 

2.4 Bestimmte Lebensbereiche sind Jugendlichen vor­
gegeben: Familie, Nachbarschaft, Schulklasse. Mit 
ihnen und den in ihnen vertretenen Werten setzen sie 
sich auseinander. Dabei wird das Überkommene oft 
als festgelegt und festlegend empfunden. Die Ange­
bote kirchlicher Arbeit erreichen die Ebene konkre­
ter Lebensgestaltung nicht immer, überzeugend kön­
nen jedoch einzelne Christen wirken. Jugendliche 
suchen Menschen, von denen sie verstanden werden 
und die sie als glaubwürdig und überzeugend erle­
ben . 

2.5 Christliche Erziehung und überzeugende Christen 
haben in der Regel nur wenige Jugendliche erlebt. 
Christliche Grundlagen sind kaum mehr vertraut. 
Die meisten Jugendlichen kommen vorrausset­
zungslos oder mit indifferenten Vorstellungen zum 
Unterricht. Das kann zu neuen Fragen führen. Dabei 
sollte bedacht werden, daß Jugendliche in diesem 
Alter stark in Symbolen, Metaphern und Gleichnis­
sen denken und sich ausdrücken. Eindimensionales 

• 

• 
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Denken (»wahr« oder »falsch«) kann sich zu umfas­
senderen Betrachtungsweisen erweitern. Die Frage 
nach Gott und dem Sinn des Lebens beschäftigt 
Jugendliche durchaus. Die kirchlich-konfessionelle 
Prägung der Religiösität hat freilich nachgelassen. 
Glaubensüberzeugungen ~erden dem persönlichen 
Belieben anheimgestellt. 

2.6 In unserer Gesellschaft gibt es kaum tragfähige Ant­
worten auf die Frage, welchen Sinn unser Leben hat. 
Neben Wohlstand gibt es Armut, neben Mitbestim­
mung und möglichem Engagement stehen Fremdbe­
stimmung und Resignation, neben Bildungschancen 
gibt es Ausgrenzungen. SelbstVerwirklichung und 
Entfremdung liegen oft nahe beieinander. Viele quä­
len sich mit Leistungsanforderungen, die sie über­
fordern. Viele Jugendliche spüren diese Dissonan­
zen und leiden unter ihnen. In der Regel wollen sie 
mitgestalten, sich einsetzen, »lebendig« sein. 

3 Konfirmanden in der Gemeinde 

Konfirmandenarbeit ist Herausforderung 'und 
Chance zugleich. Die Jugendlichen brauchen die 
Begleitung in einer schwierigen Lebensphase, die 
Gemeinden brauchen die Fragen und Anstöße der 
Jugendlichen, die Unterrichtenden brauchen die Di-

. rektheit und Offenheit ihrer Konfirmanden. Die 
Konfirmanden sind Teil der Gemeinde. Sie können 
von erwachsenen Christen lernen, wie auch die Er­
wachsenen-Gemeinde aus ihren Fragen und Anstö­
ßen lernen sollte. 

3.1 Konfirmanden im Gottesdienst 

Die Konfirmanden sollen den Gottesdienst als 
Versammlung der Gemeinschaft der Gläubigen un­
ter Wort und Sakrament kennenlernen. Die Möglich­
keit der Teilnahme am Abendmahl sollte nach 
gründlicher Vorbereitung der Konfirmanden genutzt 
werden. ' 

Den meisten Jugendlichen ist der Gottesdienst 
fremd. Vielen erscheint er als unattraktiv. Diszipli­
narische Maßnahmen und Kontrollen sind kaum ge­
eignet, Freude am Got~esdienst zu wecken. 

Sinnvoller ist es, Jugendlichen Zugänge zu schaf­
fen. Als hilfreich haben sich Familiengottesdienste 
sowie die Beteiligung der Konfirmanden am Gottes­
dienst erwiesen. 

Konfirmanden können 

Gebete und Lesungen formulieren und vortragen, 

neue geistliche Lieder einführen, 

Bilder, Szenen und Anspiele vorstellen, 

Aufgaben des Küsterdienstes übernehmen, 

den Gottesdienst aufnehmen und zu Alten und 
Kranken bringen, 

bei. der Predigtvorbereitung und -durchführung 
mitwirken. 

Mehrmals pro Jahr sollten auch Gottesdienste mit 
und von sowie Gottesdienste für Konfirmanden 
durchgeführt werden. Hier könnten Themen des Un" 
terrichts aufgenommen und jugendgemäße Formen 
versucht werden, um christlichen Glauben auszu­
drücken. 

Zu diesen Gottesdiensten gehört auch der Vorstel­
lungsgottesdienst, in den Erfahrungen und Themen 
des Unterrichts mit eingebracht werden. Immer wie-

der sollten auch die Eltem ermutigt werden, ihre 
Kinder beim Gottesdienstbesuch zu begleiten. 

3.2 Elternarbeit 

Die Verantwortung für eine christliche Erziehung 
liegt bei den Eltern. Eine vertrauensvolle Zusam­
menarbeit mit den Konfirmandeneltern ist für den 
Unterricht daher wichtig. Die Eltern sollten angelei­
tet und ermutigt weiden, über ihren eigenen Glauben 
zu sprechen und ihre Kinder zu begleiten. Die Erfah­
rung zeigt jedoch, daß der Konfirmandenunterricht 
zumeist von der Familie isoliert ist. Viele fühlen sich 
auch nicht kompetent, über Fragen des Glaubens mit 
ihren Kindern zu sprechen. Diese Situation macht 
die Forderung nach Mitarbeit und Mitverantwortung 
der Eltern nur dringlicher. Ihre theologische Begrün­
dung ergibt sich aus dem Taufversprechen der El­
tern. 

Exemplarische Möglichkeiten der Elternarbeit 
sind: 

- Hausbesuche, die das Vertrauensverhältnis stär­
ken und zu Gesprächen über Glaubensfragen füh­
renkönnen. 

Eltern einzuladen, den Unterricht zu hospitieren. 

- Elternabende, die über Ziele, Inhalt und Gestal­
tung der Konfirmandenarbeit informieren und 
Anfragen der Eltern aufnehmen. 

Elternseminare, die den Eltern die Möglichkeit 
geben, eigene Glaubens- und Lebensfragen zu 
besprechen. 

Konfirmanden-Familienwochenenden, an denen 
das Gespräch zwischen den Generationen geför­
dert oder die Konfirmation gemeinsam vorberei­
tet werden. 

- Die Unterrichtung von (Vor-)Konfirmanden­
gruppen durch Eltern in Hausgruppen. 

3.3 Verantwortung für die Konfirmandenarbeit 

Der Kirchenvorstand trägt zusammen mit dem 
Pfarramt die Verantwortung für die Konfirmanden­
arbeit. 

In der Regel wird der Konfirmandenunterricht von 
der zuständigen Pfarrerin bzw. dem zuständigen 
Pfarrer erteilt. Daneben sollten aqer auch andere 
Neben-, Ehren- und Hauptamtliche sowie Eltern be­
teiligt werden. Die aktive Mitarbeit vonkonfirmier­
ten Jugendlichen im Unterricht erleichtert den Über­
gang zur Jugendarbeit, die als freies Angebot neben 
der Konfirmandenarbeit steht bzw. sich daran an­
schließt. 

Die Unterrichtenden bilden eine Arbeitsgruppe, in 
der partnerschaftlieh zusammengearbeitet und die 
Konfirmandenarbeit geplant und kritisch reflektiert 
wird. In diesem Rahmen arbeiten alle Beteiligten in 
eigener Verantwortung. Die Mitarbeitenden sollten 
durch qualifizierte Fachleute zugerüstet und fortge­
bildet werden. 

Über die Veranstaltung der einzelnen Konfirman­
dengruppen ist Buch zu führen (Zeit, Anwesenheit, 
Inhalt). 

Dem Kirchenvorstand ist mindestens einmal im. 
Jahr über die Konfirmandenarbeit zu berichten. 
Nach Möglichkeit sollte die Begegnung von Kon­
firmanden und Kirchenverordneten gefördert wer­
den. 

i'l 
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Dazu gibt es verschiedene Möglichkeiten: 

Mitarbeit im Konfirmandenunterricht, bei Frei­
zeiten und Elternabenden, 

Begegnungen nach dem Gottesdienst oder bei 
Gemeindeveranstaltungen; 

Einladungen einiger Konfirmanden in die Woh­
nung von Kirchenverordneten. 

Der Propst sollte eingeladen werden, wenigstens 
einmal während der Konfirmandenzeit den Unter­
richt in jeder Kirchengemeinde zu besuchen (Prop­
steiordnung § 23 [4] d). 

3.4 Schule und außerschulische Einrichtungen 

Konfirmandenarbeit und Religionsunterricht ha­
ben viele Berührungspunkte, aber auch unterschied­
liche Schwerpunkte und Zielsetzungen. Das erlaubt 
nicht, den Religionsunterricht mit Verweis auf den 
Konfirmandenunterricht ausfallen zu lassen. 

Die. Unterrichtenden im Konfirmandenunterricht 
sollen mit den entsprechenden Schulstufen ihrer Ge­
meinde Kontakt aufnehmen und gemeinsam mit den 
dort Unterrichtenden erkunden, wie der Religions­
unterricht gestaltet ist. Für die inhaltliche Abstim­
mung sind regelmäßige Gespräche in religionspäd­
agogischen Arbeitsgemeinschaften wichtig. Organi­
satorische und zeitlicheProblerne müssen durch Ab­
sprache mit den Schulen bzw. Schulauf~ichtsämtern 
geregelt werden. Es empfiehlt sich, besondere Ak­
tionen (z. B. Freizeiten) rechtzeitig mit der Schule 
abzusprechen. 

Auch mit den Vereinen sollten je' nach örtlichen 
Gegebenheiten Absprachen getroffen und ein gutes 
Verhältnis gesucht werden. Es wäre fatal, Konflikte 
auf dem Rücken der Jugendlichen auszutragen. 

Dennoch sollten sich die für die Konfirmandenar­
beit Verantwortlichen dafür einsetzen, daß die Zei­
ten für Konfirmandenunterricht und Gottesdienste 
von anderen Veranstaltungen freigehalten werden. 

4 Organisations- und Arbeitsformen 

4.1 Die Anmeldung zum Konfirmandenunterricht ist in 
der Regel beim zuständigen Pfarramt vorzunehmen. 
Sollen Konfirmanden in einer anderen Gemeinde 
(Pfarrbezirk) am Konfirmandenunterricht teilneh­
men, so ist die Genehmigung beim zuständigen 
Pfarramt einzuholen. 

Als Konfirmandenalter gilt in der Regel die Zeit 
zwischen dem 13. und 15. Lebensjahr (7. bis 9. 
Schuljahr). 

Der Konfirmandenunterricht umfaßt 80 Stunden. 
Er erstreckt sich in der Regel über zwei Jahre. An­
dere Regelungen bedürfen der Zustimmung des 
Propsteivorstandes, der im Einvernehmen mit dem , 
Landeskirchenamt entscheidet. Ausnahme bilden 
das in der Landeskirche allgemein anerkannte Kon~ 
firmandenferienseminar sowie einige Projekte, die 
sich über einen längeren Zeitraum bewährt haben. 

Eine Konfirmandengruppe soll nach Möglichkeit 
nicht mehr als 15 Mitglieder umfassen. Bei 20 Kon­
firmanden sollte die Gruppe geteilt werden. 

Bei weniger als sechs Konfirmanden aus einer 
Gemeinde sollte nach Möglichkeiten gesucht wer­
den, den Unterricht mit einer Nachbargemeinde 
durchzuführen oder Jahrgänge zusammenzufassen. 

Die Konfirmandenarbeit kann von mehreren Ge­
meinden gemeinsam geplant und durchgeführt wer­
den. 

Die Kirchengemeinde ist verpflichtet, die notwen­
digen äußeren Voraussetzungen für den Konfirman­
denunterricht zu schaffen. Dazu gehören die Bereit­
stellung zweckmäßig eingerichteter Räume sowie 
entsprechender UnterrichtsmitteL 

Behinderte Jugendliche sollten in der Regel zu­
sammen mit anderen unterrichtet werden. Das Zu­
sammensein von Gesunden und Behinderten oder 
von Sonderschülern und Gyrrmasiasten ist ein exem­
plarisches Umfeld für die Erfahrung christlicher Ge­
meinschaft. In Einzelrallen kann es sinnvoll sein, 
wenn Konfirmandenunterricht an Sonderschulen 
von speziell ausgebildeten Pädagogen durchgeführt 
wird. 

4.2 Die Methoden der Konfirmandenarbeit dürfen nicht 
im Widerspruch zum Evangelium von der Annahme 
jedes Menschen durch Gott stehen. Das legt Unter­
richtenden eine hohe Verantwortung auf. Sie sollten 
versuchen, sachgerecht unterschiedliche Arbeitsfor­
men und Methoden einzusetzen, die Jugendliche 
ganzheitlich ansprechen. 

Bewährt haben sich: 

kurze frontale Unterrichtsphasen zur Vermittlung 
von Informationen im Wechsel mit anderen Ak­
tionsformen: Z. B. Einzel-, Partner- und Grup­
penarbeit, in denen Konfirmanden im Blick auf 
ihre unterschiedlichen Lernvoraussetzungen Un­
terrichtsinhalte erarbeiten, festigen, intensivieren 
und üben können, 

unterschiedliche Gesprächsformen, die Konfir­
mandenbeiträge und Medien zur Basis der Unter­
richtsarbeit machen, 

darstellende Spiele und Rollenspiele (Pantomi­
me; Darstellen biblischer Geschichten, Interak­
tionsspiele), die helfen können, Inhalte anschau­
lich und erfahrbar zu machen, 

musisch und manuell gestaltende Arbeit in man­
nigfacher Form (Erstellung von Bildern und Col­
lagen, Arbeiten mit Ton, Stoffusw.), um gewon­
nene Einsichten zu erarbeiten und zu vertiefen. 

In thematischer Hinsicht sind Konfirmandenfe-
rienseminare bzw. -freizeiten besonders geeignet, 
zum Abendmahl hinzuführen (und es zu feiern) so­
wie die Konfirmation vorzubereiten. 

Jeder Konfirmandenjahrgang solltemindestens ei­
ne Freizeit erfahren. 

4.3 Die Veränderung der volkskirchlichen Situation läßt 
verstärkt nach alternativen Organisationsformen fra­
gen. Sowohl die Herauf- als auch die Herabsetzung 
des Konfirmationsalters sowie die Aufteilung der 
Konfirmandenarbeit in zwei Phasen werden häufig 
diskutiert. Die bisherigen Erfahrungenzeigen Chan­
cen, aber auch Grenzen alternativer Organisations­
fom1en. 

Sofern die Einführung neuer Formen ein anderes 
Alter der Konfirmanden bedingt, muß der Propstei­
vorstand im Einvernehmen mit dem Landeskirchen­
amt entscheiden. Alternative Modelle sollten mit 
dem Amt für Religionspädagogik beraten werden. 
Sie müssen vom Kirchenvorstand'beschlossen und 
mit der Propstei abgesprochen werden. 

' 

• 
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5 Der Abschluß der Konfirmandenarbeit 

5.1 Am Ende der Unterrichtszeit steht ein Vorstellungs­
gottesdienst, in dem die Konfirmanden sich und d~r 
Gemeinde der Erwachsenen exemplarisch Rechen­
schaft über ihr Lernen, ihr Verstehen und ihre Fragen 
geben. Dabei sollte bloßes Abfragen von Faktenwis­
sen vermieden werden. 

5.2 Den Abschluß der Konfirmandenzeit bildet der Kon­
firmationsgottesdienst. Er findet in der Regel zwi­
schen Ostern und Trinitatis statt. Andere Konfirma­
tionstermine bedürfen der Zustimmung des Propstei­
vorstandes, der im Einvernehmen mit dem Landes-
kirchenamt entscheidet. · 

In der Konfirmation geschieht die Einsegnung der 
Konf"rrmanden. Sie gibt ihnen den Zuspruch des 
Evangeliums in Wort und Sakrament, vergewissert 
sie ihrer Taufe und ermutigt sie zu einem Leben in 
der christlichen Gemeinde. 

5.3 Die Konfirmation enthält innere Spannungen und 
Widersprüche: Als Familienfest wird sie noch von 
nahezu allen Familien begehrt, während dem Kon­
firmandenunterricht als Lern- und Gemeinschaftser­
fahrung weniger Bedeutung beigemessen wird. Nur 
wenige verstehen die Konfirmation als Verpflich­
tung zur aktiven Teilnahme am Gemeindeleben. 

Die Konfirmanden verarbeiten die im Unterricht 
gemachten Erfahrungen und die an sie von der Kir­
che und den Eltern gestellten Erwartungen; die El­
tern und Angehörigen erfahren einen wichtigen Ein­
schnitt im Familienleben. Ein Familienglied steht an 
der Schwelle zum Erwachsenenalter, die Eltern 
blicken dankbar zurück auf Geburt, Taufe und Kind­
heit und suchen in elementarer Form eine Bestäti­
gung oder Annahme für den Weg der Familie auch 
vor Gott und der Öffentlichkeit der Volkskirche. 
Diese Spa,nnungen sind nicht aufhebbar, sondern 
auszuhalten. 

Wichtig wäre es, den Eltern Gestaltungshilfenfür 
die familiäre Konfirmationsfeier zu geben. 

Bewährt hat es sich 

- eine Bilderserie zur Entwicklung des Konfirman­
den zusammenzustellen, 

- die Gäste zu bitten, mit Hilfe eigener Fotos von 
ihrer Konfirmation zu erzählen, 

- die Gäste zu bitten, Blätter mit guten Wünschen 
für die Konfirmanden zu gestalten. 

Die Rahmenrichtlinien für den Konfirmandenunterricht 
werden für eine Erprobungszeit von drei Jahren erlassen. 

Nr. 83 Bekanntmachung der Neufassung des Kir­
chengesetzes über die Ordnung der diakoni­
schen Arbeit in der Ev.-luth. Landeskirche 
in Braunschweig (Diakoniegesetz). 

Vom 14. Februar 1990. (LKABI. S. 142) 

Nachstehend wird der Wortlaut des Kirchengesetzes 
über die Ordnung der diakonischen Arbeit in der Ev.-luth. 
Landeskirche in Braunschweig (Diakoniegesetz) in der 
nunmehr ab 2. Dezember 1989 geltenden Fassung be­
kanntgemacht. 

Die Neufassung berücksichtigt: 

1-. das Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes 
über die Ordnung der diakonischen Arbeit in der 
Braunschweigischen ev.-luth. Landeskirche (Diako­
niegesetz) vom 2. Mai 1985 (Amtsbl. 1985 S. 76), 

2. das Zweite Kirchengesetz zur Änderung des Kirchen­
gesetzes über die Ordnung der diakomsehen Arbeit in 
der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig (Diako­
niegesetz) vom 2. Dezember 1989 (Amtsbl. 1990 S. 
45). 

Wolfe n b ü t t e 1, den 14. Februar 1990 

Landeskirchenamt 

Niemann 

Kirchengesetz 
über die Ordnung der diakonischen Arbeit in der 

Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig 
(Diakoniegesetz) 

Vom 7. Februar 1970 (Amtsbl. 1970 S. 99)- und 
Änderung dazu vom 2. Mai 1985 (Amtsbl. 1985 S. 76) 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird: 

A. Grundbestimmung 

§ 1 

(1) Zum Auftrag der Kirche, Zeugnis von Jesus Chri­
stus in der Welt zu geben, gehört der Dienst am Nächsten 
(Diakonie). 

(2) Dieser Dienst wird wahrgenommen: 

a) von den Kirchengemeinden und Propsteien, 

b) von evangelischen diakonischen Einrichtungen, unbe­
schadet ihrer Rechtsform, 

c) von der Landeskirche durch das Diakonische Werk­
Innere Mission und Hilfswerk- der Evangelisch-luthe­
rischen Landeskirche in Braunschweig e. V. 

B. Diakonie der Kirchengemeinde 

§2 

(1) In den Kirchengemeinden ist vom Kirchenvorstand 
ein Gemeinde-DiakonieausschuB zu bilden. Sind mehrere 
Kirchengemeinden unter einem Pfarramt verbunden, so 
kann ein gemeinsamer Diakonieausschuß gebildet wer­
den. 

(2) Die Amtszeit des Gemeinde-Diakonieausschusses 
entspricht der Amtsperiode des Kirchenvorstandes. Sie 
endet in jedem Fall spätestens drei Monate nach dem 
ersten Zusanupentritt eines neu gebildeten Kirchenvor­
standes. Innerhalbdieser Zeit ist ein neuer Gemeinde-Dia­
konieausschuB zu wählen; Wiederwahl ist zulässig. 

§ 3 

(1) Zu den Mitgliedern des Gemeinde-Diakonieaus­
schusses sind in der Regel sechs, mindestens jedoch drei 
Gemeindeglieder vom Kirchenvorsüni.d zu wählen, darun­
ter ein Mitglied des Kirchenvorstandes. Bei der Wahl 
sollen Frauen und Männer gleichermaßen berücksichtigt 
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werden. Der Gemeindepfarrer gehört dem Ausschuß als 
geborenes Mitglied an; sind mehrere Pfarrer in der Ge­
meinde, so wird einer von ihnen vom Kirchenvorstand 
gewählt. 

(2) hn Fall des § 2 Absatz 1 Satz 2 treten die beteiligten 
Kirchenvorstände zu einer gemeinsamen Wahl zusam­
men. 

(3) Haupt- oder nebenberufliche Mitarbeiter dialeoni­
scher Einrichtungen der Gemeinde können nicht in den 
Gemeinde-DiakonieausschuB gewählt werden. 

(4) Der Gemeinde-DiakonieausschuB wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden und dessen··stellvertreter. Der 
Pfarrer soll nicht den Vorsitz übernehmen. 

§4 
(1) Unbeschadet der Rechte und Pflichten des Kirchen­

vorstandes ist es Aufgabe des Gemeinde-Diakonieaus­
schusses, in der Gemeinde den diakomsehen Auftrag zu 
erfüllen, die diakonische Arbeit der Landeskirche, der 
kirchlichen Zusammenschlüsse und der Ökumene zu för­
dern, die Mitarbeiter, Helfer und Freunde der Diakonie in 
ihrer Tätigkeit zu unterstützen und sich der Unterhaltung 
und des Ausbaues der bestehenden diakonischen Einrich­
tungen anzunehmen. 

(2) An den Sitzungen des Gemeinde-Diakonieaus­
schusses sind die leitenden Mitarbeiter diakonischer Ein­
richtungen der Gemeinde in angemessener Weise zu be­
teiligen. Die nicht dem Gemeinde-DiakonieausschuB an­
gehörenden Gemeindepfarrer, der Vorsitzende des Prop­
stei-Diakonieausschusses und der Leiter der zuständigen 
Propstei- oder Kreisstelle des Diakonischen Werkes(§ 13) 
sind einzuladen; dies gilt auch für die übrigen haupt-und 
nebenamtlichen Mitarbeiter diakonischer Einrichtungen 
der Gemeinde, wenn Fragen ihres Aufgabengebietes bera­
ten werden sollen. 

(3) Durch seinen Vorsitzenden hat der Gemeinde-Dia­
konieausschuB mindestes einmal im Jahr den Kirchenvor­
stand über seine Arbeit zu unterrichten und Anregungen 
zur Förderung der diakonischen Arbeit zu geben. 

(4) Der Gemeinde-DiakonieausschuB unterrichtet den 
Leiter der Propstei- oder Kreisstelle des Diakonischen 
Werkes, den Vorsitzenden des Propstei-Diakonieaus­
schusses und den Leiter der zentralen Geschäftsstelle des 
Diakonischen Werkes aufihren Wunsch über seine Arbeit. 

§5 

(1) Jede Kirchengemeinde richtet eine Gemeinde-Dia­
koniekasse ein. 

(2) Der Gemeinde-DiakonieausschuB ist vom Kirchen­
vorstand an den Beratungen über die Voranschläge für die 
Gemeinde-Diakoniekasse und die Kassen der eigenen dia­
konischen Einrichtungen und über alle die Gemeinde-Dia­
koniearbeit der Gemeinde betreffenden Angelegenheiten 
zu beteiligen. 

(3) Der Rechnungsführer der Kirchenkasse führt die 
Rechnung der Gemeinde-Diakoniekasse.lm übrigen sind 
die Bestimmungen über die Rechnungsführung und Rech­
nungsahnahme der Kirchenkasse anzuwenden. 

(4) Die Verfügung über die Gemeinde-Diakoniekasse 
kann nicht auf Kirchenverbände übertragen werden. 

§6 

( 1) In der Gemeinde-Diakoniekasse sind das Dankopfer 
sowie alle Zuweisungen der Kirchenkasse, Opfer, Gaben, 
Kollekten und Sammlungsbeträge der Gemeinde, die für 

dialeonische Zwecke bestimmt sind, zu vereinnahmen. 
Mittel für einige dialeonische Einrichtungen der Gemeinde 
werden von diesen Einrichtungen vereinnahmt, sofern 
hierfür eigene Kassen geführt werden. 

(2) Die Mittel der Gemeinde-Diakoniekasse sind für die 
Diakonie in der Gemeinde, für Zuschüsse an die Kassen 
eigener diakonischer Einrichtungen der Gemeinde, für 
sonstige dialeonische Aufgaben des.Diakonischen Werkes 
der Landeskirche oder für die ökumenische Diakonie zu 
verwenden. Es kann ein Verfügungstitel für den Gernem­
de-Diakonieausschuß vorgesehen werden, der jedoch ein 
Fünftel des Haushalts der Gemeinde-Diakoniekasse nicht 
übersteigen darf. 

(3) Zuweisungen der Kirchenkasse an die Gemeinde­
Diakoniekasse bedürfen der Zustimmung des Landeskir­
chenamtes. 

(4) Verwaltungskosten des Gemeinde-Diakonieaus­
schusses sind von der Kirchenkasse zu tragen. 

C. Diakonie der Propstei 

§7 

(1) In allen Propsteien ist ein Propstei-Diakonieaus­
schuß zu bilden. 

(2) Die Amtszeit des Propstei-Diakonieausschusses 
entspricht der Amtsperiode der Propsteisynode. Sie endet 
in jedem Fall spätestens ein Jahr nach dem ersten Zusam­
mentritt einer neu gebildeten Propsteisynode. Innerhalb 
dieser Zeit ist ein neuer Propstei-DiakonieausschuB zu 
wählen; Wiederwahl ist zulässig. 

§ 8 

(1) Dem Propstei-DiakonieausschuB gehören an: 

a) der Propst oder ein von ihm zu bestimmender Pfarrer 
(Pastorin, Pfarrdiakon) der Propstei; 

b) in der Regel sieben nichtordinierte Mitglieder aus den 
Gemeinden der Propstei, die von der Propsteisynode 
gewählt werden und von denen nicht mehr als die 
Hälfte hauptberuflich einer diakonischen ninrichtung 
in der Propstei angehören sollen. Bei der Wahl sollen 
Frauen und Männer gleichermaßen berücksichtigt wer­
den; 

c) der Leiter der Propsteistelle oder der Kreisstelle des 
Diakonischen Werkes, der dieser Propstei angehört(§ 
13 Abs. 1 und 3). 

(2) Der Propstei-DiakonieausschuB wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Der 
Propst oder das von ihm bestimmte ordinierte Mitglied soll 
nicht den Vorsitz übernehmen. 

§9 

(1) Unbeschadet der Rechte und Pflichten der Organe 
der Propstei hat der Propstei-DiakonieausschuB die Ge­
meinde-Diakonieausschüsse in ihrer Arbeit zu unterstüt­
zen und die Verbindung zum Diakonischen Werk der 
Landeskirche zu pflegen. Er hat die Gemeinden in der 
Unterhaltung ihrer diakomsehen Einrichtungen zu fördern 
und sich der eigenen und übergemeindlichen dialeonischen 
Aufgaben anzunehmen. Dies geschieht in Zusammenar­
beit mit der zuständigen Propsteistelle oder Kreisstelle des 
Diakonischen Werkes.· 

(2) Der Propstei-DiakonieausschuB soll mindestens 
einmal im Jahr eine Propstei-Diakonieversammlung ab­
halten, zu der jeder Gemeinde-DiakonieausschuB je ein 
Mitglied entsendet. Den Vorsitz führt der Vorsitzende des 
Propstei-Diakonieausschusses. Die Diakonieversamm-
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lung der Propstei berät über die diakomsehe Arbeit in der 
Propstei und gibt Anregungen und Empfehlungen an die 
Gemeinde-Diakonieausschüsse und das Diakonische 
Werk der Landeskirche. 

(3) Der Vorsitzende des Propstei-Diakonieausschusses 
berichtet alljährlich der Propsteisynode über die Arbeit 
des Ausschusses. 

§ 10 

(1) Die Kosten für die Tätigkeit des Propstei-Diakonie­
ausschusses und für eine Propsteistelle des Diakonischen 
Werkes sind mit Ausnahme der in § 13 Abs. 3 genannten 
Personalkosten im Haushai t der Propstei auszuweisen. Für 
eine Kreisstelle sind diese Kosten von den Propsteien, die 
ihr angehören, anteilig zu tragen. 

(2) Übernimmt die Propstei eigene diakonische Aufga­
ben, so ist eine Propstei-Diakoniekasse einzurichten.§§ 5 
und 6 finden sinngemäß Anwendung; dabei treten an die 
Stelle des Kirchenvorstandes die zuständigen Organe der 
Propstei. In diesem Fall sind die in Absatz 1 genannten 
Kosten in der Propstei-Diakoniekasse auszuweisen. 

D. Diakonie der Landeskirche 

§11 

(1) Die diakonischen Aufgaben in der Landeskirche 
nimmt aufgrund des von ihm übernommenen Auftrages 
und seiner Satzung das Diakonische Werk- Innere Mis­
sion und Hilfswerk - der Evangelisch-lutherischen Lan­
deskirche in Braunschweig wahr. Das Diakonische Werk 
steht unter der Obhut der Landeskirche und ist an ihre 
Verfassung gebunden. Es unterstützt die Diakonieaus­
schüsse und die diakonische Arbeit der kirchlichen Zu­
sammenschlüsse, denen die Landeskirche angehört. Zu­
gleich fördert es die selbständigen diakonischen Einrich­
tungen in der Landeskirche, die sich dem Diakonischen 
Werk angeschlossen haben. 

(2) Das Diakonische Werk ist in der Rechtsform eines 
eingetragenen Vereins gebildet. Seine Satzung, etwaige 
Änderungen der Satzung und die Auflösung des Vereins 
bedürfen des Einvernehmens mit der Kirchenregierung 
und sind im Amtsblatt der Landeskirche zu veröffentli­
chen. 

(3) Das Diakonische Werk ist Spitzenverband der frei­
en Wohlfahrtspflege im Bereich der Landeskirche und 
dem Diakonischen Werk -Innere Mission und Hilfswerk 
- der Evangelischen Kirche in Deutschland angeschlos­
sen. 

§ 12 

(1) Mitglieder des Diakonischen Werkes sind: 

a) die Propsteien, die durch den Propsteivorstand ein 
Mitglied ihres Diakonieausschusses mit ihrer Vertre­
tung beauftragen; 

b) die im Bereich der Landeskirche tätigen Verbände, 
Vereine, Stiftungen, Anstalten und sonstigen Einrich­
tungen der Diakonie, soweit sie beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bereits Mitglieder des Evangelischen 
Vereins (Landesverband) für Innere Mission in Braun­
schweig sind. 

(2) Träger diakonischer Arbeit können Mitglied des 
Diakonischen Werkes werden, wenn sie nach ihrer Sitt­
zung oder Organisation gemeinnützigen, mildtätigen oder 
kirchlichen Zwecken im Sinn der steuerrechtliehen Be­
stimmungen und der Gemeinnützigkeitsverordnung die­
nen. 

§13 

(1) Das Diakonische Werk unterhält eine zentrale Ge­
schäftsstelle und nach Bedarf Kreis- oder Propsteistellen. 

(2) Der Leiter der zentralen Geschäftsstelle ist zugleich 
Landespfarrer für Diakonie. Er wird von dem zuständigen 
Organ des Diakonischen Werkes gewählt. Die Wahl be­
darf der Bestätigung durch die Kirchenregierung. 

(3) Die Kreis- oder Propsteistellen sind hauptamtlich 
mit Beauftragten für Diakonie und möglichst mit je einer 
weiteren hauptamtlichen Fachkraft, insbesondere für die 
Fürsorgearbeit, zu besetzen. Diese Mitarbeiter werden 
vom Diakonischen Werk der Landeskirche nach Anhö­
rung der zuständigen Propsteivorstände angestellt und un­
terstehen der Dienstaufsicht des Leiters der zentralen Ge­
schäftsstelle. Das Diakonische Werk trägt die Personalko­
sten. 

§ 14 

(1) Die Landeskirche gewährt dem Diakonischen Werk 
im Rahmen ihres Haushalts regelmäßige jährliche Zu­
schüsse, insbesondere zur Deckung der Personal- und 
Sachkosten. Außerdem wird die Landeskirche Kollekten 
für das Diakonische Werk alljährlich im Kollektenplan 
ausschreiben. Andere Sammlungen können nur im Rah­
men der geltenden Bestimmungen durchgeführt werden. 

(2) Das Diakonische Werk reicht dem Landeskirchen­
amt alljährlich den Haushaltsvoranschlag ein. Zum Nach­
weis für die ordnungsgemäße Verwendung der aus Haus­
haltsmitteln der Landeskirche gewährten Zuschüsse legt 
das Diakonische Werk dem Landeskirchenamt den von 
einer Treuhandstelle geprüften Jahresabschluß vor. 

E. Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 15 

(1) Der Evangelische Verein (Landesverband) für Inne­
re Mission e. V. tritt aufgrunddes von ihm übernommenen 
Auftrages und seiner Satzung in die Aufgaben, Rechte und 
Pflichten des Evangelischen Hilfswerkes der Landeskir­
che ein, gibt sich den Namen: »Diakonisches Werk -
Innere Mission und Hilfswerk- der Evangelisch-lutheri­
schen Landeskirche in Braunschweig e. V.« und ändert 
seine Satzung unter der Berücksichtigung der Bestimmun­
gen dieses Kirchengesetzes. 

(2) Die Dienstverhältnisse der bisherigen Mitarbeiter 
des Hilfswerkes sind auf das Diakonische Werk zu über­
führen. Die Kreisbeauftragten des Hilfswerkes werden 
Beauftragte für Diakonie in den bereits von ihnen betreu­
ten Kreis- oder Propsteistellen. 

§ 16 

(1) Die Kassenbestände der Gemeindehilfswerke gehen 
auf die Gemeinde-Diakoniekasse über. Das bei den Prop­
stei- undKreisbeauftragten und beim Hauptbüro des Hilfs­
werkes vorhandene Sondervermögen wird auf das Diako­
nische Werk übertragen. Das Diakonische Werk hat diese 
Vermögen seiner jeweiligen Zweckbindung entsprechend 
zu verwalten. 

(2) Die Gemeinde-Diakoniekassen und, soweit erfor­
derlich, die Propstei-Diakoniekassen sind spätestens zum 
Beginn des auf das Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
folgenden Rechnungsjahres einzurichten. 
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Denken (»wahr« oder »falsch«) kann sich zu umfas­
senderen Betrachtungsweisen erweitern. Die Frage 
nach Gott und dem Sinn des Lebens beschäftigt 
Jugendliche durchaus. Die kirchlich-konfessionelle 
Prägung der Religiösität hat freilich nachgelassen. 
Glaubensüberzeugungen ~erden dem persönlichen 
Belieben anheimgestellt. 

2.6 In unserer Gesellschaft gibt es kaum tragfähige Ant­
worten auf die Frage, welchen Sinn unser Leben hat. 
Neben Wohlstand gibt es Armut, neben Mitbestim­
mung und möglichem Engagement stehen Fremdbe­
stimmung und Resignation, neben Bildungschancen 
gibt es Ausgrenzungen. SelbstVerwirklichung und 
Entfremdung liegen oft nahe beieinander. Viele quä­
len sich mit Leistungsanforderungen, die sie über­
fordern. Viele Jugendliche spüren diese Dissonan­
zen und leiden unter ihnen. In der Regel wollen sie 
mitgestalten, sich einsetzen, »lebendig« sein. 

3 Konfirmanden in der Gemeinde 

Konfirmandenarbeit ist Herausforderung 'und 
Chance zugleich. Die Jugendlichen brauchen die 
Begleitung in einer schwierigen Lebensphase, die 
Gemeinden brauchen die Fragen und Anstöße der 
Jugendlichen, die Unterrichtenden brauchen die Di-

. rektheit und Offenheit ihrer Konfirmanden. Die 
Konfirmanden sind Teil der Gemeinde. Sie können 
von erwachsenen Christen lernen, wie auch die Er­
wachsenen-Gemeinde aus ihren Fragen und Anstö­
ßen lernen sollte. 

3.1 Konfirmanden im Gottesdienst 

Die Konfirmanden sollen den Gottesdienst als 
Versammlung der Gemeinschaft der Gläubigen un­
ter Wort und Sakrament kennenlernen. Die Möglich­
keit der Teilnahme am Abendmahl sollte nach 
gründlicher Vorbereitung der Konfirmanden genutzt 
werden. ' 

Den meisten Jugendlichen ist der Gottesdienst 
fremd. Vielen erscheint er als unattraktiv. Diszipli­
narische Maßnahmen und Kontrollen sind kaum ge­
eignet, Freude am Got~esdienst zu wecken. 

Sinnvoller ist es, Jugendlichen Zugänge zu schaf­
fen. Als hilfreich haben sich Familiengottesdienste 
sowie die Beteiligung der Konfirmanden am Gottes­
dienst erwiesen. 

Konfirmanden können 

Gebete und Lesungen formulieren und vortragen, 

neue geistliche Lieder einführen, 

Bilder, Szenen und Anspiele vorstellen, 

Aufgaben des Küsterdienstes übernehmen, 

den Gottesdienst aufnehmen und zu Alten und 
Kranken bringen, 

bei. der Predigtvorbereitung und -durchführung 
mitwirken. 

Mehrmals pro Jahr sollten auch Gottesdienste mit 
und von sowie Gottesdienste für Konfirmanden 
durchgeführt werden. Hier könnten Themen des Un" 
terrichts aufgenommen und jugendgemäße Formen 
versucht werden, um christlichen Glauben auszu­
drücken. 

Zu diesen Gottesdiensten gehört auch der Vorstel­
lungsgottesdienst, in den Erfahrungen und Themen 
des Unterrichts mit eingebracht werden. Immer wie-

der sollten auch die Eltem ermutigt werden, ihre 
Kinder beim Gottesdienstbesuch zu begleiten. 

3.2 Elternarbeit 

Die Verantwortung für eine christliche Erziehung 
liegt bei den Eltern. Eine vertrauensvolle Zusam­
menarbeit mit den Konfirmandeneltern ist für den 
Unterricht daher wichtig. Die Eltern sollten angelei­
tet und ermutigt weiden, über ihren eigenen Glauben 
zu sprechen und ihre Kinder zu begleiten. Die Erfah­
rung zeigt jedoch, daß der Konfirmandenunterricht 
zumeist von der Familie isoliert ist. Viele fühlen sich 
auch nicht kompetent, über Fragen des Glaubens mit 
ihren Kindern zu sprechen. Diese Situation macht 
die Forderung nach Mitarbeit und Mitverantwortung 
der Eltern nur dringlicher. Ihre theologische Begrün­
dung ergibt sich aus dem Taufversprechen der El­
tern. 

Exemplarische Möglichkeiten der Elternarbeit 
sind: 

- Hausbesuche, die das Vertrauensverhältnis stär­
ken und zu Gesprächen über Glaubensfragen füh­
renkönnen. 

Eltern einzuladen, den Unterricht zu hospitieren. 

- Elternabende, die über Ziele, Inhalt und Gestal­
tung der Konfirmandenarbeit informieren und 
Anfragen der Eltern aufnehmen. 

Elternseminare, die den Eltern die Möglichkeit 
geben, eigene Glaubens- und Lebensfragen zu 
besprechen. 

Konfirmanden-Familienwochenenden, an denen 
das Gespräch zwischen den Generationen geför­
dert oder die Konfirmation gemeinsam vorberei­
tet werden. 

- Die Unterrichtung von (Vor-)Konfirmanden­
gruppen durch Eltern in Hausgruppen. 

3.3 Verantwortung für die Konfirmandenarbeit 

Der Kirchenvorstand trägt zusammen mit dem 
Pfarramt die Verantwortung für die Konfirmanden­
arbeit. 

In der Regel wird der Konfirmandenunterricht von 
der zuständigen Pfarrerin bzw. dem zuständigen 
Pfarrer erteilt. Daneben sollten aqer auch andere 
Neben-, Ehren- und Hauptamtliche sowie Eltern be­
teiligt werden. Die aktive Mitarbeit vonkonfirmier­
ten Jugendlichen im Unterricht erleichtert den Über­
gang zur Jugendarbeit, die als freies Angebot neben 
der Konfirmandenarbeit steht bzw. sich daran an­
schließt. 

Die Unterrichtenden bilden eine Arbeitsgruppe, in 
der partnerschaftlieh zusammengearbeitet und die 
Konfirmandenarbeit geplant und kritisch reflektiert 
wird. In diesem Rahmen arbeiten alle Beteiligten in 
eigener Verantwortung. Die Mitarbeitenden sollten 
durch qualifizierte Fachleute zugerüstet und fortge­
bildet werden. 

Über die Veranstaltung der einzelnen Konfirman­
dengruppen ist Buch zu führen (Zeit, Anwesenheit, 
Inhalt). 

Dem Kirchenvorstand ist mindestens einmal im. 
Jahr über die Konfirmandenarbeit zu berichten. 
Nach Möglichkeit sollte die Begegnung von Kon­
firmanden und Kirchenverordneten gefördert wer­
den. 

i'l 
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Dazu gibt es verschiedene Möglichkeiten: 

Mitarbeit im Konfirmandenunterricht, bei Frei­
zeiten und Elternabenden, 

Begegnungen nach dem Gottesdienst oder bei 
Gemeindeveranstaltungen; 

Einladungen einiger Konfirmanden in die Woh­
nung von Kirchenverordneten. 

Der Propst sollte eingeladen werden, wenigstens 
einmal während der Konfirmandenzeit den Unter­
richt in jeder Kirchengemeinde zu besuchen (Prop­
steiordnung § 23 [4] d). 

3.4 Schule und außerschulische Einrichtungen 

Konfirmandenarbeit und Religionsunterricht ha­
ben viele Berührungspunkte, aber auch unterschied­
liche Schwerpunkte und Zielsetzungen. Das erlaubt 
nicht, den Religionsunterricht mit Verweis auf den 
Konfirmandenunterricht ausfallen zu lassen. 

Die. Unterrichtenden im Konfirmandenunterricht 
sollen mit den entsprechenden Schulstufen ihrer Ge­
meinde Kontakt aufnehmen und gemeinsam mit den 
dort Unterrichtenden erkunden, wie der Religions­
unterricht gestaltet ist. Für die inhaltliche Abstim­
mung sind regelmäßige Gespräche in religionspäd­
agogischen Arbeitsgemeinschaften wichtig. Organi­
satorische und zeitlicheProblerne müssen durch Ab­
sprache mit den Schulen bzw. Schulauf~ichtsämtern 
geregelt werden. Es empfiehlt sich, besondere Ak­
tionen (z. B. Freizeiten) rechtzeitig mit der Schule 
abzusprechen. 

Auch mit den Vereinen sollten je' nach örtlichen 
Gegebenheiten Absprachen getroffen und ein gutes 
Verhältnis gesucht werden. Es wäre fatal, Konflikte 
auf dem Rücken der Jugendlichen auszutragen. 

Dennoch sollten sich die für die Konfirmandenar­
beit Verantwortlichen dafür einsetzen, daß die Zei­
ten für Konfirmandenunterricht und Gottesdienste 
von anderen Veranstaltungen freigehalten werden. 

4 Organisations- und Arbeitsformen 

4.1 Die Anmeldung zum Konfirmandenunterricht ist in 
der Regel beim zuständigen Pfarramt vorzunehmen. 
Sollen Konfirmanden in einer anderen Gemeinde 
(Pfarrbezirk) am Konfirmandenunterricht teilneh­
men, so ist die Genehmigung beim zuständigen 
Pfarramt einzuholen. 

Als Konfirmandenalter gilt in der Regel die Zeit 
zwischen dem 13. und 15. Lebensjahr (7. bis 9. 
Schuljahr). 

Der Konfirmandenunterricht umfaßt 80 Stunden. 
Er erstreckt sich in der Regel über zwei Jahre. An­
dere Regelungen bedürfen der Zustimmung des 
Propsteivorstandes, der im Einvernehmen mit dem , 
Landeskirchenamt entscheidet. Ausnahme bilden 
das in der Landeskirche allgemein anerkannte Kon~ 
firmandenferienseminar sowie einige Projekte, die 
sich über einen längeren Zeitraum bewährt haben. 

Eine Konfirmandengruppe soll nach Möglichkeit 
nicht mehr als 15 Mitglieder umfassen. Bei 20 Kon­
firmanden sollte die Gruppe geteilt werden. 

Bei weniger als sechs Konfirmanden aus einer 
Gemeinde sollte nach Möglichkeiten gesucht wer­
den, den Unterricht mit einer Nachbargemeinde 
durchzuführen oder Jahrgänge zusammenzufassen. 

Die Konfirmandenarbeit kann von mehreren Ge­
meinden gemeinsam geplant und durchgeführt wer­
den. 

Die Kirchengemeinde ist verpflichtet, die notwen­
digen äußeren Voraussetzungen für den Konfirman­
denunterricht zu schaffen. Dazu gehören die Bereit­
stellung zweckmäßig eingerichteter Räume sowie 
entsprechender UnterrichtsmitteL 

Behinderte Jugendliche sollten in der Regel zu­
sammen mit anderen unterrichtet werden. Das Zu­
sammensein von Gesunden und Behinderten oder 
von Sonderschülern und Gyrrmasiasten ist ein exem­
plarisches Umfeld für die Erfahrung christlicher Ge­
meinschaft. In Einzelrallen kann es sinnvoll sein, 
wenn Konfirmandenunterricht an Sonderschulen 
von speziell ausgebildeten Pädagogen durchgeführt 
wird. 

4.2 Die Methoden der Konfirmandenarbeit dürfen nicht 
im Widerspruch zum Evangelium von der Annahme 
jedes Menschen durch Gott stehen. Das legt Unter­
richtenden eine hohe Verantwortung auf. Sie sollten 
versuchen, sachgerecht unterschiedliche Arbeitsfor­
men und Methoden einzusetzen, die Jugendliche 
ganzheitlich ansprechen. 

Bewährt haben sich: 

kurze frontale Unterrichtsphasen zur Vermittlung 
von Informationen im Wechsel mit anderen Ak­
tionsformen: Z. B. Einzel-, Partner- und Grup­
penarbeit, in denen Konfirmanden im Blick auf 
ihre unterschiedlichen Lernvoraussetzungen Un­
terrichtsinhalte erarbeiten, festigen, intensivieren 
und üben können, 

unterschiedliche Gesprächsformen, die Konfir­
mandenbeiträge und Medien zur Basis der Unter­
richtsarbeit machen, 

darstellende Spiele und Rollenspiele (Pantomi­
me; Darstellen biblischer Geschichten, Interak­
tionsspiele), die helfen können, Inhalte anschau­
lich und erfahrbar zu machen, 

musisch und manuell gestaltende Arbeit in man­
nigfacher Form (Erstellung von Bildern und Col­
lagen, Arbeiten mit Ton, Stoffusw.), um gewon­
nene Einsichten zu erarbeiten und zu vertiefen. 

In thematischer Hinsicht sind Konfirmandenfe-
rienseminare bzw. -freizeiten besonders geeignet, 
zum Abendmahl hinzuführen (und es zu feiern) so­
wie die Konfirmation vorzubereiten. 

Jeder Konfirmandenjahrgang solltemindestens ei­
ne Freizeit erfahren. 

4.3 Die Veränderung der volkskirchlichen Situation läßt 
verstärkt nach alternativen Organisationsformen fra­
gen. Sowohl die Herauf- als auch die Herabsetzung 
des Konfirmationsalters sowie die Aufteilung der 
Konfirmandenarbeit in zwei Phasen werden häufig 
diskutiert. Die bisherigen Erfahrungenzeigen Chan­
cen, aber auch Grenzen alternativer Organisations­
fom1en. 

Sofern die Einführung neuer Formen ein anderes 
Alter der Konfirmanden bedingt, muß der Propstei­
vorstand im Einvernehmen mit dem Landeskirchen­
amt entscheiden. Alternative Modelle sollten mit 
dem Amt für Religionspädagogik beraten werden. 
Sie müssen vom Kirchenvorstand'beschlossen und 
mit der Propstei abgesprochen werden. 

' 

• 
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5 Der Abschluß der Konfirmandenarbeit 

5.1 Am Ende der Unterrichtszeit steht ein Vorstellungs­
gottesdienst, in dem die Konfirmanden sich und d~r 
Gemeinde der Erwachsenen exemplarisch Rechen­
schaft über ihr Lernen, ihr Verstehen und ihre Fragen 
geben. Dabei sollte bloßes Abfragen von Faktenwis­
sen vermieden werden. 

5.2 Den Abschluß der Konfirmandenzeit bildet der Kon­
firmationsgottesdienst. Er findet in der Regel zwi­
schen Ostern und Trinitatis statt. Andere Konfirma­
tionstermine bedürfen der Zustimmung des Propstei­
vorstandes, der im Einvernehmen mit dem Landes-
kirchenamt entscheidet. · 

In der Konfirmation geschieht die Einsegnung der 
Konf"rrmanden. Sie gibt ihnen den Zuspruch des 
Evangeliums in Wort und Sakrament, vergewissert 
sie ihrer Taufe und ermutigt sie zu einem Leben in 
der christlichen Gemeinde. 

5.3 Die Konfirmation enthält innere Spannungen und 
Widersprüche: Als Familienfest wird sie noch von 
nahezu allen Familien begehrt, während dem Kon­
firmandenunterricht als Lern- und Gemeinschaftser­
fahrung weniger Bedeutung beigemessen wird. Nur 
wenige verstehen die Konfirmation als Verpflich­
tung zur aktiven Teilnahme am Gemeindeleben. 

Die Konfirmanden verarbeiten die im Unterricht 
gemachten Erfahrungen und die an sie von der Kir­
che und den Eltern gestellten Erwartungen; die El­
tern und Angehörigen erfahren einen wichtigen Ein­
schnitt im Familienleben. Ein Familienglied steht an 
der Schwelle zum Erwachsenenalter, die Eltern 
blicken dankbar zurück auf Geburt, Taufe und Kind­
heit und suchen in elementarer Form eine Bestäti­
gung oder Annahme für den Weg der Familie auch 
vor Gott und der Öffentlichkeit der Volkskirche. 
Diese Spa,nnungen sind nicht aufhebbar, sondern 
auszuhalten. 

Wichtig wäre es, den Eltern Gestaltungshilfenfür 
die familiäre Konfirmationsfeier zu geben. 

Bewährt hat es sich 

- eine Bilderserie zur Entwicklung des Konfirman­
den zusammenzustellen, 

- die Gäste zu bitten, mit Hilfe eigener Fotos von 
ihrer Konfirmation zu erzählen, 

- die Gäste zu bitten, Blätter mit guten Wünschen 
für die Konfirmanden zu gestalten. 

Die Rahmenrichtlinien für den Konfirmandenunterricht 
werden für eine Erprobungszeit von drei Jahren erlassen. 

Nr. 83 Bekanntmachung der Neufassung des Kir­
chengesetzes über die Ordnung der diakoni­
schen Arbeit in der Ev.-luth. Landeskirche 
in Braunschweig (Diakoniegesetz). 

Vom 14. Februar 1990. (LKABI. S. 142) 

Nachstehend wird der Wortlaut des Kirchengesetzes 
über die Ordnung der diakonischen Arbeit in der Ev.-luth. 
Landeskirche in Braunschweig (Diakoniegesetz) in der 
nunmehr ab 2. Dezember 1989 geltenden Fassung be­
kanntgemacht. 

Die Neufassung berücksichtigt: 

1-. das Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes 
über die Ordnung der diakonischen Arbeit in der 
Braunschweigischen ev.-luth. Landeskirche (Diako­
niegesetz) vom 2. Mai 1985 (Amtsbl. 1985 S. 76), 

2. das Zweite Kirchengesetz zur Änderung des Kirchen­
gesetzes über die Ordnung der diakomsehen Arbeit in 
der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig (Diako­
niegesetz) vom 2. Dezember 1989 (Amtsbl. 1990 S. 
45). 

Wolfe n b ü t t e 1, den 14. Februar 1990 

Landeskirchenamt 

Niemann 

Kirchengesetz 
über die Ordnung der diakonischen Arbeit in der 

Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig 
(Diakoniegesetz) 

Vom 7. Februar 1970 (Amtsbl. 1970 S. 99)- und 
Änderung dazu vom 2. Mai 1985 (Amtsbl. 1985 S. 76) 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird: 

A. Grundbestimmung 

§ 1 

(1) Zum Auftrag der Kirche, Zeugnis von Jesus Chri­
stus in der Welt zu geben, gehört der Dienst am Nächsten 
(Diakonie). 

(2) Dieser Dienst wird wahrgenommen: 

a) von den Kirchengemeinden und Propsteien, 

b) von evangelischen diakonischen Einrichtungen, unbe­
schadet ihrer Rechtsform, 

c) von der Landeskirche durch das Diakonische Werk­
Innere Mission und Hilfswerk- der Evangelisch-luthe­
rischen Landeskirche in Braunschweig e. V. 

B. Diakonie der Kirchengemeinde 

§2 

(1) In den Kirchengemeinden ist vom Kirchenvorstand 
ein Gemeinde-DiakonieausschuB zu bilden. Sind mehrere 
Kirchengemeinden unter einem Pfarramt verbunden, so 
kann ein gemeinsamer Diakonieausschuß gebildet wer­
den. 

(2) Die Amtszeit des Gemeinde-Diakonieausschusses 
entspricht der Amtsperiode des Kirchenvorstandes. Sie 
endet in jedem Fall spätestens drei Monate nach dem 
ersten Zusanupentritt eines neu gebildeten Kirchenvor­
standes. Innerhalbdieser Zeit ist ein neuer Gemeinde-Dia­
konieausschuB zu wählen; Wiederwahl ist zulässig. 

§ 3 

(1) Zu den Mitgliedern des Gemeinde-Diakonieaus­
schusses sind in der Regel sechs, mindestens jedoch drei 
Gemeindeglieder vom Kirchenvorsüni.d zu wählen, darun­
ter ein Mitglied des Kirchenvorstandes. Bei der Wahl 
sollen Frauen und Männer gleichermaßen berücksichtigt 
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werden. Der Gemeindepfarrer gehört dem Ausschuß als 
geborenes Mitglied an; sind mehrere Pfarrer in der Ge­
meinde, so wird einer von ihnen vom Kirchenvorstand 
gewählt. 

(2) hn Fall des § 2 Absatz 1 Satz 2 treten die beteiligten 
Kirchenvorstände zu einer gemeinsamen Wahl zusam­
men. 

(3) Haupt- oder nebenberufliche Mitarbeiter dialeoni­
scher Einrichtungen der Gemeinde können nicht in den 
Gemeinde-DiakonieausschuB gewählt werden. 

(4) Der Gemeinde-DiakonieausschuB wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden und dessen··stellvertreter. Der 
Pfarrer soll nicht den Vorsitz übernehmen. 

§4 
(1) Unbeschadet der Rechte und Pflichten des Kirchen­

vorstandes ist es Aufgabe des Gemeinde-Diakonieaus­
schusses, in der Gemeinde den diakomsehen Auftrag zu 
erfüllen, die diakonische Arbeit der Landeskirche, der 
kirchlichen Zusammenschlüsse und der Ökumene zu för­
dern, die Mitarbeiter, Helfer und Freunde der Diakonie in 
ihrer Tätigkeit zu unterstützen und sich der Unterhaltung 
und des Ausbaues der bestehenden diakonischen Einrich­
tungen anzunehmen. 

(2) An den Sitzungen des Gemeinde-Diakonieaus­
schusses sind die leitenden Mitarbeiter diakonischer Ein­
richtungen der Gemeinde in angemessener Weise zu be­
teiligen. Die nicht dem Gemeinde-DiakonieausschuB an­
gehörenden Gemeindepfarrer, der Vorsitzende des Prop­
stei-Diakonieausschusses und der Leiter der zuständigen 
Propstei- oder Kreisstelle des Diakonischen Werkes(§ 13) 
sind einzuladen; dies gilt auch für die übrigen haupt-und 
nebenamtlichen Mitarbeiter diakonischer Einrichtungen 
der Gemeinde, wenn Fragen ihres Aufgabengebietes bera­
ten werden sollen. 

(3) Durch seinen Vorsitzenden hat der Gemeinde-Dia­
konieausschuB mindestes einmal im Jahr den Kirchenvor­
stand über seine Arbeit zu unterrichten und Anregungen 
zur Förderung der diakonischen Arbeit zu geben. 

(4) Der Gemeinde-DiakonieausschuB unterrichtet den 
Leiter der Propstei- oder Kreisstelle des Diakonischen 
Werkes, den Vorsitzenden des Propstei-Diakonieaus­
schusses und den Leiter der zentralen Geschäftsstelle des 
Diakonischen Werkes aufihren Wunsch über seine Arbeit. 

§5 

(1) Jede Kirchengemeinde richtet eine Gemeinde-Dia­
koniekasse ein. 

(2) Der Gemeinde-DiakonieausschuB ist vom Kirchen­
vorstand an den Beratungen über die Voranschläge für die 
Gemeinde-Diakoniekasse und die Kassen der eigenen dia­
konischen Einrichtungen und über alle die Gemeinde-Dia­
koniearbeit der Gemeinde betreffenden Angelegenheiten 
zu beteiligen. 

(3) Der Rechnungsführer der Kirchenkasse führt die 
Rechnung der Gemeinde-Diakoniekasse.lm übrigen sind 
die Bestimmungen über die Rechnungsführung und Rech­
nungsahnahme der Kirchenkasse anzuwenden. 

(4) Die Verfügung über die Gemeinde-Diakoniekasse 
kann nicht auf Kirchenverbände übertragen werden. 

§6 

( 1) In der Gemeinde-Diakoniekasse sind das Dankopfer 
sowie alle Zuweisungen der Kirchenkasse, Opfer, Gaben, 
Kollekten und Sammlungsbeträge der Gemeinde, die für 

dialeonische Zwecke bestimmt sind, zu vereinnahmen. 
Mittel für einige dialeonische Einrichtungen der Gemeinde 
werden von diesen Einrichtungen vereinnahmt, sofern 
hierfür eigene Kassen geführt werden. 

(2) Die Mittel der Gemeinde-Diakoniekasse sind für die 
Diakonie in der Gemeinde, für Zuschüsse an die Kassen 
eigener diakonischer Einrichtungen der Gemeinde, für 
sonstige dialeonische Aufgaben des.Diakonischen Werkes 
der Landeskirche oder für die ökumenische Diakonie zu 
verwenden. Es kann ein Verfügungstitel für den Gernem­
de-Diakonieausschuß vorgesehen werden, der jedoch ein 
Fünftel des Haushalts der Gemeinde-Diakoniekasse nicht 
übersteigen darf. 

(3) Zuweisungen der Kirchenkasse an die Gemeinde­
Diakoniekasse bedürfen der Zustimmung des Landeskir­
chenamtes. 

(4) Verwaltungskosten des Gemeinde-Diakonieaus­
schusses sind von der Kirchenkasse zu tragen. 

C. Diakonie der Propstei 

§7 

(1) In allen Propsteien ist ein Propstei-Diakonieaus­
schuß zu bilden. 

(2) Die Amtszeit des Propstei-Diakonieausschusses 
entspricht der Amtsperiode der Propsteisynode. Sie endet 
in jedem Fall spätestens ein Jahr nach dem ersten Zusam­
mentritt einer neu gebildeten Propsteisynode. Innerhalb 
dieser Zeit ist ein neuer Propstei-DiakonieausschuB zu 
wählen; Wiederwahl ist zulässig. 

§ 8 

(1) Dem Propstei-DiakonieausschuB gehören an: 

a) der Propst oder ein von ihm zu bestimmender Pfarrer 
(Pastorin, Pfarrdiakon) der Propstei; 

b) in der Regel sieben nichtordinierte Mitglieder aus den 
Gemeinden der Propstei, die von der Propsteisynode 
gewählt werden und von denen nicht mehr als die 
Hälfte hauptberuflich einer diakonischen ninrichtung 
in der Propstei angehören sollen. Bei der Wahl sollen 
Frauen und Männer gleichermaßen berücksichtigt wer­
den; 

c) der Leiter der Propsteistelle oder der Kreisstelle des 
Diakonischen Werkes, der dieser Propstei angehört(§ 
13 Abs. 1 und 3). 

(2) Der Propstei-DiakonieausschuB wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Der 
Propst oder das von ihm bestimmte ordinierte Mitglied soll 
nicht den Vorsitz übernehmen. 

§9 

(1) Unbeschadet der Rechte und Pflichten der Organe 
der Propstei hat der Propstei-DiakonieausschuB die Ge­
meinde-Diakonieausschüsse in ihrer Arbeit zu unterstüt­
zen und die Verbindung zum Diakonischen Werk der 
Landeskirche zu pflegen. Er hat die Gemeinden in der 
Unterhaltung ihrer diakomsehen Einrichtungen zu fördern 
und sich der eigenen und übergemeindlichen dialeonischen 
Aufgaben anzunehmen. Dies geschieht in Zusammenar­
beit mit der zuständigen Propsteistelle oder Kreisstelle des 
Diakonischen Werkes.· 

(2) Der Propstei-DiakonieausschuB soll mindestens 
einmal im Jahr eine Propstei-Diakonieversammlung ab­
halten, zu der jeder Gemeinde-DiakonieausschuB je ein 
Mitglied entsendet. Den Vorsitz führt der Vorsitzende des 
Propstei-Diakonieausschusses. Die Diakonieversamm-
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§ 17 

Besteht in einer Kirchengemeinde ein besonderer 
Rechtsträger für die diak:onische Arbeit oder für die Pflege 
einer bestimmten diakomsehen Tätigkeit, so können die­
sem mit Zustimmung seines zuständigen Organs und des 
Landeskirchenamtes die Aufgaben und Befugnisse des 
Gemeinde-Diakonieausschusses durch Beschluß des Kir­
chenvorstandes übertragen werden. Seine Kasse ist zu­
gleich Gemeinde-Diak:oniekasse. 

§ 18 

(1) Der Propstei-DiakonieausschuB ist innerhalb von 
vier Monaten nach Ink:rafttreten dieses Kirchengesetzes zu 
bilden. 

(2) Für die Amtsperiode der erstmalig gebildeten Dia­
konieausschüsse finden die§§ 2 Absatz 2 und 7 Absatz 2 
Anwendung. 

§ 19 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt einen Monat nach dem 
Wirksamwerden der geänderten Satzung des Evangeli­
schen Vereins (Landesverband) für Innere Mission e. V. 
in Kraft. Dieser Zeitpunkt ist im Amtsblatt der Landeskir­
che bekanntzumachen. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

a) das Kirchengesetz über das Evangelische Hilfswerk 
der Braunschweigischen evangelisch-lutherischen 
Landeskirche vom 2. November 1951 (Amtsbl. 1951 
s. 39), 

b) die Richtlinien zum Kirchengesetz über das Evangeli­
sche Hilfswerk der Braunschweigischen evangelisch­
lutherischen Landeskirche vom 13. Dezember 1951 
(Amtsbl. 1952 S. 1), 

c) die§§ 68 und 69 der Kirchengemeindeordnung in der 
Fassung vom 21. Juli 1922 (Amtsbl. 1922 S. 151). 

(3) Die Kirehernegierung wird ermächtigt, Ausfüh­
rungsbestimmungen zu diesem Kirchengesetz zu erlassen. 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schaumburg-Lippe 

Nr. 84 Richtlinie für die Konfirmandenarbeit ge· 
mäß Beschluß des Landeskirchenrates. 

Vom 19. Januar 1989. (KABL $. 1) 

Einleitung 

Die Konfirmandenarbeit ist ein Teil des Gesamtkate­
chumenats der Kirche. Sie steht in Zusammenhang mit 
allen Bereichen christlicher Erziehung und Bildung. 

Grundlage und Ziel 

§ 1 

(1) Die Konfirmandenarbeit gründet im Tauf- und Mis­
sionsbefehl Jesu Christi: »Mir ist gegeben alle Gewalt im 
Himmel und auf Erden. Darum gehet hin und machet zu 
Jüngern alle Völker: Taufet sie auf denNamendes Vaters 
und des Sohnes und des heiligen Geistes und lehret sie 
halten alles, was ich euch befohlen habe. Und siehe, ich 
bin bei euch alle Tage bis an der Welt Ende« (Matth. 28, 
18- 20). 

(2) Die Konfirmandenarbeit ist ein wichtiger Abschnitt 
auf dem Weg von der Taufe zum Abendmahl und zugleich 
zu einem verantwortlichen Christsein in Gemeinde und 
Gesellschaft. 

(3) Ziel der Konfirmandenarbeit ist es, durch die Be­
gegnung mit dem Evangelium den Konfirmanden in einer 
ihrer Altersstufe gemäßen Weise ein verantwortliches 
Christsein im persönlichen Leben, in der Gemeinde und in 
der Gesellschaft zu ermöglichen, indem die Konfirman­
denarbeit sie am Leben der Gemeinde beteiligt, ihnen 
grundlegende Kenntnisse der christlichen Lehre und dem 
Leben der Kirche vermittelt und sie seelsorgerlieh beglei­
tet. Sie hat die besondere Aufgabe, auf die Konfirmation 
und auf das Heilige Abendmahl vorzubereiten. 

Beteiligte 

§2 

Der Kirchenvorstand und der Gemeindekirchemal 

(1) Der Kirchenvorstand und der Gemeind~kirchemat 
tragen Mitverantwortung für die Konfirmandenarbeit Der 
Kirchenvorstand soll einen Ausschuß berufen, dem auch 
Glieder des Gemeindekirchemates angehören. 

(2) Der Kirchenvorstand hat die notwendigen Voraus­
setzungen für die Konfirmandenarbeit zu schaffen. Dazu 
gehört die Bereitstellung von sachgerecht eingerichteten 
Räumen, von UnterrichtsmateriaL 

(3) Mitglieder des Konfirmandenausschusses nehmen 
im Laufe der Unterrichtszeit gelegentlich an Unterrichts­
stunden und anderen Veranstaltungen der Konfirmanden­
arbeit teil, um das Unterrichtsgeschehen und die Konfir­
manden zu begleiten. 

§3 

Unterrichtsende 

(1) Die Konfirmandenarbeit wird von demzuständigen 
Pastor geleitet. 

(2) Im Einvernehmen mit dem Konfirmandenausschuß 
können für bestimmte Aufgaben andere Mitarbeiter oder 
Mitarbeiterinnen sowie Eltern an der Durchführung der 
Konfirmandenarbeit beteiligt werden. Möglichkeiten dazu 
sind: 

- Begleitung der Gruppe durch »Jahrgangspaten«, d. h. 
jugendliche Mitarbeiter, auf Freizeiten oder Konfir­
manoennachmittagen 

- Vorstellung der verschiedenen Arbeitsbereiche der 
Gemeinde durch dort tätige Mitarbeiter (Kirchenvor­
stand, Organist, Besuchsdienst) 

- Kursorische Angebote durch Mitarbeiter (Singen, Gi­
tarrenkurse, Bastelangebote usw.) 

• 

• 
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- Mitarbeit von Konfirmandeneltern (am intensivsten 
praktiziert im »Hoyaer Modell«) 

- Einsatz von Mitarbeitern kirchlicher Werke oder über­
gemeindlicher Einrichtungen (z. B. Diakonisches 
Werk) 

Bei alldiesen Formen der Beteiligung von Mitarbeitern 
ist die gemeinsame Planung sowie die Zurüstung und 
Fortbildung von Mitarbeitern und Pastor notwendig. 

§4 

Konfirmanden 

(1) Die Konfirmanden werden in der Regel in der Ge­
meinde unterrichtet und konfirmiert, in der sie wohnen. In 
Streitfällen entscheidet der Superintendent, in Bückeburg 
und Stadthagen der Landesbischof. 

(2) In die Konfirmandenarbeit werden in der Regel die 
Jugendlichen aufgenommen, die in dem betreffenden Jahr 
das 7. Schuljahr beginnen. 

Die Teilnahme am evangelischen Religionsunterricht in 
der Schule wird vorausgesetzt. 

(3) Auf Antrag kann der Unterrichtsbeginn vorverlegt 
werden. 

(4) Auch ungetaufte Jugendliche können an der Kon­
firmandenarbeit teilnehmen. Die Taufe wird bis zur Kon­
firmation vollzogen, und zwar bis zur ersten Teilnahme 
am Heiligen Abendmahl. 

§5 

Eltern und Paten 

( 1) Die Zusammenarbeit mit den Eltern oder den Erzie­
hungsberechtigten der Konfirmanden fördert sowohl die 
Konfirmandenarbeit als auch das· gemeinsame Lernen, 
Glauben und Leben in Familie und Gemeinde. In die 
Zusammenarbeit sind nach Möglichkeit auch die Paten 
einzubeziehen. 

(2) Für die Teilnahme der Eltern und Paten an der 
Konfirmandenarbeit empfehlen sich: · 

- Anfangsgottesdienst (mit anschließendem Empfang) 

- persönliche Anmeldung der Konfirmanden durch die 
Eltern bzw. Paten 

Elternabende 

Elternbriefe 

gemeinsame Freizeiten unter einem Thema der Kon­
firmandenarbeit 

U~terrichtsbesuche 

Übernahme von Teilunterricht 

Hilfe bei gemeinsamen Aktionen. 

§6 

Gemeinde und Gottesdienst 

(1) Die gesamte Gemeinde hat teil an der Verantwor­
tung für die Konfirmanden. Sie wird sich bei ihren Gottes­
diensten der Anwesenheit von Konfirmanden bewußt sein. 
Sie soll ihrer in der Fürbitte gedenken. 

(2) Zur Konfirmandenzeit gehört wie zum gesamten 
Christenleben der Besuch des Gottesdienstes. Die Ge­
meinde hat bei ihren Gottesdiensten die Anwesenheit von 
Konfirmanden zu berücksichtigen. 

(3) Die Konfirmanden und ihre Eltern oder Erziehungs­
berechtigten sind zu den Gottesdiensten einzuladen. Eini-

ge Gottesdienste können mit den Konfirmanden vorberei­
tet und durchgeführt werden. 

Inhalte 

§7 

Arbeitsplan 

(1) Der Konfirmandenarbeit liegen Bibel, Katechismus 
und Gesangbuch zugrunde. 

(2) Der Pastor stellt in Absprache mit dem Konfirman­
denausschuß den Arbeitsplan im einzelnen auf. Die Rah­
menrichtlinien für den schulischen Religionsunterricht 
sind zu berücksichtigen. Die Gruppenzusammensetzung, 
das Begabungsgefälle,. die Lernfähigkeit und die unter­
schiedlichen Lerndimensionen sind als Planungsgesichts­
punkte zu bedenken. 

(3) Die Durchführung der Konfirmandenarbeit ist in 
einem Unterrichtsbegleitbuch festzuhalten. Es muß neben 
einer Anwesenheitsliste Themen und Aufgaben der erteil­
ten Stunden enthalten. 

Organisation 

§ 8 

Anmeldung 

(1) Die Eltern oder Erziehungsberechtigten melden ihr 
Kind in der Regel persönlich beim zuständigen Pastor zur 
Konfirmandenarbeit an. Dabei ist gegebenenfalls die Be­
scheinigung über die erfolgte Taufe des Kindes vorzule­
gen. 

(2) Für Kinder, die während der Konfirmandenzeit um­
ziehen, ist bei der Neuanmeldung dem zuständigen Pastor 
des neuen Wohnsitzes eine Bescheinigung über die bishe­
rige Teilnahme an der Konfirmandenarbeit vorzulegen. 

§9 

, Unterrichtsstunden und Veranstaltungen 

(1) Die Konfirmandenarbeit erstreckt sich über den 
Zeitraum von zwei Jahren und umfaßt 60 x 90 Minuten. 
Der wöchentliche Unterricht kann in Doppelstunden von 
90 Minuten oder in zwei Kurzstunden von je 45 Minuten 
erteilt werden. Die Gruppen sollten nicht mehr als 20 
Konfirmanden umfassen. Eine Verringerung der wöchent­
lichen Unterrichtszeit auf 60 Minuten ist möglich, wenn 
zusätzlich Angebote emotionalen· und sozialen Lernens 
gemacht werden. Diese sind im Unterrichtsbegleitbuch zu 
vermerken. 

(2) In die Konfirmandenarbeit können folgende Orga­
nisationsformen einbezogen werden: 

Epochenunterricht 

- Ferienblockunterricht 

Kurse 

Praktika 

Seminare 

Exkursionen 

Konfirmandentage 

- Sonderaktionen 

Wochenend- und Ferienfreizeiten. 

Diese Veranstaltungen können auf Beschluß des Kir­
chenvorstandes ganz oder teilweise bis zu einer Höchst­
zahl von 8 Doppelstunden pro .Jahr auf die Gesamtzeit 
angerechnet werden, soweit Inhalte der Konfirmandenar­
beit dort behandelt worden sind. 
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(3) Die Absprachen mit den Schulen bzw. mit den 
Schulbehörden über die Unterrichtstage sind einzuhalten. 

Abschluß 

§ 10 

Zulassung zur Konfirmation 

Die Superintendenten, in Bückeburg und Stadthagen der 
Landesbischof, begleiten die Konfirmandenarbeit Sie 
prüfen die Konfirmanden: Die Zulassung erfolgt durch das 
Landeskirchenamt 

§11 

Vorstellung 

Vor der Konfirmation stellen sich die Konfirmanden in 
einem Gottesdienst, den sie vorbereiten und mitgestalten, 
der Gemeinde vor. 

Die Mitglieder des Konfirmandenausschusses nehmen 
an der Vorstellung teil. 

§ 12 

Konfirmation 

(1) In der Feier der Konfirmation bekennen die Kon­
firmanden vor der Gemeinde den christlichen Glauben mit 
den Worten des apostolischen Glaubensbekenntnisses und 
beantworten nach der Agende die Konfirmandenfrage. 
Unter Handauflegung und unter Fürbitte der Gemeinde 
wird ihnen der Segen Gottes zugesprochen. Sie erhalten 
das Recht, Pate zu werden. Für ihren Lebensweg empfan­
gen sie ein Wort der Heiligen Schrift als Konfirmations­
spruch. 

(2) Die Konfirmation erfolgt im sonntäglichen Gottes­
dienst nach der in der Landeskirche geltenden Ordnung. 
Der erste Abendmahlsgang geschieht im Rahmen der Kon­
firmation, sofern nicht eine vorangegangene Zulassung 
erfolgt ist. Diese ist nach gründlicher Unterweisung mit 
Zustimmung des Superintendenten möglich. Der erste 
Abendmahlsgang geschieht in jedem Fall in einem Ge­
meindegottesdienst. Es ist wünschenswert, daß am Tage 
vor der Konfirmation ein Beichtgottesdienst gehalten 
wird. 

(3) Wer an der Konfirmandenarbeit teilgenommen hat, 
aber aus zwingenden Gründen an der Teilnahme am Kon-

firrnationsgottesdienst verhindert ist, kann zu einem spä­
teren Zeitpunkt konfirmiert werden. Über die erfolgte 
Unterrichtsteilnahme ist vom Unterrichtenden eine Be­
scheinigung auszustellen. 

(4) Die Konfirmation ist in das Kirchenbuch der Ge­
meinde einzutragen, in der sie vollzogen worden ist. 

§ 13 

Zurückstellung 

(1) Konfirmanden können von der Konfirmation zu­
rückgestellt werden. Dabei ist der Konfirmandenausschuß 
hinzuzuziehen. Die Zurückstellung kann erfolgen, wenn: 

1. sie die aus dem Besuch der Konfirmandenarbeit er­
wachsenden Verpflichtungen beharrlich verletzen, 

2. sie durch ihr Verhalten zu erkennen geben, daß sie den 
Sinn der Konfirmation ablehnen. 

(2) Vor der Beschlußfassung hat der Pastor rechtzeitig 
ein ausführliches Gespräch mit dem Konfirmanden und 
seinen Eltern oder Erziehungsberechtigten zu führen. 
Auch dabei sollten Mitglieder des Konfirmandenaus­
schusses hinzugezogen werden: 

(3) Wird die Zurückstellung ausgesprochen, müssen 
die Eltern auf ihr Einspruchsrecht beim Superintendenten, 
in Bückeburg und Stadthagen bei dem Landesbischof, 
hingewiesen werden, der nach Anhörung der beteiligten 
Personen entscheidet. 

Weiterführung 

§ 14 

(1) Nach der Konfirmation bedürfen die Konfirmierten 
weiterhin der Begleitung durch die Gemeinde. 

(2) In jeder Gemeinde sollen Angebote von Jugendar­
beit bestehen, zu denen die konfirmierten Jugendlichen 
eingeladen werden. 

Bückeburg, den 19. Januareu 1989 

Schaumburg-Lippischer Landeskirchenrat 

Dr. Heubach 

Präsident 

Evangelische Landeskirche in Württemberg 

Nr. 85 Bekanntmachung des Kirchlichen Gesetzes 
über das Dienstverhältnis der Pfarrer der 
Evangelischen Landeskirche in Württem­
berg in der Fassung vom 2. März 1989. 

Vom 21. Dezember 1989. (ABI. Bd. 54 S. 38) 

Nachstehend wird der Wortlaut des Kirchlichen Geset­
zes. über das Dienstverhältnis der Pfarrer der Evangeli-

sehen Landeskirche in Württemberg (Württ. Pfarrerge­
setz) in der Fassung des Kirchlichen Gesetzes zur Ände­
rung dienstrechtlicher, besoldungs-und versorgungsrecht­
licher Vorschriften der Pfarrer und Pfarrerinnen vom 2. 
März 1989 (Abi. 53 S. 594) bekanntgemacht 

I. V. Dietrich 

• 

• 
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Kirchliches Gesetz über das Dienstverhältnis der 
Pfarrer der Evangelischen Landeskirche 

in Württemberg (Württembergisches Pfarrergesetz) 
in der Fassung vom 2. März 1989 

Erster Abschnitt: 

Einleitende Bestimmungen 

§ 1 

Grundbestimmung 

(1) Alle Glieder der Kirche sind durch die Taufe beru­
fen, der Welt das Evangelium von Jesus Christus zu be­
zeugen. Zur geordneten öffentlicher(Verkündigung des 
Evangeliums beruft die Kirche Pfarrer und Pfarrerinnen in 
ihren Dienst. 

(2 Dieses Gesetz regelt die Dienstverhältnisse der in 
den Dienst der Evangelischen Landeskirche in Württem­
berg berufenen Pfarrer und Pfarrerinnen. Soweit sich aus 
diesem Gesetz nichts anderes ergibt, gelten seine Bestim­
mungen sowohl für Pfarrer als auch für Pfarrerinnen. 

(3) Das Dienstverhältnis des Pfarrers ist ein öffentlich­
rechtliches Dienst- und Treueverhältnis eigener Art. In 
Ausnahmefällen können Pfarrer auch im Angestelltenver­
hältnis beschäftigt werden; ihr Dienstverhältnis soll, so­
weit staatliches Recht nicht entgegensteht, so gestaltet 
sein, daß es dem Pfarrdienstverhältnis nach den Bestim­
mungen dieses Gesetzes möglichst nahekommt 

§2 

Arten des Dienstverhältnisses 

(1) Die Pfarrer stehen entweder im ständigen oder im 
unständigen Dienst der Landeskirche. 

(2) Ständiger Pfarrer ist, wer durch Ernennung auf eine 
Pfarrstelle in das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit auf­
genommen worden ist. 

(3) Unständiger Pfarrer ist, wer durch Eintritt in den 
Vorbereitungsdienst oder den pfarramtliehen Hilfsdienst 
in ein Pfarrdienstverhältnis auf Widerruf und wer durch 
Eintritt in den unständigen Dienst im Pfarramt in ein 
Pfarrdienstverhältnis auf Probe aufgenommen worden ist. 

(4) Der Vorbereitungsdienst dient dem Abschluß der 
Berufsausbildung des Pfarrers. Der unständige Pfarrer 
nimmt die verschiedenen Ausbildungsangebote und die 
ihm übertragenen Dienstaufträge wahr. 

(5) Der pfarramtliche Hilfsdienst ist ein Vorbereitungs­
dienst besonderer Art, durch den Männer und Frauen, 
deren Gewinnung für das Pfarramt erwünscht ist, aus­
nahmsweise auch ohne die vorgesehene erste Dienstprü­
fung dem Pfarrdienst der Landeskirche zugeführt werden 
können. Die in diesen Dienst Berufenen nehmen die ihnen 
übertragenen Dienstaufträge und die verschiedenen Aus­
bildungsangebote wahr. 

(6) Im unständigenDienstimPfarramtnimmt der Pfarr­
vikar nach Abschluß seiner Ausbildung in der Regel selb­
ständige Dienstaufträge im Pfarramt wahr. 

Zweiter Abschnitt: 

Begründung des Dienstverhältnisses 

Erster Unterabschnitt 
Voraussetzungen für die Begründung des 

Dienstverhältnisses 

§3 

Allgemeines 

(1) Die allgemeinen Voraussetzungen für die Aufnah­
me in den Pfarrdienst der Landeskirche erfüllt, wer 

1. erwarten läßt, daß er seinen pfarramtliehen Dienst ge­
mäß dem Ordihationsversprechen tut und seine Bereit­
schaft dazu wie folgt schriftlich erklärt: »Im Aufsehen 
auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche, bin 
ich bereit, mein Amt als Diener des göttlichen Wortes 
zu führen und mitzuhelfen, daß das Evangelium von 
Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben 
und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, 
aller Welt verkündigt wird. Ich will in meinem Teil 
dafür Sorge tragen, daß die Kirche in Verkündigung, 
Lehre und Leben auf den Grund des Evangeliums 
gebaut werde und will darauf achthaben, daß falscher 
Lehre, der Unordnung und dem Ärgernis in der Kirche 
gewehrt werde. Ich will meinen pfarramtliehen Dienst 
im Gehorsam gegen Jesus Christus nach der Ordnung 
unserer Landeskirche tun und das Beichtgeheimnis 
wahren(§ 2 Abs. 4 Einführungsordnung).« 

2. Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche 
in Deutschland ist oder dies im Zeitpunkt der Aufnah­
me in den Pfarrdienst wird. 

(2) Außerdem soll der Bewerber frei sein von Krank­
heiten und Gebrechen, die die Ausübung des Pfarrdienstes 
wesentlich hindern. 

§4 

Vorbereitungsdienst 

(1) In den Vorbereitungsdienst (§ 2 Abs. 4) kann auf­
genommen werden, wer 

1. die Voraussetzungen des§ 3 erfüllt, 

2. die erste evangelisch-theologische Dienstprüfung, die 
erste kirchliche Dienstprüfung des Lehrgangs für den 
Pfarrdienst oder eine gleichwertige Prüfung bestanden 
oder auf andere Weise nachgewiesen hat, daß er die für 
den Pfarrdienst notwendige wissenschaftliche Vorbil­
dung besitzt und 

3. ein Vorpraktikum für Theologiestudenten abgeleistet 
hat, 

4. das 32. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 

(2) Vom Erfordernis des Absatzes 1 Nr. 3 und 4 kann 
abgesehen werden. 

§5 
Unständiger Dienst im Pfarramt 

(1) In den unständigen Dienst im Pfarramt(§ 2 Abs. 6) 
kann aufgenommen werden, wer 

1. die Voraussetzungen des § 3 erfüllt, 

2. sich im Vorbereitungsdienst als für den Pfarrdienst 
geeignet erwiesen hat und 

3. die zweite evangelisch-theologische Dienstprüfung, 
die zweite kirchliche Dienstprüfung des Lehrgangs für 
den Pfarrdienst oder eine gleichwertige Prüfung be­
standen oder auf andere Weise nachgewiesen hat, daß 
er eine entsprechende wissenschaftliche und prakti­
sche Vorbildung besitzt. 

(2) In besonderen Fällen sind Ausnahmen von Absatz 
1 Nr. 2 zulässig, wenn die Eignung zum Pfarrdienst auf 
andere Weise festgestellt werden kann. 

§6 

Ständiger Pfarrdienst 

(1) In den ständigen Pfarrdienst (§ 2 Abs. 2) kann 
aufgenommen werden, wer 

1. die Voraussetzungen des § 5 erfüllt, 
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2. ordiniert ist(§ 8) und 

3. sich zwei Jahre im unständigen Dienst im Pfarramt 
bewährt hat. 

(2) Vom Erfordernis des Absatzes 1 Nr. 3 kann in 
Ausnahmefällen abgesehen werden. 

§7 

Pfarramtlicher Hilfsdienst 

(1) In den pfarramtliehen Hilfsdienst(§ 2 Abs. 5) kann 
aufgenommen werden, wer 

1. die Voraussetzungen des § 3 erfüllt und 

2. sich im Dienst der evangelischen Kirche, ihrer Diako­
nie oder Mission bewährt hat oder über eine Ausbil­
dung verfügt, die ihn nach dem Ermessen des Oberkir­
cheurats als geeignet erscheinen läßt, im pfarramtli­
ehen Hilfsdienst verwendet zu werden. 

(2) Ein unständiger Pfarrer des pfarramtliehen Hilfs­
dienstes kann in den unständigen Dienst im Pfarramt auf­
genommen werden, wenn er 

1. die Voraussetzungen des Absatz 1 erfüllt, 

2. sich im pfarramtliehen Hilfsdienst bewährt hat und 

3. die seine Ausbildung abschließende Dienstprüfung be­
standen hat. 

(3) Ein unständiger Pfarrer des pfarramtliehen Hilfs­
dienstes kann in den ständigen Pfarrdienst aufgenommen 
werden, wenn er 

1. die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt, 

2. bei Aufnahme in den pfarramtliehen Hilfsdienst das 
fünfzigste Lebensjahr noch nicht vollendet hatte und 

3. sich in der Regel zehn Jahre lang im pfarramtliehen 
Hilfsdienst oder im unständigen Dienst im Pfarramt 
bewährt hat. 

Auf die Bewährungszeit nach Nr. 3 können entsprechen­
de Dienstleistungen in der Gemeindearbeit, der kirchli­
chen Jugendarbeit, in der Diakonie, der Mission oder bei 
sonstigen Eiurichtungen und Gemeinschaften, die der 
evangelischen Kirche nahestehen, sowie in besonderen 
Fällen die Zeit der Ausbildung nach Absatz 1 Nr. 2 ganz 
oder teilweise angerechnet werden. 

Zweiter Unterabschnitt 

Ordination 

§ 8 

Einführung in den Pfarrdienst 

Die Ordination erfolgt als Einführung in den Pfarrdienst 
nach der Ordnung der Landeskirche. In ihr wird öffentlich 
bestätigt, daß der Ordinierte zur geordneten öffentlichen 
Wortverkündigung, zur Verwaltung der Sakramente und 
zur Vomahme von Amtshandlungen ermächtigt ist. 

§9 

Verlust der in der Ordination übertragenen Rechte 

(1) Die in der Ordination erteilte Ermächtigung zur 
geordneten öffentlichen Wortverkündigung, zur Sakra­
mentsverwaltung und zur Vomahme von Amtshandlungen 
geht verloren, wenn 

1. der Ordinierte aus dem Pfarrdienst der Landeskirche 
entlassen wird oder aus demPfarrdienst der Landeskir­
che ausscheidet und nicht in den Pfarrdienst einer 

anderen Gliedkirche der Evangelischen Kirche in 
Deutschland oder des Bundes der Evangelischen Kir­
chen in der Deutschen Demokratischen Republik über­
tritt; 

2. gegen den Ordinierten in einem Disziplinarverfahren 
auf Entfernung aus dem Dienst oder auf Aberkennung 
des Ruhegehaltes erkannt wird; 

3. sie dem Ordinierten nach § 121 des Disziplinargeset­
zes der Evangelischen Kirche in Deutschland entzogen 
wird; 

4. in einem Lehrzuchtverfahren festgestellt wird, daß der 
Ordinierte das biblische, reformatorisch verstandene 
Evangelium von Jesus Christus in entscheidenden 
Grundzügen preisgibt oder menschlichen Ansprüchen 
und Gedanken unterstellt(§ 2 Lehrzuchtordnung); 

5. der Ordinierte schriftlich auf sie verzichtet; 

6. der Ordinierte aus der evangelischen Kirche ausschei­
det. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 ist von Amts wegen 
zu prüfen, ob die in der Ordination erteilte Ermächtigung 
aufrecht erhalten werden kann. Das ist der Fall, wenn und 
solange zu erwarten ist, daß der Betroffene auch weiterhin 
pfarramtliche Dienste im Auftrag einer evangelischen Kir­
che wahrnehmen wird. Unter dieser Voraussetzung kann 
die Ermächtigung ohne erneute Ordination wieder erteilt 
werden. 

(3) Der Verlust der in der Ordination erteilten Ermäch­
tigung ist festzustellen und dem Ordinierten schriftlich 
mitzuteilen. Über die Wiedererteilung ist eine Urkunde 
auszustellen. Diese ist dem Ordinierten unter Hinweis auf 
sein Ordinationsversprechen auszuhändigen. 

Dritter Unterabschnitt 

Forin der Begründung des Dienstverhältnisses, 
Beginn des Dienstverhältnisses, Rücknahme 

der Berufung in das Dienstverhältnis 

§ 10 

Form der Begründung des Dienstverhältnisses 

(1) Das Dienstverhältnis eines unständigen Pfarrers 
wird durch schriftliche Verfügung des Oberkircheurats 
begründet, die dem Pfarrer zuzustellen ist. In der Verfü­
gung muß zum Ausdruck kommen, in welche Art des 
Dienstverhältnisses (§ 2) der Pfarrer aufgenommen wird. 
Sie soll ferner den Zeitpunkt enthalten, an welchem das 
Dienstverhältnis beginnt. 

(2) Das Dienstverhältnis eines ständigen Pfarrers wird 
durch Ernennung auf eine Pfarrstelle der Landeskirche 
begründet. Über die Ernennung wird eine Urkunde ausge­
stellt, die dem Pfarrer auszuhändigen ist. In der Ernen­
nungsurkunde muß zum Ausdruck kommen, daß der Er­
nannte in den ständigen Pfarrdienst der Landeskirche be­
rufen wird. Außerdem muß die Pfarrstelle, auf die er 
ernannt wird, eindeutig bezeichnet sein. Die Ernennungs­
urkunde soll ferner den Zeitpunkt enthalten, an welchem 
das ständige Dienstverhältnis beginnt. 

§11 

Beginn des Dienstverhältnisses 

Das Pfarrdienstverhältnis beginnt mit dem in der schrift­
lichen Verfügti.ng nach§ 10 Abs. 1 oder der Ernennungs­
urkunde nach § 10 Abs. 2 angegebenen Zeitpunkt. Fehlt 
die Angabe eines Zeitpunktes, so beginnt das Dienstver­
hältnis am Ersten des Monats, in dem die Verfügung nach 
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§ 10 Abs. 1 zugestellt oder die Ernennungsurkunde ausge­
händigt wird. 

§ 12 

Rücknahme der Berufung in das Pienstverhältnis 

(1) Die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis ist zu­
rückzunehmen, wenn 

1. der Berufene zur Zeit der Anstellung entmündigt war, 
oder 

2. wenn die Berufung durch Täuschung, Zwang, Drohung 
oder auf andere unredliche Weise herbeigeführt wor­
den ist. 

(2) Die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis kann zu­
rückgenommen werden, wenn bei der Berufung Umstände 
nicht bekannt waren, die den Berufenen als für das Pfar­
ramt ungeeignet erscheinen lassen. 

(3) Die Rücknahme nach Absatz 2 muß innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten nach Bekanntwerden des Rück­
nahmegrundes erklärt werden. 

( 4) Vor der Rücknahme kann dem Pfarrer die Ausübung 
des Dienstes vorläufig untersagt werden. 

(5) Die Rücknahme hat die Wirkung, daß das Dienst­
verhältnis von Anfang an als nichtig anzusehen ist. Ge­
zahlte Dienstbezüge können belassen werden. Die Wirk­
samkeit der vor der Rücknahme der Berufung vorgenom­
menen dienstlichen Handlungen des Berufenen bleibt un­
berührt. 

Dritter Abschnitt: 

Inhalt des Dienstverhältnisses' 

Erster Unterabschnitt 

Allgemeine Dienstpflichten 

§13 

Der Dienstauftrag des Pfarrers 

(1) Der Pfarrer hat den Auftrag, das Evangelium von 
Jesus Christus zu verkündigen, die Sakramente zu verwal­
ten und in seinem Teil dafür Sorge zu tragen, daß Gemein­
de gebaut und der Dienst der Liebe an jedermann getan 
wird. 

(2) Der Auftrag umfaßt insbesondere 

Predigt und Leitung des Gottesdienstes, 
Taufe und Abendmahl, 
Amtshandlungen, 
seelsorgerliehe und diakomsehe Dienste, 
Dienst an jungen Menschen in Schule, kirchlichem 
Unterricht und Jugendarbeit, 
Bibelarbeit und andere kirchliche Bildungsarbeit mit 
Erwachsenen, 
Gewinnung und Anleitung von Mitarbeitern und wei­
tere Leitungs-, sowie Organisations- und Verwaltungs­
aufgaben. 

(3) Der Pfarrer ist unabhängig von seinem besonderen 
Dienstauftrag der gesamten Kirche zum Dienst verpflich­
tet. Ihm können über seinen Dienstauftrag hinausgehende 
Aufgaben übertragen werden, wenn ihm deren Erfüllung 
nach seiner Vorbildung und seinen Fähigkeiten zugemutet 
werden kann und die Wahrnehmung seines Dienstauftrags 
dies zuläßt. 

§ 14 

Freiheit und Bindung des Pfarrdienstes 

(1) Freiheit und Bindung des Pfarrdienstes sind durch 
Schrift und Bekenntnis bestimmt. 

(2) Der Pfarrer ist verpflichtet, seinen Dienst nach den 
gesamtkirchlichen, landeskirchlichen und örtlichen Ord­
nungen zu tun. Er wird insbesondere Gottesdienst und 
Amtshandlungen anband der hierfür geltenden Gottes­
dienstordnungen (Agenden) halten. 

(3) In seinem dienstlichen und außerdienstlichen Ver­
halten hat der Pfarrer erkennen zu lassen, daß er seinem 
Auftrag verpflichtet ist. 

§ 15 

Beichtgeheimnis und Amtsverschwiegenheit 

(1) Der Pfarrer ist verpflichtet, das Beichtgeheimnis 
gegenüber jedermann zu wahren. Dem Beichtgeheimnis 
unterliegt, was dem Pfarrer in Ausübung der Seelsorge 
anvertraut wird. 

(2) Der Pfarrer hat, auch nach Beendigung des Dienst­
verhältnisses, über alle Angelegenheiten, die ihm sonst in 
Ausübung seines Dienstes bekannt werden und ihrer Natur 
nach oder aufgrund besonderer Anordnung vertraulich 
sind, Verschwiegenheit zu bewahren (Amtsverschwiegen­
heit). Diese Verpflichtung gilt nicht im dienstlichen Ver­
kehr. 

(3) Von der Verpflichtung zur Wahrung des Beichtge­
heimnisses kann der Pfarrer nur von dem entbunden wer­
den, der sich ihm anvertraut hat. Von der Verpflichtung 
zur Amtsverschwiegenheit kann er durch den Oberkir­
chenrat entbunden werden. 

(4) Der Pfarrer muß bereit sein, Nachteile, die sich aus 
dem Beichtgeheimnis und der Verpflichtung zur Amtsver­
schwiegenheit ergeben, auf sich zu nehmen. Die Kirche 
hat ihm und seiner Familie in einem solchen Falle Schutz 
und Fürsorge zu gewähren. 

§ 16 

Gemeinschaft der Pfarrer und Mitarbeiter 

(1) Der Pfarrer ist verpflichtet, mit Amtsbrüdern und 
anderen Mitarbeitern brüderlich zusammenzuarbeiten. Er 
soll bereit sein, Rat und Hilfe zu geben und anzunehmen. 

(2) Bei Ausscheiden aus einem bestimmten Dienst hat 
der Pfarrer alles zu vermeiden, was die Arbeit seines 
Nachfolgers erschweren könnte. Ebenso wird er nach 
Übernahme eines Dienstes auf Arbeit und Ansehen seines 
Vorgängers Rücksicht nehmen. 

§ 17 

Fortbildung 

(1) Der Pfarrer soll sich um seine berufliche Fortbil­
dung bemühen. 

(2) Der Pfarrer hat an dienstlich angeordneten Fortbil­
dungsveranstaltungen teilzunehmen: dies gilt insbesonde­
re für denjährlichen .Pfarrkonvent. 

§ 18 

Stellvertretung und Amtshilfe 

(1) Der Pfarrer ist verpflichtet, Vertretungsdienste im 
Rahmen örtlicher Regelungen und aufgrund besonderer 
dienstlicher Anordnung zu übernehmen. Er wird dabei, 
soweit möglich, den Dienst in der bisherigen Weise wei­
terführen. Eine Entschädigung kann gewährt werden. 

(2) Der Pfarrer ist gegenüber landeskirchlichen und ge­
samtkirchlichen Stellen zur Amtshilfe verpflichtet. Er soll 
auch anderen kirchlichen Stellen Amtshilfe gewähren, so­
weit nicht besondere Interessen der Landeskirche entge­
genstehen. 
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§ 19 

Ehe und Familie 

(1) Beabsichtigt ein Pfarrer zu heiraten, so hat er dies 
alsbald dem Oberkirchemat mitzuteilen. Die standesamt­
liche Eheschließung und die kirchliche Trauung sind an­
zuzeigen. 

(2) Der Ehegatte eines Pfarrers muß der evangelischen 
Kirche angehören. Es wird von ihm erwartet, daß er den 
Dienst des Pfarrers bejaht. In Ausnahmefällen kann der 
Oberkirchenrat auf Antrag von dem Erfordernis nach 
Satz 1 befreien. 

(3) Droht die Auflösung der Ehe (Ehescheidung, Ehe­
aufhebung, Ehenichtigkeit), so hat der Pfarrer den Ober­
kirchemal hierüber und über die Gründe alsbald zu unter­
richten. Ergeht ein Urteil, so ist eine Ausfertigung vorzu­
legen. Der Oberkirchemal prüft, ob und welche dienst­
rechtlichen Folgerungen aus der Auflösung der Ehe gezo­
gen werden müssen. 

§ 20 

Verhalten im öffentlichen Leben 

(1) Der Pfarrer hat durch seinen Dienst wie auch als 
Bürger Anteil am öffentlichen Leben. Er hat erkennen zu 
lassen, daß ihn sein Auftrag an alle Gemeindeglieder weist 
und mit der ganzen Kirche verbindet. 

(2) Der Pfarrer darf einer Körperschaft oder Vereini­
gung nicht angehören oder sie auf andere Weise unterstüt­
zen, wenn er dadurch in Widerspruch zu seinem Auftrag 
tritt oder in der Ausübung seines Dienstes wesentlich 
behindert wird. 

§ 21 

Politisches Mandat 

(1) Steht ein Pfarrer vor der Entscheidung, ob er eine 
Kandidatur für eine auf allgemeinen Wahlen beruhende 
politische Körperschaft annehmen will, so teilt er dies dem 
Oberkirchenrat rechtzeitig mit, bevor er eine Zusage gibt. 

(2) Nach der Annahme der Kandidatur, die dem Ober­
kirchenrat unverzüglich mitzuteilen ist, kann der Pfarrer 
für die Zeit der Wahlvorbereitung ganz oder teilweise von 
seinem Dienstauftrag entbunden werden. 

(3) Bei Wahlen zum Europäischen Parlament, zum 
Bundes- oder Landtag gilt der Pfarrer während der letzten 
drei Monate vor der Wahl als beurlaubt. Ihm kann auch 
schon vorher die Wahrnehmung einzelner pfarramtlicher 
Dienste innerhalb des Wahlkreises untersagt werden. 

(4) Nimmt der Pfarrer eine Wahl an, so hat er dies dem 
Oberkirchenrat unverzüglich mitzuteilen. 

(5) Nach Annahme der Wahl in den Gemeinderat oder 
in den Kreistag sowie bei Berufung als kommunaler Eh­
renbeamter kann der Pfarrer nach Anhörung des Beset­
zungsgremiums in den Wartestand versetzt werden, wenn 
sich herausstellt, daß er seinen pfarramtliehen Dienstauf­
trag nicht in dem erforderlichen Umfang wahrnimmt. Die 
Aufwandsentschädigung kann auf seine Dienstbezüge 
oder das Wartegeld angerechnet werden. 

(6) Der Pfarrer wird bei der Annahme der Wahl in das 
Europäische Parlament oder in den Bundestag ohne War­
tegeld, bei Annahme der Wahl in den Landtag mit einem 
Wartegeld in Höhe von 50 v. H. des bis dahin erdienten 
Ruhegehalts in den Wartestand versetzt. Nach Beendigung 
des Mandats als Mitglied des Europäischen Parlaments 
oder als Bundes- oder Landtagsabgeordneter erhält er ein 
Übergangsgeld nach § 59 Abs. 2 Satz 2; ein Übergangs­
geld nach den für die Mitglieder des Europäischen Paria-

ments, die Abgeordneten des Bund~stags und des Land­
tags geltenden Bestimmungen ist darauf anzurechnen. 

(7) Wird ein· unständiger Pfarrer in das Europäische 
Parlament, in den Bundes- oder Landtag gewählt, so gilt 
er vom Tage der Annahme des Mandats an ohne Dienst­
bezüge als beurlaubt. 

§ 21 a 

Politisches Amt 

(1) § 21 Abs. 1 bis 4 gilt entsprechend für die Kandida­
ten bei allgemeinen Wahlen für das Amt eines berufsmä­
ßigen politischen Beamten (z. B. Bürgermeister). 

(2) Nach Annahme der Wahl ist der Pfarrer zu entlas­
sen. 

§ 22 

Nebentätigkeit 

(1) Der Pfarrer darf eine Nebentätigkeit (Nebenamt, 
Nebenbeschäftigung) nur ausüben, wenn sie mit seinem 
Dienst vereinbar ist. 

(2) Zur Aufnahme einer Nebentätigkeit bedarf der Pfar­
rer, auch wenn sie unentgeltlich ausgeübt wird, der vorhe­
rigen Zustimmung des Oberkirchemats .. Die Zustimmung 
ist jederzeit widerruflich. 

. (3) Die Zustimmung nach Absatz 2 ist nicht erforder­
lich für 

1. eine schriftstellerische, wissenschaftliche oder künst­
lerische Betätigung oder eine Vortragstätigkeit, 

2. die Übernahme von Aufgaben in Eimichtungen, Kör­
perschaften, Stiftungen, Anstalten, Gesellschaften 
oder Vereinen, deren Bestrebungen ausschließlich 
kirchlichen, wohltätigen, erzieherischen oder berufli­
chen Zwecken dienen. 

(4) Die Aufnahme einer Tätigkeitnach Absatz 3 ist dem 
Oberkirchemal mitzuteilen. Er kann eine solche Tätigkeit 
untersagen, wenn der Pfarrer durch sie in der Ausübung 
seines Dienstes wesentlich behindert wird. 

(5) Einkünfte aus einer Nebentätigkeit können auf die 
Dienstbezüge angerechnet werden. 

§ 23 

Eingeschränkter Dienstauftrag 

(1) Ein ständiger Pfarrer kann auf seinen Antrag oder 
mit seiner Zustimmung in widerruflicher Weise aufeine 
bewegliche Pfarrstelle mit eingeschränktem Dienstauftrag 
ernannt werden. Bei Widerruf gilt § 53 Abs. 2 entspre­
chend. 

(2) Der Dienstauftrag ist in der Regel so zu bemessen, 
daß die Inanspruchnahme des Pfarrers mindestens halb so 
groß ist wie bei einem vollen Dienstauftrag. Ausnahmen 
von dieser Regel sind im Gemeindepfarrdienst nicht mög­
lich. 

(3) Einem unständigen Pfarrer im Pfarramt kann im 
unständigen Dienst auf seinen Antrag oder mit seiner 
Zustimmung ein eingeschränkter Dienstauftrag erteilt 
werden. Absatz 2 gilt entsprechend. 

(4) § 22 gilt entsprechend. Als mit dem Dienst unver­
einbar gilt auch eine Tätigkeit, die dem Zweck der Ein­
schränkung des Dienstauftrages zuwiderläuft. 

§ 23 a 

Dienstverhältnis auf Zeit 

(1) Wenn dienstliche Gründe es erfordern, können für 
Pfarrer auch öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse auf 
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Zeit begründet werden. Ein Dienstverhältnis auf Zeit darf 
nur begründet werden, wenn die Voraussetzungen der § § 
5 oder 6 Pfarrergesetz erfüllt sind und zu erwarten ist, daß 
auch nach Beendigung des Dienstverhältnisses auf Zeit ein 
angemessener Lebensunterhalt des Pfarrers und der ihm 
gegenüber Unterhaltsberechtigten gewährleistet ist. 

(2) Für das Dienstverhältnis auf Zeit gelten die Vor­
schriften für Pfarrer auf Lebenszeit entsprechend, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, ist 
der Pfarrer nach Ablauf seiner Amtszeit verpflichtet, das 
Amt weiterzuführen, wenn er unter. -mindestens gleich 
günstigen Bedingungen für wenigstens die gleiche Zeit 
wieder ernannt werden soll und das 63. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat. Wird der Pfarrer im Anschluß an seine 
Amtszeit erneut in dasselbe Amt für eine weitere.Arntszeit 
berufen, so gilt das Dienstverhältnis als nicbt unterbro­
chen. 

( 4) Das Dienstverhältnis auf Zeit endet, wenn der Pfar­
rer im Anschluß an seine Amtszeit nicht erneut in dasselbe 
Amt berufen wird, in ein anderes Pfarrdienstverhältnis 
übernommen wird oder in den Ruhestand tritt. 

(5) Die in einem Dienstverhältnis auf Zeit verbrachte 
Dienstzeit gilt als Dienstzeit im Sinne des Besoldungs­
und Versorgungsrechts. 

§24 

Unentgeltliche Zuwendungen 

(1) Zur Wahrung seiner Unabhängigkeit und des Anse­
hens der Kirche darf der Pfarrer Geschenke und Zuwen­
dungen von Todes wegen, die für ihn und seine Familie 
bestimmt sind und die im Zusammenhang' mit seiner 
dienstlichen Tätigkeit stehen, nicht annehmen, wenn sie 
das örtlich herkömmliche Maß überschreiten oder wenn es 
sich um Geldgeschenke handelt. 

(2) Der Oberkirchenrat kann in Ausnahmefällen der 
Annahme von Geschenken oder der Annahme von Zuwen­
dungen von Todes wegen zustimmen. 

§ 25 

Dienstbezeichnung 

(1) Unständige Pfarrer im Vorbereitungsdienst führen 
die Dienstbezeichnung »Vikar( in)«, unständige Pfarrer im 
Pfarramt führen die Dienstbezeichnung »Pfarrvikar(in)«. 

(2) Die Inhaber von Pfarrstellen führen die Dienstbe­
zeichnung »Pfarrer(in)«. Ist mit der Pfarrstelle das Dekan­
atamt verbunden, so führt der Inhaber der Stelle die 
Dienstbezeichnung »Dekan(in)«. 

(3) In Ausnahmefällen kann der Landesbischof den Ti­
tel »Pfarrer(in)« an Ordinierte auch ohn.e Übertragung 
einer Pfarrstelle verleihen. 

(4) In den Ruhestand oder in den Wartestand versetzte 
Pfarrer führen ihre letzte Dienstbezeichnung mit dem Zu­
satz »im Ruhestand« oder »im Wartestand«. 

(5) Bei Beendigung des Dienstverhältnisses erlischt das 
Recht des Pfarrers zur Fortführung der bisherigen Dienst­
bezeichnung, wenn es ihm nicht ausdrücklich als Titel 
belassen wird. Im letzteren Fall kann der Pfarrer verpflich­
tet werden, den Titel mit dem Zusatz »außer Dienst« zu 
führen. 

§ 26 

Amtskleidung 

Bei Gottesdiensten und Amtshandlungeil trägt der Pfar­
rer die vorgeschriebene Amtskleidung. Das gleiche gilt für 

besondere Anlässe, wenn es angeordnet oder nach dem 
Herkommen üblich ist. 

§ 27 

Orden und Ehrenzeichen 

Der Pfarrer bedarf zur Annahme von staatlichen Orden 
und Ehrenzeichen der Genehmigung des Oberkirchenrats. 
Zur Amtskleidung dürfen sie nicht getragen werden. 

§ 28 

Erkrankung 

Kann der Pfarrer infolge von Krankheit seinen Dienst 
nicht ausüben, so hat ·er dies unverzüglich der für die 
unmittelbare Dienstaufsicht zuständigen Stelle mitzutei­
len. Dauert die Erkrankung länger als eine Woche, so ist 
ein ärztliches Zeugnis vorzulegen. 

§ 29 

Übergabe dienstlicher Unterlagen 

Bei Beendigung des Dienstes in seiner Pfarrstelle oder 
einem sonstigen Arbeitsbereich hat der Pfarrer die in sei­
nem Besitz befindlichen dienstlichen Schriftstücke und 
sonstigen Gegenstände unverzüglich demNachfolg er oder 
dem bestellten Vertreter zu übergeben und über eine·ihrn 
anvertraute Vermögensverwaltung Rechnung zu legen. 
Die Übergabe ist von der für die unmittelbare Dienstauf­
sicht zuständigen Stelle zu überwachen und in einer Nie­
derschrift zu beurkunden. Stirbt ein Pfarrer, so hat sich 
sein Vertreter um die ordnungsgernäße Übergabe zu be­
mühen. 

Zweiter Unterabschnitt 

Gemeindepfarrer 

§ 30 

Dienstauftrag des Gemeindepfarrers 

(1) Der Dienstauftrag eines Pfarrers, dessen Tätigkeit 
überwiegend einer oder mehreren Kirchengemeinden gilt 
(Gemeindepfarrer), wird durch den Oberkirchenrat auf der 
Grundlage eines vorn Kirchengemeinderat zu beschließen­
den Vorschlags und einer Stellungnahme des Pfarramts 
festgelegt. 

(2) Der Gemeindepfarrer ist zur vertrauensvollen Zu­
sammenarbeit mit dem Kirchengemeinderat bei der ge­
meinsamen Leitung der Kirchengemeinde verpflichtet (§ 
16 KGO). Seiner besonderen Verantwortung obliegt die 
Leitung des Gottesdienstes der Gemeinde. Im Rahmen der 
geltenden landeskirchlichen und örtlichen Gottesdienst­
ordnung (§ 17 KGO) soll er Hinweisen und Anregungen 
des Kirchengemeinderats Rechnung tragen. 

(3) Der Dienstauftrag des Gemeindepfarrers urnfaßt die 
Verpflichtung, an öffentlichen Schulen oder Schulen in 
freier Trägerschaft Religionsunterricht zu halten. Bei der 
Bemessung der Unterrichtsverpflichtung ist auf den übri­
gen Dienstauftrag des Pfarrers Rücksicht zu nehmen. Au­
ßerdem soll seine besondere Eignung, Erfahrung und Vor­
bildung berücksichtigt werden. In besonderen Fällen kann 
Befreiung erteilt werden. 

(4) Zum Dienstauftrag des Gemeindepfarrers gehört 
ferner die Verpflichtung, soweit erforderlich, Aufgaben 
im Kirchenbezirk wahrzunehmen. Das gleiche gilt für 
Aufgaben im Rahmen der nachbarschaftliehen Zusam­
menarbeit von Pfarrämtern und Kirchengemeinden. 
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§ 31 

Parochialrechte 

(1) Dem Pfarrer steht der Dienst an allen Gliedern sei­
ner Gemeinde oder seines Seelsorgebezirks zu. Gottes­
dienste und Amtshandlungen in anderen Gemeinden oder 
Seelsorgebezirken sowie Amtshandlungen an Gliedern an­
derer Gemeinden oder Seelsorgebezirken darf der Pfarrer, 
außer in Notfällen, nur mit vorheriger Zustimmung des 
zuständigen Pfarrers vornehmen. 

(2) Gehören zu einer Kirchengemeinde mehrere Pfarr­
stellen, so sind die Pfarrer in der Wahrnehmung ihres -
Dienstauftrags selbständig und gleichberechtigt und sind 
in besonderer Weise zur Zusammenarbeit verpflichtet. Sie 
erhalten je einen eigenen Seelsorgebezirk. Die Abgren­
zung und Verteilung der Seelsorgebezirke ist in der Ge­
schäftsordnung festzulegen. 

§ 32 

Kanzelrecht 

(1) Der Gemeindepfarrerhat im Rahmen seines Dienst­
auftrags in den gottesdienstlichen Räumen seines Dienst­
bereichs das Recht zur öffentlichen Verkündigung des 
Wortes Gottes. 

(2) Der Pfarrer kann im Rahmen der geltenden Gottes­
dienstordnung die gottesdienstlichen Räume seines 
Dienstbereiches anderen ordinierten Pfarrern oder solchen 
nicht ordinierten Personen, von denen eine schrift- und 
bekenntnismäßige Verkündigung erwartet werden kann, 
zur öffentlichen Wortverkündigung überlassen. In der Re­
gel ist der Kirchengemeinderat zu hören. Die regelmäßige 
Überlassung der gottesdienstlichen Räume, insbesondere 
der regelmäßige Kanzel tausch, bedürfen der. Zustimmung 
des Kirchengemeinderats. Die Regelung der ordentlichen 
Stellvertretung bleibt unberührt. 

(3) Der Landesbischof oder ein von ihm hierzu Beauf­
tragter haben in allen gottesdienstlichen Räumen der Lan­
deskirche jederzeit das Recht zur öffentlichen Wortver­
kündigung. 

(4) Die Prälaten und Dekane haben in allen gottes­
dienstlichen Räumen ihres Dienstbereiches das Recht zur 
öffentlichen Wortverkündigung. 

§ 33 

Erreichbarkeit, Dienstwohnung 

(1) Der Gemeindepfarrer ist verpflichtet, für seinen 
Dienstbereich in angemessener Frist erreichbar zu sein. 
Dies gilt nicht,, wenn er aus dienstlichen Gründen abwe­
send ist oder wenn ihm Dienstbefreiung oder Urlaub erteilt 
ist(§ 39). In diesenFällenmuß für Vertretung gesorgt sein. 

(2) Der Gemeindepfarrer ist verpflichtet, in der für ihn 
bestimmten Dienstwohnung zu wohnen, Ausnahmen be­
dürfen der Genehmigung des Oberkirchenrats. 

(3) Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist bei Beendi­
gung des Dienstauftrags die Dienstwohnung alsbald frei­
zumachen. Der Oberkirchenrat kann eine Räumungsfrist 
gewähren und eine angemessene Nutzungsentschädigung 
festsetzen. 

Dritter Unterabschnitt 

Dekane und Pfarrer mit Sonderaufträgen 

§ 34 

Dekane 

(1) Der Dekan nimmt Aufgaben der Leitung und Orga­
nisation im Kirchenbezirk wahr. 

(2) Soweit nicht der Prälat zuständig ist, ist der Dekan 
Visitator und Berater der Pfarrer im Dekanatsbezirk. Er 
übt die unmittelbare Dienstaufsicht aus(§ 45). Die Zustän­
digkeit des Schuldekans bleibt unberührt. 

(3) Für den Dekan als Gemeindepfarrer gelten die Be­
stimmungen der§§ 30 bis 33. 

§ 35 

Pfarrer mit Sonderaufträgen 

(1) Der Dienstauftrag eines Pfarrers, dessen Tätigkeit 
überwiegend einem besonderen Arbeitsbereich gilt, wird 
vom Oberkirchenrat nach Möglichkeit im Benehmen mit 
Vertretern dieses Arbeitsbereichs festgelegt. 

(2) Pfarrer mit Sonderaufträgen können zur Erreichbar­
keil und zum Beziehen einer Dienstwohnung verpflichtet 
werden. § 33 gilt entsprechend. 

(3) Soweit es der Dienstauftrag zuläßt, können Pfarrer 
mit Sonderaufträgen zum Religionsunterricht verpflichtet 
und mit einem regelmäßigen Predigtdienst in einer Ge­
meinde beauftragt werden. Für den Religionsunterricht 
gilt § 30 Abs. 3 entsprechend. 

(4) Bei Pfarrern mit Sonderaufträgen kann die Amtszeit 
in einem bestimmten Arbeitsgebiet oder auf einer be­
stimmten Stelle im Einzelfall oder durch allgemeine Re­
gelung begrenzt werden. Verlängerung der Amtszeit ist 
möglich. Bestehende allgemeine Regelungen bleiben un­
berührt. Kann einem ständigen Pfarrer nach Ablauf der 
Amtszeit eine andere Stelle nicht übertragen werden, so 
gilt § 53 Abs. 2 entsprechend. 

Vierter Unterabschnitt 

Schutz und ~ürsorge 

§ 36 

Allgemeine Fürsorgepflicht 

(1) Die Landeskirche sorgt im Rahmen des Dienst- und 
Treueverhältnisses für das Wohl des Pfarrers und seiner 
Familie, auch für die Zeit nach Eintritt des Pfarrers in den 
Ruhestand. Sie schützt den Pfarrer bei seiner dienstlichen 
Tätigkeit und in seiner Stellung als Pfarrer. 

(2) Auf Pfarrerinnen sind die für Beamtinnen des Lan­
des Baden-Württemberg jeweils geltenden Mutterschutz­
bestimmungen sinngemäß anzuwenden. 

(3) Pfarrerinnen und Pfarrer erhalten Erziehungsurlaub 
in entsprechender Anwendung der für die Beamten des 
Landes Baden-Württemberg geltenden Bestimmungen. 
Die sich aus der Eigenart des pfarramtliehen Dienstes 
ergebenden Besonderheiten werden durch Verordnung ge­
regelt. 

§ 37 

Wirtschaftliche Sicherung des Pfarrers 
und seiner Familie 

(1) Der Pfarrer hat Anspruch auf angemessenen Le­
bensunterhalt für sich und seine Familie. Der Lebensun­
terhalt wird in Form der Dienstbezüge, des Wartegeides 
oder der Versorgungsbezüge gewährt. Im Falle eines 
Dienstunfalls hat der Pfarrer außerdem Anspruch auf Un­
fallfürsorge. Da!l Nähere ist durch Kirchengesetz zu re­
geln. 

(2) Der Pfarrer und seine Familie erhalten Beihilfen in 
Krankheits-, Geburts- und Todesfällen. In besonderen 
Notfällen können Notstandsbeihilfen gewährt werden. 

• 
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(3) Der Pfarrer erhält bei Umzügen und Reisen im 
dienstlichen Interesse Umzugs- und Reisekostenvergütun­
gen. 

§ 38 

Abtretung von Schadensersatzansprüchen 

(1) Wird ein Pfarrer oder einer seiner versorgungsbe­
rechtigten Angehörigen körperlich verletzt oder getötet, 
so sind er und seine Angehörigen verpflichtet, die infolge 
der Körperverletzung oder Tötung gegen einen Dritten 
entstandenen Ersatzansprüche insoweit an die Landeskir­
che abzutreten, als diese 

a) während einer auf der Körperverletzung beruhenden 
Aufhebung der Dienstfähigkeit zur Gewährung von 
Dienstbezügen oder 

b) infolge der Körperverletzung oder Tötung zur Gewäh­
rung einer Versorgung oder einer anderen Leistung 
verpflichtet ist. 

(2) Die Landeskirche kann die Leistung bis zur Abtre­
tung der Ersatzansprüche verweigern. 

(3) Der abgetretene Anspruch kann ni~ht zum Nachteil 
des Pfarrers oder der Hinterbliebenen geltend gemacht 
werden. 

§ 39 

Urlaub und Dienstbefreiung 

( 1) Der Pfarrer hat Anspruch auf Erholungsurlaub unter 
Fortzahlung der Dienstbezüge. Daneben soll ihm für Ta­
gungen, Kurse, nicht dienstlich angeordnete Fortbildungs­
veranstaltungen und ähnliche Fälle Tagungsurlaub ge­
währt werden. 

(2) Dem Pfarrer kann auf seinen Antrag. in besonders 
begründeten Ausnahmefällen Sonderurlaub gewährt wer­
den. Dabei können ihm die Dienstbezüge belassen werden, 
wenn die dienstlichen Belange es rechtfertigen. 

(3) Der Pfarrer hat das Recht, einen Tag in der Woche 
von dienstlichen Verpflichtungen freizuhalten. Im übrigen 
soll ihm, soweit nicht schwerwiegende dienstliche Gründe 
entgegenstehen, Dienstbefreiung zur Wahrnehmung eh­
renamtlicher Tätigkeiten im kirchlichen und öffentlichen 
Leben, zu Prüfungszwecken und aus dringenden persönli­
chen oder familiären Anlässen gewährt werden. 

§ 40 

Personalakten 

(1) Über jeden Pfarrer sind Personalakten zu führen. In 
die Personalakten gehören alle den Pfarrer betreffenden 
Vorgänge, die in einem unmittelbaren Zusammenhang mit 
dem Pfarrdienstverhältnis stehen. Visitationsakten sind 
keine Personalakten, mit Ausnahme der gesonderten Be­
urteilung des Pfarrers. 

(2) Der Pfarrer muß über Beschwerden und Behauptun­
gen tatsächlicher Art, die für ihn nachteilig sein können, 
vor Aufnahme in die Personalakten gt<hört werden. Seine 
Äußerung ist zu den Personalakten zu nehmen. 

(3) Dem Pfarrer ist, auch nach Beendigung des Pfarr­
dienstverhältnisses, auf Antrag Einsicht in die Personalak­
ten mit Ausnahme der Prüfungsakten zu gewähren. Auf­
grund schriftlicher Vollmacht ist die Einsicht auch einem 
Pfarrer oder Kirchenbeamten, der der Landeskirche ange­
hört, oder einem Rechtsanwalt zu gewähren. Den Hinter­
bliebenen eines verstorbenen Pfarrers ist über den Inhalt 
der Personalakten auf schriftlichen Antrag Auskunft zu 
geben, soweit dienstliche Interessen dem nicht entgegen­
stehen. 

§ 41 

Dienstzeugnis 

Dem Pfarrer wird bei Beendigung des Dienstverhältnis­
ses durch Entlassung, Ausscheiden aus dem Dienst oder 
Entfernung aus dem Dienst auf Antrag ein Dienstzeugnis 
über Art und Dauer seines Dienstes erteilt. Das Dienst­
zeugnis muß auf Verlangen des Pfarrers auch eine Beur­
teilung seiner Tätigkeit enthalten. 

§ 42 

Pfarrervertretung 

Zur Wahrnehmung der Interessen der Pfarrerschaft in 
dienstrechtlichen Fragen und zur Unterstüztung, Beratung 
und Vertretung einzelner Pfarrer in besonderen dienst­
rechtlichen Fällen wird für den Bereich der Landeskirche 
eine Pfarrervertretung gebildet. Das Nähere regelt ein 
Kirchengesetz. 

§ 43 
Rechtsschutz 

(1) Der Pfarrer ist vor allen sein Dienstverhältnis un­
mittelbar betreffenden Entscheidungen zu hören. Hiervon 
ausgenommen sind Entscheidungen, die die Pfarrerschaft 
insgesamt oder einen aufgrund allgemeiner Merkmale be­
stimmten Teil der Pfarrerschaft betreffen. 

(2) Dem Pfarrer steht gegen alle Maßnahmen dienst­
rechtlicher Art, durch die er in seinen Rechten verletzt sein 
kann, das Recht zur Beschwerde zu. Die Beschwerde ist 
nur innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Maß­
nahme zulässig; wurde der Pfarrer mit dem Bescheid nicht 
auf die Folgen der Fristversäumurig hingewiesen, nur in­
nerhalb eines Jahres. Über die Beschwerde entscheidet der 
Oberkirchenrat oder, wenn sie sich gegen eine Maßnahme 
des Oberkirchenrats richtet, der Landeskirchenausschuß. 
Der Oberkirchenrat kann den Vollzug einer mit der Be­
schwerde angefochtenen Maßnahme bis zur Entscheidung 
über die Beschwerde aussetzen. 

Vierter Abschnitt: 

Visitation, Dienstaufsicht und Lehraufsicht 

§44 

Visitation 

Der Pfarrer ist verpflichtet, sich visitieren zu lassen und 
an der Visitation mitzuwirken. Das Nähere regelt ein Kir­
chengesetz. 

§ 45 

Dienstaufsicht 

(1) Zweck der Dienstaufsicht istes, den Pfarrer durch 
Beratung und Anleitung sowie durch Ermahnung und nö­
tigenfalls durch dienstliche Weisung zur ordnungsgemä­
ßen Erfüllung seiner Dienstpflichten anzuhalten. 

(2) Die Dienstaufsicht über die Pfarrer liegt, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, beim Oberkirchenrat. 

(3) Die unmittelbare Dienstaufsicht über Gemeinde­
und Bezirkspfarrer sowie über unständige Pfarrer, die im 
Dekanatsbezirk ein Pfarramt selbständig verwalten, liegt 
beim Dekanatamt. Im übrigen wird die unmittelbare 
Dienstaufsicht über unständige Pfarrer vom zuständigen 
Pfarrer ausgeübt. 

1 
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§ 45 a 

Vorübergehende Untersagung der Dienstausübung 

(1) Im Wege der Dienstaufsicht kann der Pfarrer vor­
läufig von seinem Dienstauftrag ganz oder teilweise ent­
bunden oder es kann ihm die Wahrnehmung bestimmter 
pfarramtlicher Dienste untersagt werden, wenn es das Amt 
oder dessen ordnungsgemäße Ausübung erfordern. Der 
Pfarrer soll zuvor gehört werden. Zuständig für die Anord­
nung ist der Oberkirchenrat. In Fällen, die eine sofortige 
Regelung erfordern, kann die Anordnung vorläufig durch 
den Dekan getroffen werden, der durch unverzügliche 
Vorlage eines Berichtes die Entscheidung des Oberkir­
chenrats herbeizuführen hat. 

(2) Der Oberkirchenrat muß die Anordnungen nach Ab­
satz 1 spätestens nach drei Monaten aufheben, wenn nicht 
die Versetzung in den Wartestand oder ein förmliches 
Disziplinarverfahren eingeleitet wird. 

§ 45b 

Dienstliche Beurteilung unständiger Pfarrer 

Unständige Pfarrer werden während des Vorbereitungs­
dienstes und im unständigen Dienst im Pfarramt dienstlich 
beurteilt. 

§ 46 

Verletzung der Dienstpflichten 

Ein Pfarrer verletzt seine Dienstpflichten, wenn er 
schuldhaft gegen die Ordnung der Landeskirche verstößt. 
Verfahren und Rechtsfolgen bei Verletzung' der Dienst­
pflichten regelt ein Kirchengesetz. 

§ 47 

Schadensersatz wegen Dienstpflichtverletzung 

(1) Der Pfarrer hat der kirchlichen Körperschaft, deren 
Aufgaben er wahrzunehmen hat, den aus einer Dienst­
pflichtverletzung entstandenen Schaden zu ersetzen. 

(2) Hat die kirchliche Körperschaft einem Dritten Er­
satz des Schadens zu leisten, den der Pfarrer in Ausübung 
des Dienstes verursacht hat, so hat der Pfarrer ihr den 
Schaden nur insoweit zu ersetzen, als ihm Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit zur Last fallen. 

(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 und 2 verjähren in 
drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem die kirch­
liche Körperschaft von dem Schaden und der Person des 
Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt, ohne Rücksicht auf 
diese Kenntnis in zehn Jahren von der Begehung der 
Dienstpflichtverletzungen an. Die Ansprüche können in 
Härtefällen ganz oder teilweise erlassen werden. 

(4) Leistet der Pfarrer der kirchlichen Körperschaft Er­
satz und hat diese einen Ersatzanspruch gegen einen Drit­
ten, so ist der Ersatzanspruch an den Pfarrer abzutreten. 

§ 48 

Ersatzvornahme 

Vernachlässigt ein Pfarrerschuldhaft seine dienstlichen 
Pflichten, so kann der Oberkirchenrat nach vergeblicher 
Ermahnung und Fristsetzung die Erledigung rückständiger 
Dienstgeschäfte auf Kosten des Pfarrers vornehmen las­
sen. 

§ 49 

Verletzung der Lehrverpflichtung 

Ein Pfarrer verletzt seine Lehrverpflichtung, wenn er 
öffentlich in Wort und Schrift das biblische, reformato­
risch verstandene Evangelium von Jesus Christus in ent­
scheidenden Grundzügen preisgibt oder menschlichen An­
sprüchen und Gedanken unterstellt (§ 2 Lehrzuchtord­
nung). Verfahren und Rechtsfolgen bei Verletzung der 
Lehrverpflichtung regelt ein Kirchengesetz. 

Fünfter Abschnitt: 

Veränderung des Dienstverhältnisses 

Erster Unterabschnitt 

Beurlaubung 

§50 

Allgemeines 

(1) Ein Pfarrer kann, soweit durch Kirchengesetz nichts 
anderes bestimmt ist, auf seinen Antrag oder mit seiner 
Zustimmung vom Dienst beurlaubt werden. 

(2) Die Dauer der Beurlaubung beträgt höchstens acht 
Jahre. Sie kann, soweit nichts anderes bestimmt ist, bis zur 
Dauer von höchstens zwölf Jahren verlängert werden. 

(3) Die Beurlaubung kann auf Antrag des Beurlaubten 
widerrufen werden. Sie kann auch ohne seinen Antrag und 
ohne seine Zustimmung widerrufen werden, wenn drin­
gende dienstliche Gründe dies erfordern. 

(4) Während der Dauer der Beurlaubung ist der Pfarrer 
von der Pflicht zur Wahrnehmung seines Dienstes befreit. 
Die Beurlaubung ist in der Regel mit dem Verlust der 
Pfarrstelle und des Anspruchs auf Dienstbezüge verbun­
den. Die Versorgungsanwartschaft bleibt bestehen. Im 
übrigen ruhen die sich aus dem Dienstverhältnis ergeben­
den Rechte des Pfarrers, soweit in der Beurlaubungsver­
fügung nichts anderes bestimmt ist. 

§51 

Form und Inhalt der Beurlaubung 

(1) Die Beurlaubung erfolgt durch schriftliche Verfü­
gung des Oberkirchenrats. Sie ist dem Pfarrer zuzustellen. 
Sie soll den Zeitpunkt des Beginns und die Dauer der 
Beurlaubung enthalten und ferner darüber Auskunft ge­
ben, ob die Beurlaubung ausnahmsweise nicht mit dem 
Verlust der Stelle und des Anspruchs auf Dienstbezüge 
verbunden ist und ob undwelche Ansprüche des Pfarrers 
aus dem Dienstverhältnis auch während der Beurlaubung 
bestehen. 

(2) Die Beurlaubung beginnt mit dem in der Beurlau­
bungsverfügung enthaltenen Zeitpunkt. Fehlt die Angabe 
eines Zeitpunktes, so beginnt die Beurlaubung am Ersten 
des der Zustellung der Beurlaubungsverfügung folgenden 
Monats. 

§52 

Freistellung 

(1) Beantragt eine selbständige diakonische, missiona­
rische oder sonstige kirchliche Einrichtung oder Stelle die 
Freistellung eines ständigen Pfarrers für den Dienst in 
ihrem Bereich, so kann dieser mit seiner Zustimmung auch 
über die Höchstdauer des § 50 Abs. 2 hinaus oder ohne 
Befristung beurlaubt werden. Mit der Freistellung ist der 
Verlust der Pfarrstelle und des Anspruchs auf Dienstbezü­
ge verbunden. 

• 

• 
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(2) Als ständiger Pfarrer im Sinne des Absatzes 1 gilt 
auch ein Pfarrer, der ohne Ernennung auf eine Pfarrstelle 
zum Zweck der alsbaldigen Freistellung in den ständigen 
Dienst der Landeskirche übernommen wird. Die Aushän­
digung einer Ernennungsurkunde ist nicht erforderlich. Im 
übrigen gelten die Bestimmungen für ständige Pfarrer 
entsprechend. 

(3) Für Pfarrer, die durch die Evangelische Kirche in 
Deutschland zum Dienst in einer Kirchengemeinschaft 
oder einer Kirchengemeinde außerhalb Deutschlands ent­
sandt werden, sowie für Militärpfarrer gelten die entspre­
chenden Bestimmungen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland. -

(4) Für Pfarrer, die als Religionslehrer, Gefängnisseel­
sorger oder zur Ausübung einer wissenschaftlichen Lehr­
oder Forschungstätigkeit in den nichtkirchlichen öffentli­
chen Dienst treten, gilt Absatz 1 und 2 entsprechend. Ihr 
Versorgungsanspruch ruht, soweit sie aus diesem Dienst­
verhältnis Einkommen, Unterhaltsbei träge, Rentenbezüge 
oder eine sonstige Versorgung erhalten. 

§53 

Beendigung der Beurlaubung 

(1) Die Beurlaubung endet 

1. durch Ablauf der Beurlaubungsfrist (§ 50 Abs. 2), 

2. durch Widerruf(§ 50 Abs. 3) oder 

3. durch Beendigung eines Dienstes im Sinne des § 52 
Abs. 1 mit Zustimmung des Oberkirchenrats. 

(2) Kann einem ständigen Pfarrer, mit dessen Beurlau­
bung der Verlust der Pfarrstelle verbunden war, bei Been­
digung der Beurlaubung eine Pfarrstelle nicht übertragen 
werden, so erhält er ein Übergangsgeld in Höhe des War­
tegeldes (§ 59 Abs. 2). Der Pfarrer istverpflichtet, Dienst­
aufträge im pfarramtliehen Dienst der Landeskirche zu 
übernehmen. § 59 Abs. 3 gilt entsprechend. Er ist ferner 
verpflichtet, sich auf Aufforderung um bestimmte Pfarr­
stellen zu bewerben. 

(3) Kann einem unständigen Pfarrer bei Beendigung 
der Beurlaubung ein Dienstauftrag nicht übertragen wer­
den, so gilt Absatz 2 entsprechend. Erweist sich die Über­
tragung eines Dienstauftrags in angemessener Frist als 
nicht möglich, so ist er zu entlassen; dies gilt nicht, wenn 
die Beurlaubung im überwiegend dienstlichen Interesse 
erfolgt war. 

Zweiter Unterabschnitt 

Stellenwechsel und Versetzung 

§54 

Stellenberatung 

(1) Im Interesse einer möglichst guten Verteilung der 
vorhandenen Kräfte berät der Oberkirchenrat die Pfarrer 
der Landeskirche bei der Frage, ob, wann und auf welche 
Stelle sie sich bewerben sollen. 

(2) Ist es zur Wahrnehmung besonders wichtiger ge­
meindlicher oder übergemeindlicher Aufgaben erforder­
lich, so kann der Oberkirchenrat einen Pfarrer zur Bewer­
bung um eine bestimmte Stelle auffordern. 

(3) Liegt es im dringenden Interesse eines ständigen 
Pfarrers, der Kirchengemeinde, des Kirchenbezirks oder 
eines sonstigen Arbeitsbereichs, in dem der Pfarrer tätig 
ist, so kann der Oberkirchenrat den Pfarrer schriftlich 
auffordern, sich binnen einer angemessenen Frist um an­
dere Stellen zu bewerben. Die Voraussetzungen hierfür 

sind in der Regel gegeben, wenn die Mehrheit der Mitglie­
der des zuständigen Besetzungsgremiums einen Stellen­
wechsel des Pfarrers für ratsam hält. 

§55 

Inhaber beweglicher Pfarrstellen und unständige Pfarrer 

(1) Inhabern beweglicher Pfarrstellen kann jederzeit 
ein anderer Dienstauftrag übertragen werden, auch wenn 
damit ein Ortswechsel verbunden ist. Die persönlichen 
Verhältnisse des Pfarrers sind, soweit möglich, zu berück­
sichtigen. 

(2) Absatz 1 gilt auch für unständige Pfarrer. Erscheint 
die Übernahme eines anderen Dienstauftrages nicht mög­
lich oder nicht zumutbar, so kann der Pfarrer im unständi­
gen Dienst für sechs Monate von seinem Dienstauftrag 
entbunden werden. Er erhält während dieser Zeit 80 v. H. 
seiner bisherigen Dienstbezüge. 

§56 

(gestrichen) 

Dritter Unterabschnitt 

Wartestand 

§57 

Voraussetzungen für die Versetzung 
in den Wartestand 

(1) Mit seinem Einverständnis undmit Zustimmung des 
Landeskirchenausschusses kann ein ständiger Pfarrer in 
den Wartestand versetzt werden, wenn hierfür ein dringen­
des dienstliches Interesse besteht. 

(2) Ohne sein Einverständnis kann ein ständiger Pfarrer 
in den Wartestand versetzt werden, wenn 

1. er einer schriftlichen Aufforderung zur Bewerbung 
nach § 54 Abs. 3 in der ihm hierfür gesetzten Frist nicht 
nachkommt oder seine Bewerbung nicht zur Ernen­
nung führt, 

2. seine Stellung in der Gemeinde oder in einem sonsti­
gen Arbeitsbereich unhaltbar geworden ist und ein 
gedeihliches Wirken in einer anderen Gemeinde oder 
in einem anderen Arbeitsbereich zunächstnicht erwar­
tet werden kann oder die Versetzung auf eine andere 
Stelle aus anderen Gründen nicht möglich erscheint, 

3. er eine Wahl in das Europäische Parlament, in den 
Bundes- oder den Landtag annimmt(§ 21 Abs. 6), 

4. ihm nach Widerruf eines eingeschränkten Dienstauf­
trags (§ 23 Abs. 1), nach Ablauf seiner Amtszeit (§ 35 
Abs. 4) oder nach Beendigung einer Beurlaubung (§ 
53 Abs. 1) keine Pfarrstelle übertragen werden konnte 
oder 

5. er ohne die nach § 19 Abs. 2 Satz 3 erforderliche 
Befreiung eine nicht der evangelischen Kirche ange­
hörige Person heiratet. 

§58 

Verfahren bei Versetzung in den Wartestand 

(1) Vor der Versetzung in den Wartestand sind außer 
dem Pfarrer der Visitator und das Besetzungsgremium zu 
hören. Die Steilungnahmen sind dem Pfarrer unverzüglich 
mitzuteilen. Auf Antrag des Pfarrers wird zu seiner Anhö­
rung eine Person seines Vertrauens beigezogen. 

(2) Die Versetzung in den Wartestandkann vom Beset­
zungsgremium beantragt werden. Bei Ablehnung des An-
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trags steht diesem das Recht zur Beschwerde beim Lan­
deskirchenausschuß zu. 

(3) Besteht Veranlassung zur Prüfung, ob die Voraus­
setzungen für die Versetzung in den Wartestand vorliegen, 
so kann der Pfarrer im dringenden dienstlichen Interesse 
bis zur Dauer von sechs Monaten von seinem Dienstauf­
trag ganz oder teilweise entbunden werden. 

(4) Die Versetzung in den Wartestand erfolgt durch 
schriftliche Verfügung des Oberkirchemats. Sie ist zu 
begründen und dem Pfarrer zuzustellen. Sie soll den Zeit­
punkt des Beginns des Wartestandes enthalten. 

(5) DerWartestand beginnt an dem in der Wartestands­
verfügung enthaltenen Zeitpunkt. Fehlt die Angabe eines 
Zeitpunktes, so beginnt der Wartestand am Ersten des der 
Zustellung der Wartestandsverfügung folgenden Monats. 

§59 

Rechte und Pflichten des Pfarrers im Wartestand 

(1) Mit der Versetzung in den Wartestand verliert det 
Pfarrer seine Pfarrstelle. Er führt die Dienstbezeichnung 
»Pfarrer im Wartestand«. 

(2) Der Pfarrer im Wartestand erhält für den Monat, in 
dem ihm die Versetzung in den Wartestand zugegangen ist 
und für die folgenden drei Monate noch seine bisherigen 
Dienstbezüge einschließlich Dienstwohnung. Anschlie­
ßend erhält er Wartegeld in Höhe von 80 v. H. seiner 
zuletzt bezogenen Dienstbezüge. 

(3) Einem Pfarrer im Wartestand können widerrufliche 
Dienstaufträge erteilt werden, die ihm nach seinen Fähig­
keiten zuzumuten sind. Entsprechen sie nach Art und 
Umfang einem vollen pfarramtliehen Dienst, so erhält der 
Pfarrer für die Dauer ihrer Wahrnehmung die Dienstbezü­
ge, die dem wahrgenommenen Dienstauftrag entsprechen, 
mindestens aber in Höhe des Wartegelds nach Absatz 2 
Satz 2. 

(4) Absatz 3 Satz 1 gilt für einen nach§ 58 Abs. 3 von 
seinem Dienstauftrag entbundenen Pfarrer entsprechend. 

(5) Ein Pfarrer im Wartestand kann sich mit Zustim­
mung des Oberkirchemals um Pfarrstellen bewerben. Auf 
Aufforderung ist er verpflichtet, sich um bestimmte Stel­
len zu bewerben. 

§ 60 

Beendigung des Wartestandes 

(1) Der Wartestand endet 

1. durch Ernennung des Pfarrers auf eine Pfarrstelle, 

2. durch Versetzung des Pfarrers in den Ruhestand oder 

3. durch Beendigung des Dienstverhältnisses. 

(2) Erweist sich nach fünfjährigem Wartestand die Er­
nennung des Pfarrers auf eine Pfarrstelle als nicht durch­
führbar, so ist der Pfarrer in den Ruhestand zu versetzen. 
Die§§ 61 ff. bleiben unberührt. 

Vierter Unterabschnitt 

Ruhestand 

§ 61 

Versetzung in den Ruhestand 
wegen Erreichens der Altersgrenze 

(1) Nach Vollendung des fünfundsechzigsten Lebens­
jahres ist ein ständiger Pfarrer auf seinen Antrag in den 
Ruhestand zu versetzen. 

(2) Ohne seinen Antrag und ohne seine Zustimmung 
kann ein ständiger Pfarrer in den Ruhestand versetzt wer­
den, wenn er das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet 
hat. Er ist in den Ruhestand zu versetzen, wenn er das 
achtundsechzigste Lebensjahr vollendet hat. 

§ 62 

Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand 
ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit 

(1) Auf ihren Antrag können ohne Nachweis der Dien­
stunfähigkeit in den Ruhestand versetzt werden 

1. eine ständige Pfarrerin, wenn sie das 60. Lebensjahr 
vollendet hat, 

2. ein ständiger Pfarrer, wenn er das 62. Lebensjahr voll­
endet hat. 

(2) Ein schwerbehinderter ständiger Pfarrer oder eine 
schwerbehinderte ständige Pfarrerin im Sinne von § 1 des 
Schwerbehindertengesetzes können auf ihren Antrag in 
den Ruhestand versetzt werden, wenn sie das 60. Lebens­
jahr vollendet haben. 

§ 63 

Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand 
wegen Dienstunfähigkeit 

(1) Ein ständiger Pfarrer ist in den Ruhestand zu verset­
zen, wenn er infolge eines körperlichen Gebrechens oder 
wegen Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräf­
te zur Erfüllung seiner Dienstpflichten dauernd unfähig 
ist. Ein ständiger Pfarrer kann auch dann wegen Dienstun­
fähigkeit in den Ruhestand versetzt werden, wenn er sei­
nen Dienst infolge Erkrankung länger als ein Jahr nicht 
versehen konnte und keine Aussicht besteht, daß er inner­
halb weiterer sechs Monate wieder voll dienstfähig wird. 

(2) Ein unständiger Pfarrer im Pfarramt (§ 2 Abs. 6) ist 
in den Ruhestand zu versetzen, wenn er infolge Krankheit, 
Verletzung oder sonstiger Beschädigung, die er sich ohne 
grobes Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassung 
des Dienstes zugezogen hat, dienstunfähig geworden ist. 
Er kann in den Ruhestand versetzt werden, wenn er aus 
anderen Gründen dienstunfähig geworden ist. 

(3) Bestehen Zweifel über die Dienstfähigkeit des Pfar­
rers, so ist er verpflichtet, sich von einem vom Oberkir­
chemat zu bestimmenden Arzt untersuchen und erforder­
lichenfalls beobachten zu lassen. Die Kosten trägt die 
Landeskirche. 

§64 

Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand 
aus sonStigen Gründen 

(1) Außer in den Fällen des § 60 Abs. 2 kann ein 
ständiger Pfarrer in den Ruhestand versetzt werden, wenn 

1. er einem Dienstauftrag oder einer Aufforderung zur 
Bewerbung im Sinne der§§ 53 Abs. 2 und 59 Abs. 3 
und 5 innerhalb einer schriftlich zu setzenden Frist von 
mindestens zwei Monaten nicht nachkommt, 

2. seine Stellung in der Gemeinde oder in einem sonsti­
gen Arbeitsbereich unhaltbar geworden ist und ein 
gedeihliches Wirken in einer anderen Gemeinde oder 
in einem anderen Arbeitsbereich dauernd ausgeschlos­
sen erscheint oder 

3. er einer Aufforderung, sich ärztlich untersuchen oder 
beobachten zu lassen, nach § 63 Abs. 3 innerhalb einer 
schriftlich zu setzenden Frist von zwei Monaten nicht 
nachkommt. 

• 
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(2) Die Vorschriften über die Verfolgung von Dienst­
pflichtverletzungen im Disziplinarweg bleiben unberührt. 

(3) Die Bestimmungen des § 58 Abs. 1 bis 3 gelten 
entsprechend. 

§ 65 

Versorgungszusage 

Einem ständigen Pfarrer im Sinne der §§ 61 bis 64 steht 
ein unständiger Pfarrer gleich, dem vor Vollendung seines 
fünfundfünfzigsten Lebensjahres die Versorgung eines 
ständigen Pfarrers schriftlich zugesagt worden ist. _ 

§66 

Form und Wirksamwerden der Zurruhesetzung 

( 1) Die Versetzung in den Ruhestand ergeht schriftlich. 
Sie ist zu begründen und dem Pfarrer zuzustellen. Sie soll 
den Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand enthalten. 

(2) Der Ruhestand beginnt an dem in der Zurruheset­
zung enthaltenen Zeitpunkt. Fehlt die Angabe eines Zeit­
punktes, so beginnt der Ruhestand am Ersten des der 
Zustellung der Zurruhesetzung folgenden Monats . 

§ 67 

Rechte und Pflichten des Pfarrers im Ruhestand 

(1) Mit der Versetzung in den Ruhestand ist der Pfarrer 
von der Dienstleistungspflicht befreit. Ein ständiger Pfar­
rer verliert seine Stelle. 

(2) Im Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand tritt 
an die Stelle des Anspruchs auf Dienstbezüge der Versor­
gungsanspruch. Das Nähere ist durch Kirchengesetz zu 
regeln. 

(3) Einem aus Altersgründen in den Ruhestand versetz­
ten Pfarrer(§ 61) können mit seiner Zustimmung wider­
rufliche Dienstaufträge erteilt werden. Er hat Anspruch 
auf angemessene Vergütung. 

(4) Einem aus anderen als Altersgründen in den Ruhe­
stand versetzten dienstflihigen Pfarrer können widerrufli­
che Dienstaufträge im Pfarrdienst erteilt werden, wenn 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Die Bestimmun­
gen des § 59 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 5 gelten entsprechend. 

Sechster Abschnitt: 

Beendigung des Dienstverhältnisses 

§ 68 

Arten der Beendigung des Dienstverhältnisses 

Außer durch den Tod des Pfarrers endet das Dienstver­
hältnis 

1. durch Entlassung aus dem Dienst, 

2. durch Ausscheiden aus dem Dienst, 

3. durch Entfernung aus dem Dienst und 

4. durch Aberkennung des Ruhegehalts. 

§ 69 

Entlassung auf Antrag 

(1) Ein Pfarrer kann, soweit in diesem Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist, nur entlassen werden, wenn er dies 
beantragt. Der Antrag kann zurückgenommen werden, 
solange die Entlassung noch nicht ausgesprochen ist. 

(2) Dem Entlassungsantrag muß alsbald entsprochen 
werden. Die Entlassung kann jedoch hinausgeschoben 

werden, bis die Dienstgeschäfte ordnungsgemäß überge­
ben sind und der Pfarrer über die Verwaltung des ihm 
anvertrauten kirchlichen oder sonstigen öffentlichen Ver­
mögens Rechenschaft abgelegt hat. 

§ 70 

Entlassung aus dem unständigen Dienst 

(1) Ein unständiger Pfarrer im Vorbereitungsdienst (§ 
2 Abs. 4) oder im pfarramtliehen Hilfsdienst(§ 2 Abs. 5) 
kann mit einer Frist von sechs Wochen zum Schluß eines 
Kalendervierteljahres durch Widerruf des Dienstverhält­
nisses entlassen werden, wenn 

1. er für ihn bestimmte Ausbildungsangebote oder ihm 
übertragene Dienstaufträge wiederholt nicht wahrge­
nommen hat, 

2. er die seine Ausbildung abschließende Dienstprüfung 
nicht innerhalb der hierfür festgesetzten Frist bestan­
den hat, 

3. er eine Handlung begeht, die bei einem ständigen Pfar­
rer eine Disziplinarstrafe zur Folge hätte, die nur im 
förmlichen Disziplinarverfahren verhängt werden 
kann oder 

4. sein Verhalten sonst zu einer so schweren Belastung 
für die Landeskirche führt, daß die Fortsetzung des 
Dienstverhältnisses nicht zurnutbar erscheint. 

(2) Ein Pfarrer im unständigen Dienst im Pfarramt (§ 2 
Abs. 6) kann entlassen werden, wenn 

1. er sich in seinem Dienst nicht bewährt oder sich sonst 
für den Pfarrdienst nicht geeignet erweist, 

2. er eine Handlung begeht, die bei einem ständigen Pfar­
rer eine. Disziplinarstrafe zur Folge hätte, die nur im 
förmlichen Disziplinarverfahren verhängt werden 
kann. 

(3) Ein unständiger Pfarrer ist außer im Falle des § 53 
Abs. 3 zu entlassen, wenn 

1. er dienstunfähig ist und nicht nach § 63 Abs. 2 in den 
Ruhestand versetzt wird oder 

2. er die Altersgrenze nach§ 61 Abs. 1 erreicht, ohne daß 
ihm eine Versorgungszusage nach§ 65 erteilt worden 
ist. 

§ 71 

Form und Wirksamwerden der Entlassung 

(1) Die Entlassung erfolgt schriftlich. Sie ist zu begrün­
den und dem Pfarrer zuzustellen. Sie soll den Zeitpunkt 
ihres Wirksamwerdens enthalten. 

(2) Die Entlassung wird mit dem in ihr angegebenen 
Zeitpunkt wirksam. Fehlt die Angabe eines Zeitpunkts, so 
wird sie mit dem Ersten des ihrem Zugang folgenden 
Monats wirksam. 

§72 

Ausscheiden aus dem Dienst 

(1) Ein Pfarrer scheidet aus dem Pfarrdienst aus, wenn 

1. er aus der Kirche austritt, ausgeschlossen wird oder zu 
einer anderen Religionsgemeinschaft übertritt, 

I 

2. in einem gegen ihn durchgeführten Lehrzuchtverfah-
ren festgestellt worden ist, daß er das biblische, refor­
matorisch verstandene Evangelium von Jesus Christus 
in entscheidenden Grundlagen preisgibt oder mensch­
lichen Ansprüchen oder Gedanken unterstellt, 
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3. er auf die in der Ordination erworbenen Rechte ver­
zichtet, 

4. er ein anderes Dienstverhältnis auf Dauer eingeht, oh­
ne dafür beurlaubt zu sein, oder 

5. er den Dienst unter Umständen aufgibt, aus denen zu 
entnehmen ist, daß er ihn nicht wieder aufnehmen will. 

(2) Ein unständiger Pfarrer im Vorbereitungsdienst 
oder im pfarramtliehen Hilfsdienst scheidet ferner auch 
dann aus dem Pfarrdienst aus, wenn er nach Ablauf des 
ersten Monats, der dem Monat folgt, in dem er die seine 
Ausbildung abschließende Prüfung bestanden hat, nicht in 
den unständigen Dienst im Pfarramt(§ 2 Abs. 6) Übernom­
men worden ist oder wenn er die Wiederholungsprüfung 
nicht bestanden hat. In Ausnahmefällen kann die Frist für 
die Übernahme bis zu zwölf Monaten verlängert werden. 

(3) Das Ausscheiden aus dem Dienst ist in einem 
schriftlichen mit Gründen versehenen Bescheid festzustel­
len. In diesem ist auch der Zeitpunkt des Ausscheidens zu 
bestimmen und auf die Rechtsfolgen hinzuweisen. 

§ 73 

Entfernung aus dem Dienst und Aberkennung 
des Ruhegehalts 

Die Dienststrafen der Entfernung aus dem Dienst und 
der Aberkennung des Ruhegehalts regelt das kirchliche 
Disziplinarrecht. 

§ 74 

Folgen der Beendigung des Dienstverhältnisses 

Soweit durch Kirchengesetz nichts anderes bestimmt 
ist, erlöschen mit Beendigung des Dienstverhältnisses alle 
in ihm begründeten Pflichten, Rechte und Anwartschaften. 

Siebenter Abschnitt: 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 75 

Ausführung des Gesetzes 

(1) Allgemeine Regelungen zur Ausführung dieses 
Gesetzes trifft der Oberkirchemat im Wege der Verord­
nung. Verordnungen zur Ausführung der§§ 4 Abs. 1 Nr. 
2, 5 Abs. 1 Nr. 3 und 30 Abs. 3 bedürfen der Mitwirkung 
des Ständigen Ausschusses nach§ 39 Abs. 1 der Kirchen­
verfassung. 

(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist der Oberkir­
chemat auch für alle aufgrunddieses Gesetzes zu treffen­
den Einzelentscheidungen zuständig. 

§ 76 

Änderung von Kirchengesetzen 
(nicht abgedruckt) 

§77 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1978 in Kraft. 

(2) Außer Kraft treten insbesondere 

1. das Kirchliche Gesetz über den Dienst der Theologin 
(Theologinnenordnung) vom 15. November 1968 
(ABI. 43 S. 269) i. d. F. der Bekanntmachung ABI. 43, 
s. 330. 

2. Das Kirchliche Gesetz über den pfarramtliehen Hilfs­
dienst in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. 
Oktober 1975 (ABI. 46 S. 388), 

3. die Verordnung über die Versetzung von Geistlichen 
in ein anderes Amt und in den Wartestand i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 22. Mai 1956 (ABI. 37 S. 83), 

4. das Kirchliche Gesetz über die Dienstverhältnisse bei 
Zugehörigkeit kirchlicher Amtsträger zu politischen 
Körperschaften vom 7. November 1956 (ABI. 37 S. 
213- i. d. F. der Bekanntmachung vom 6. Juli 1972, 
ABI. 45 S. 184), 

5. das Kirchliche Gesetz betr. die Anstaltsgeistlichen 
(Anstaltsgeistlichengesetz von 1927) i. d. F. der Be­
kanntmachung vom 2. Juli 1927 (ABI. 23 S. 107), 

6. das Kirchliche Gesetz betreffend die Stellvertretung 
im Kirchendienst (Stellvertretungsgesetz) vom 11. 
September 1909 (ABI. 15 S. 173 i. d. F. des Kirchli­
chen Gesetzes vom 13. November 1962, ABI. 35 S. 
204), 

7. die Dienstanweisung für die Diener der Evangelischen 
Landeskirche in Württemberg von 1912 i. d. F. des 
Neudrucks 1962. 

Nr. 86 Bekanntmachung des Kirchlichen Gesetzes 
über die Pfarrervertretung in der Evangeli­
schen Landeskirche in Württemberg in der 
Fassung vom 22. Juni 1989. 

Vom 27. Februar 1990. (ABI. Bd. 54 S. 73) 

Nachstehend wird der Wortlaut des Kirchlichen Geset­
zes über die Pfarrervertretung in der Evangelischen Lan­
deskirche in Württemberg (Pfarrervertretungsgesetz) in 
der Fassung des Kirchlichen Gesetzes zur Änderung des 
Pfarrervertretungsgesetzes vom 22. Juni 1989 (ABI. 53 S. 
747) bekanntgemacht 

I. V. D i e t r i c h 

Kirchliches Gesetz über die Pfarrervertretung 
in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg 

(Pfarrervertretungsgesetz) 

in der Fassung vom 22. Juni 1989 

Erster Abschnitt 

Bildung einer Pfarrervertretung 

§ 1 

Grundsatz 

(1) Für die Aufgaben, die sich aus der Dienstgemein­
schaft zwischen den Pfarrern und der Kirchenleitung erge­
ben, insbesondere zur Wahrnehmung der Interessen der 
Pfarrerschaft in dienstrechtlichen Fragen und zur Unter­
stützung, Beratung und Vertretung einzelner Pfarrer in 
besonderen dienstrechtlichen Fällen, wird für den Bereich 
der Landeskirche eine Pfarrervertretung gebildet. 

(2) Pfarrer im Sinne dieses Gesetzes sind alle Personen, 
die in einem Dienstverhältnis nach § 1 Abs. 2 und 3 Württ. 
Pfarrergesetz stehen. Als Pfarrer gelten auch ordinierte 
Kirchenbeamte sowie Pfarrer anderer Kirchen, die im Auf­
trag und im Bereich der Landeskirche als Pfarrer tätig sind. 

• 
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§2 

Zusammensetzung der Pfarrervertretung 

(1) Die Pfarrervertretung besteht aus neun Mitgliedern. 

(2) Die Pfarrervertretung setzt sich wie folgt zusam­
men: 

1. sechs Vertreter der ständigen Pfarrer sowie der Pfarrer 
im Ruhe- und Wartestand, 

2. zwei Vertreter der unständigen Pfarrer, 

3. ein Vertreter des Ev. Pfarrvereins in Württemberg e V. 

(3) Die Vertreter der in Absatz 2 Nr. 1 und 2 genannten 
Gruppen der Pfarrerschaft werden in gleicher, freier und 
geheimer Wahl gewählt. 

§ 3 

Wahlberechtigung 

Wahlberechtigt sind alle Pfarrer im Sinne des § 1 Abs. 
2. Ausgenommen sind freigestellte, beurlaubte oder im 
Ruhestand befindliche Pfarrer, wenn sie ihren Wohnsitz 
außerhalb der Landeskirche haben, es sei denn, er liegt in 
einem angrenzenden Kirchenbezirk. 

§4 

Wählbarkeit 

(1) Wählbar ist jeder Wahlberechtigte, der am Wahltag 
seit mindestens sechs Monaten, bei unständigen Pfarrern 
seit mindestens drei Monaten, in einem Dienstverhältnis 
zur Landeskirche steht. 

(2) Nicht wählbar sind Mitglieder des Oberkircheurats 
und des Landeskirchenausschusses. ' 

§5 
Wahlverfahren 

(1) DieMitgliederder Pfarrervertretung aus der Gruppe 
des § 2 Abs. 2 Nr. 1 werden durch eine Versammlung von 
Wahl- und Kontaktpersonen, die Mitglieder aus der Grup­
pe des § 2 Abs. 2 Nr. 2 unmittelbar durch Briefwahl 
gewählt. Der Vertreter des Evang. Pfarrvereins in Würt­
temberg e. V. und sein Stellvertreter werden vom Pfarrver-
ein bestellt. · 

(2) In jedem Kirchenbezirk wählen die Pfarrer nach § 2 
Abs. 2 Nr. 1 eine Wahl- und Kontaktperson, bei mehr als 
vierzig Wahlberechtigten zwei Wahl- und Kontaktperso­
nen. Pfarrer, die keiner Kirchengemeinde und keinem Kir­
chenbezirk zugeordnet sind, üben ihr Wahlrecht in dem 
Kirchenbezirk aus, in dem sie wohnen oder vor ihrem 
Wegzug aus dem Bereich der Landeskirche gewohnt ha­
ben. 

§6 

Wahl, Amtszeit und Aufgaben 
der Wahl- und Kontaktpersonen 

(1) Der Dekan des Kirchenbezirks bestellt zur Vorbe­
reitung und Durchführung der Wahl nach § 5 Abs. 2 aus 
dem Kreis der Wahlberechtigten einen W ahlausschuß, der 
aus fünf Mitgliedern besteht. Diese dürfen weder für die 
Wahl nach§ 5 Abs. 2 noch für die Wahl nach§ 5 Abs. 1 
Wahlbewerber sein. Der Wahlausschuß wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vor­
sitzenden. 

(2) Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl 
der Wahl- und Kontaktpersonen gilt sinngemäß die Wahl­
ordnung zum Mitarbeitervertretungsgesetz nach Maßgabe 
folgender Bestimmungen: 

1. Der Vorsitzende des Wahlausschusses lädt die wahl­
berechtigten Pfarrer schriftlich unter Übersendung der 
alphabetisch zusammengestellten Wahlvorschläge zur 
Wahl der Wahl- und Kontaktpersonen ein. Wahlbe­
rechtigte Pfarrer, die freigestellt oder- beurlaubt sind 
und ihren Wohnsitz außerhalb des Kirchenbezirks ha­
ben, werden unter Übersendung der Wahlunterlagen 
zur Wahl nur eingeladen, wenn sie rechtzeitig gemäß 
§ 3 Satz 2 die Wahlunterlagen angefordert haben. 

2. Wahlvorschläge für die Wahl der Wahl- und Kontakt­
personen müssen jeweils von fünf wahlberechtigten 
Pfarrern unterzeichnet sein. Die Frist für die Eimei­
chung der Wahlvorschläge beträgt einen Monat; sie 
beginnt mit der Ausschreibung der Neuwahl der Pfar­
rervertretung der Landeskirche (§ 11 Abs. 3). 

3. Die Wahl der Wahl- und Kontaktpersonen findet in 
Anwesenheit von mindestens drei Mitgliedern des 
Wahlausschusses statt. 

4. Der Vorsitzende des Wahlausschusses teiltNamenund 
Anschrift der gewählten Wahl- und Kontaktpersonen 
unverzüglich dem Vorsitzenden des Wahlausschusses 
nach § 7 Abs. 1 mit. 

(3) Die Amtszeit der Wahl- und Kontaktperson beträgt 
sechs Jahre. Die Amtszeit beginnt mit dem rechtskräftigen 
Abschluß des Wahlverfahrens. Sie endet mit dem Verlust 
der Wählbarkeit, mit der Niederlegung des Amtes oder 
durch Wegzug aus dem Kirchenbezirk. An die Stelle der 
ausgeschiedenen Wahl- und Kontaktperson tritt als Ersatz­
person der Bewerber oder die Bewerberin mit der nächst­
niedrigeren StimmenzahL Sind keine Ersatzpersonen vor­
handen, so sind beim Ausscheiden einer Wahl- und Kon­
taktperson für die restliche Amtszeit Wahl- und Kontakt­
personen nachzuwählen. Die Nachwahl ist entsprechend 
der Bestimmungen der Absätze 1 und 2 durchzuführen. 

(4) Für das Ruhen des Amtes gilt§ 13 Abs. 1 entspre­
chend. 

(5) Die Wahl- und Kontaktpersonen wählen die Pfarrer­
vertretung (§ 7 Abs. 2), nehmen die Tätigkeitsberichte der 
Pfarrervertretung entgegen(§ 15 Abs. 4) und berichten der 
Pfarrerschaft ihres Kirchenbezirks. 

§7 

Wahl der Pfarrervertretung 

(1) Die Pfarrervertretung bestellt zur Vorbereitung und 
Durchführung der Wahlen nach§ 5 Abs. 1 einen Wahlaus­
schuß, der aus zehn Mitgliedern besteht, die nicht Wahl­
bewerber sein dürfen. Der Wahlausschuß wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vor­
sitzenden. 

(2) Im übrigen gilt für die Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Wahlen sinngemäß die Wahlordnung zum Mitar­
beitervertretungsgesetz nach Maßgabe folgender Bestim­
mungen: 

1. AufEinladung des Vorsitzenden des Wahlausschusses 
treten die Wahl- und Kontaktpersonen (§ 6) zu einer 
Wahlversammlung zusammen, in der die Pfarrerver­
tretung gewählt wird. 

2. Wahlvorschläge für die Gruppen nach § 2 Abs. 2 Nr. 
1 und 2 müssen jeweils von zehn wahlberechtigten 
Pfarrern unterzeichntet sein. In den Wahlvorschlägen 
sollen die Pfarrer mit Sonderaufträgen, freigestellte 
Pfarrer, die nach § 4 Abs. 1 in Verbindung mit § 3 
wählbar sind, sowie Pfarrer im Ruhe- und Wartestand 
in angemessener Weise berücksichtigt werden. Die 

---~ 

I 
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Frist für die Einreichung der Wahlvorschläge beträgt 
zwei Monate, sie beginnt mit der Ausschreibung der 
Neuwahl der Pfarrervertretung im Amtsblatt der Lan­
deskirche(§ 11 Abs. 3). 

3. Wahlvorschläge können auch von Vereinigungen ein­
gereicht werden, die satzungsgemäß Standesangele­
genheiten von Pfarrern nach § 1 Abs. 2 im Bereich der 
Landeskirche wahrnehmen. 

4. Der Gesamtwahlvorschlag ist für die beiden Gruppen 
nach§ 2 Abs. 2 Nr. 1 und 2 getrennt zusammenzustel­
len. 

5. Die Wahlen nach§ 5 Abs. 1 finden inAnwesenheitvon 
mindestens drei Mitgliedern des Wahlausschusses 
statt. Die Ermittlung des Ergebnisses der Briefwahl 
durch die unständigen Pfarrer findet in Anwesenheit 
von mindestens fünf Mitgliedern des Wahlausschusses 
statt. 

6. Das Wahlergebnis für die Pfarrervertretung ist unver­
züglich dem Oberkirchenrat schriftlich mitzuteilen. Es 
wird im landeskirchlichen Amtsblatt bekanntgegeben. 

§8 

W ahlschutz, Wahlkosten 

Die Bestimmungen des Mitarbeitervertretungsgesetzes 
über den Wahlschutz gelten sinngemäß. Die Kosten der 
Wahlen trägt die Landeskirche. 

§9 

Wahlergebnis 

(1) Gewählt sind diejenigen Bewerber, die innerhalb 
ihrer Gruppe die meisten Stirnrnen erhalten: Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet das Los. Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Lehnt ein Bewerber die Annahme der Wahl ab oder 
scheidet ein gewähltes Mitglied aus der Pfarrervertretung 
aus, so rückt der jeweilige Wahlbewerber mit der nächst­
niedrigen Stimmenzahl nach. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet das Los. 

§ 10 

Wahlanfechtung 

(1) Mindestens zehn wahlberechtigte Pfarrer oder der 
Oberkirchenrat können binnen einer Frist von zwei Wo­
chen, vom Tage der Bekanntmachung des Wahlergebnis­
ses an gerechnet, die Wahl beim Landeskirchenausschuß 
anfechten, wenn gegen wesentliche Vorschriften des 
Wahlrechts, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren ver­
stoßen worden und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es 
sei denn, daß durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht 
geändert oder beeinflußt werden konnte. Die Anfechtung 
hat schriftlich zu erfolgen und ist zu begründen. Entspre­
chendes gilt für die Anfechtung der Wahl der Wahl- und 
Kontaktpersonen nach § 5 Abs. 2, wobei die Anfechtungs~ 
fristeine Woche beträgt. Der Landeskirchenausschuß ent­
scheidet endgültig. Die Anfechtung hat aufschiebende 
Wirkung. § 11 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Stellt der Landeskirchenausschuß fest, daß die An­
fechtung begründet ist, so ist die Wahl ungültig und un­
verzüglich zu wiederholen. 

§ 11 

Amtszeit 

(1) Die Amtszeit der ständigen Pfarrer in der Pfarrer­
vertretung beträgt sechs Jahre, die der unständigen Pfarrer 
drei Jahre. Im letzteren Fall endet die Amtszeit jedoch 
nicht nach Ablauf der Dreijahresfrist, wenn innerhalb des 
folgenden Jahres eine Neuwahl der Pfarrervertretung statt­
findet. Die Amtszeit beginnt mit dem rechtskräftigen Ab-

schluß des Wahlverfahrens, jedoch nicht vor Ablauf der 
Amtszeit einer noch bestehenden Pfarrervertretung. 

(2) Die bisherige Pfarrervertretung führt die Geschäfte 
auch nach Ablaufihrer Amtszeit bis zur Übernahme durch 
die neugewählte Pfarrervertretung. 

(3) Spätestens sechs Monate vor Ablauf der Amtszeit 
schreibt der Oberkirchenrat je nach dem betreffenden 
Wahlverfahren allgemeine Neuwahlen für die betreffen­
den Gruppen der Pfarrervertretung aus. Das Wahlverfah­
ren zur Bildung der neuen Pfarrervertretung ist sodann 
unverzüglich einzuleiten. 

§ 12 

Vorzeitige Beendigung der Amtszeit 

Sinkt die Zahl der Mitglieder nach Eintritt aller Wahl­
bewerber (§ 9 Abs. 2) insgesamt unter fünf, so endet die 
Amtszeit vorzeitig. In diesem Fall sind unverzüglich Neu­
wahlen durchzuführen. 

§13 

Ruhen und Erlöschen der Mitgliedschaft 

(1) Ist einem Mitglied der Pfarrervertretung die Füh­
rung der Dienstgeschäfte untersagt(§ 12 Abs. 4 und§ 58 
Abs. 3 Württ. Pfarrergesetz), so ruht seine Mitgliedschaft. 
Für die Dauer des Ruhens der Mitgliedschaft tritt an seine 
Stelle der nächste Wahlbewerber (§ 9 Abs. 2). Dies gilt 
entsprechend bei einer anderen, voraussichtlich länger als 
drei Monate dauernden Verhinderung. 

(2) Die Mitgliedschaft erlischt, wenn das Mitglied der 
Pfarrervertretung 

1. die Wahlberechtigung oder die Wählbarkeit verliert; 

2. das Amt niederlegt. 

Zweiter Abschnitt 

Rechtsstellung der Mitglieder 
der Pfarrervertretung und Geschäftsführung 

§ 14 

Auf die Rechtsstellung der Mitglieder und auf die Ge­
schäftsführung der Pfarrervertretung finden die Bestim­
mungen des Mitarbeitervertretungsgesetzes sinngemäß 
Anwendung mit der Maßgabe: 

1. Die durch die Tätigkeit in der Pfarrervertretung und in 
deren Geschäftsstelle notwendige Dienstbefreiung ist 
beim Dienstauftrag des betreffenden Pfarrers zu be­
rücksichtigen. 

2. Der Vorsitzende des Wahlausschusses (§ 7 Abs. 1) 
beruft die neugewählte Pfarrervertretung binnen zwei 
Wochen nach Rechtskraft der Wahl zu ihrer ersten 
Sitzung ein und leitet diese bis zum Abschluß der Wahl 
des Vorsitzenden der Pfarrervertretung. 

3. Dienststellenleitung ist der Oberkirchenrat. 

4. Für die Pfarrervertretung wird eine Geschäftsstelle 
eingerichtet. 

5. Die Kosten der Geschäftsführung einschließlich der 
Kosten für die erforderlichen Tagungen und sachkun­
dige Beratung trägt die Landeskirche. 

Dritter Abschnitt 

Aufgaben und Rechte der Pfarrervertretung 

§ 15 

Allgemeine Aufgaben der Pfarrervertretung 

(1) Die Pfarrervertretung arbeitet im Geiste Jesu Christi 
mit den zuständigen Stellen der Landeskirche zusammen, 

• 
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nimmt ihre Aufgaben im Gespräch mit diesen Stellen wahr 
und unterstützt die beruflichen und sozialen Anliegen der 
Pfarrer gegenüber der Kirchenleitung. Hiervon bleibt das 
Recht des einzelnen Pfarrers unberührt, seine Anliegen 
den zuständigen Stellen der Landeskirche selbst vorzutra­
gen. 

(2) Die Pfarrervertretung nimmt Anregungen und Be­
schwerden der Pfarrer der Landeskirche auf und wirkt 
beim Oberkirchenrat auf ihre Erledigung hin. Jeder Pfarrer 
hat das Recht, sich an die Pfarrervertretung zu wenden und 
ihre Hilfe in Artspruch zu nehmen. 

(3) In den in diesem Gesetz vorgesehenen Fällen wirkt 
die Pfarrervertretung an Entscheidungen der zuständigen 
Stellen mit. Sie kann die Meinung von Zusammenschlüs­
sen von Pfarrern einholen. 

(4) Die Pfarrervertretung berichtet mindestens einmal 
im Jahr der Versammlung der Wahl- und Kontaktpersonen 
(§ 6 Abs. 5) über ihre Tätigkeit. Einer Versammlung der 
unständigen Pfarrer ist ebenfalls einmal im Jahr über die 
Tätigkeit der Pfarrervertretung zu berichten. 

§ 16 

Mitwirkung bei Regelungen allgemeiner Art 

(1) Die Pfarrervertretung wirkt mit 

1. bei der Vorbereitung kirchengesetzlicher und sonsti­
ger allgemeiner Regelungen, die das Dienstverhältnis, 
die Besoldung, Vergütung, Versorgung, Aus- und 
Fortbildung der Pfarrer sowie deren sozialen Belange 
betreffen, 

2. bei Entscheidungen der Kirchenleitung über Grundsät­
ze der Personal- und Stellenplanung und 

3. bei der Bestimmung von Vertrauensärzten. 

(2) Die Pfarrervertretung wird gehört bei der Vorberei­
tung allgemeiner Regelungen durch die Arbeitsrechtliche 
Kommission der Landeskirche, die das Anstellungs- und 
Dienstverhältnis derprivatrechtlich angestellten Mitarbei­
ter und Kirchenbeamten im Bereich der Landeskirche be­
treffen. 

(3) Die Pfarrervertretung hat das Recht, zur Regelung 
der in den Absätzen 1 und 2 genannten Gegenstände An­

-regungen zu geben und Vorschläge zu machen. 

§ 17 

Beteiligungsverfahren bei Regelungen allgemeiner Art 

(1) In den Fällen der Mitwirkung oder Anhörung nach 
§ 16 Abs. 1 und 2 ist die Pfarrervertretung rechtzeitig zu 
unterrichten und zur Stellungnahme innerhalb einer Frist 
von sechs Wochen aufzufordern. Die Frist kann vom Ober­
kirchenrat in begründeten Fällen auf Antrag verlängert 
werden oder auf zwei Wochen verkürzt werden. 

(2) Will der Oberkirchenrat in den Fällen des§ 16 Abs. 
1 Nr. 1 und 2 die Stellungnahme der Pfarrervertretung 
ganz oder teilweise nicht berücksichtigen, so überweist er 
die Vorlage unter Angabe der Gründe zur erneuten Bera­
tung an die Pfarrervertretung. Läßt sich auch dann kein 
Einvernehmen erreichen, so entscheidet der Oberkirchen­
rat. 

(3) Bei Gesetzesvorhaben legt der Oberkirchenrat die 
Stellungnahme der Pfarrervertretung, sofern sie ganz oder 
teilweise abweichend ist, mit deren Begründung den damit 
befaßten synodalen Organen als Material vor. 

§ 18 

Mitwirkung in Personalangelegenheiten 

(1) Die Pfarrervertretung wirkt mit in folgenden perso­
nellen und sozialen Angelegenheiten einzelner Pfarrer auf 
deren Antrag 

1. bei Versetzung auf eine andere Stelle, soweit nicht das 
Württembergische Pfarrergesetz eine Versetzbarkeil 
ohne besondere Voraussetzungen vorsieht, 

2. bei Versetzung in den Wartestand, 

3. bei vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand, 

4. bei ordentlicher Kündigung eines Pfarrers im Ange­
stelltenverhältnis, 

5. beim Widerruf des Dienstverhältnisses im Vorberei­
tungsdienst, 

6. bei der Entlassung aus dem unständigen Dienst im 
Pfarramt, 

7. bei der Gewährung von Beihilfen, Unterstützung, Dar­
lehen und sonstigen Zuwendungen, auf die kein 
Rechtsanspruch besteht, 

8. bei der Versagung und dem Widerruf der Genehmi­
gung einer Nebentätigkeit, 

9. beim Geltendmachen von Ersatzansprüchen gegen ei-
_nen Pfarrer, 

10. bei Ermittlungen nach dem Disziplinargesetz, 

11. beim Verfahren nach§ 54 Abs. 3 Württ. Pfarrergesetz, 

12. bei einer Beurlaubung oder Einschränkung des Dienst­
auftrages ohne Antrag oder Zustimmung des Pfarrers. 

(2) Bei der außerordentlichen Kündigung eines Pfarrers 
im Angestelltenverhältnis ist die Pfarrervertretung auf An­
trag des Pfarrers unverzüglich zu verständigen und nach 
Möglichkeit vorher zu hören. 

(3) Kann ein Pfarrer in einem rechtsförmlich geordne­
ten Wahl-, Besetzungs-, Disziplinar-, Wartestands- oder 
sonstigen Verfahren eine Vertrauensperson aus der Pfar­
rerschaft zuziehen oder ist ein Vertreter der Pfarrerschaft 
zu beteiligen, so wird auf Antrag des betreffenden Pfarrers 
die Vertrauensperson von der Pfarrervertretung benannt. 

(4) In Personalangelegenheiten, die nicht unter die Ab­
sätze 1 bis 3 fallen, kann die Pfarrervertretung auf Antrag 
des betroffenen Pfarrers eine Stellungnahme abgeben. 

§ 19 

Beteiligungsverfahren in Personalangelegenheiten 

(1) Wenn die Pfarrervertretung an Entscheidungen oder 
in Verfahren nach § 18 Abs. 1 und 3 auf Antrag des 
betroffenen Pfarrers mitwirkt, ist ihr der Sachverhalt mit 
den erforderlichen Unterlagen bekanntzugeben und auf 
Verlangen mit ihr zu erörtern. 

(2) Kommt keine Einigung zustande, gibt der Oberkir­
chenrat der Pfarrervertretung die Entscheidung schriftlich 
unter Angabe der Gründe bekannt. 

§ 20 

Überprüfung durch den Landeskirchenausschuß 

Der Landeskirchenausschuß entscheidet auf Antrag der 
Pfarrervertretung, unbeschadet der Rechte des einzelnen 
Pfarrers, über Streitigkeiten, die sich aus der Anwendung 
dieses Gesetzes ergeben. Die Verfahrensordnung für den 
Landeskirchenausschuß in Beschwerdesachen ist entspre­
chend anzuwenden. 
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Vierter Abschnitt 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 21 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. September 1983 in Kraft. 

(2) Bis zur Aufnahme der Tätigkeit durch die erste 
Pfarrervertretung der Landeskirche nach diesem Gesetz 
nimmt die durch Erlaß des Oberkirchenrats vom 23. De­
zember 1974, AZ 21.90 Nr. 27, Abi. 46 S. 229, mit Zu­
stimmung der Landessynode eingesetzte vorläufige Pfar­
rervertretung die Aufgaben und Rechte der Pfarrervertre­
tung nach diesem Gesetz wahr. 

Nr.87 Richtlinien über das Praktikum im kirchen­
musikalischen Dienst in der Evangelischen 
Landeskirche in Württemberg 
(Praktikumsrichtlinien). 

Vom 30. Januar 1990. (ABI. Bd. 54 S. 87) 

Aufgrund von § 3 der Ordnung des kirchenmusikali­
schen Dienstes in der Evangelischen Landeskirche in 
Württemberg vom 10. November 1987 in Verbindung mit 
Abs. 3 der Ausführungsbestimmungen zu § 3 und unter 
Mitwirkung der Arbeitsrechtlichen Kommission werden 
folgende Richtlinien erlassen: 

§ 1 

Allgemeines 

(1) Bewerber um eine Anstellung als hauptberuflich 
tätiger Kirchenmusiker haben als Voraussetzung für die 
Anstellungsfähigkeit gemäß § 3 Abs. 3 der Ausführungs­
bestimmungen des Oberkirchenrats zur Ordnung des kir­
chenmusikalischen Dienstes in der Evangelischen Landes­
kirche in Württemberg ein einjähriges Praktikum nach den 
folgenden Bestimmungen abzuleisten. Es wird mit einem 
Kolloquium abgeschlossen. 

(2) Bewerber um eine hauptamtliche Kirchenmusiker­
stelle, die kein gleichwertiges Praktikum abgeleistet ha­
ben, benötigen zur Anstellungsfähigkeit den Nachweis 
einer mindestens fünfjährigen Berufstätigkeit als hauptbe­
ruflicher Kirchenmusiker. 

(3) Das Kuratorium des Amtes für Kirchenmusik bean­
tragt bei den Kirchenbezirken die erforderlichen Prakti­
kumsstellen. 

(4) Die Praktikumsstelle wird dem Praktikanten durch 
den Landeskirchenmusikdirektor zugeteilt. Berufliche 
und persönliche Interessen des Praktikanten sind nach 
Möglichkeit zu berücksichtigen. 

(5) Das Praktikum wird in der Regel bei einer Bezirks­
kantorenstelle abgeleistet. 

(6) Der Praktikant wird bei Beginn seines Praktikums 
in einem Gottesdienst der Gemeinde vorgestellt. 

(7) Die Bezeichnungen »Kirchenmusiker« ', »Bewer­
ber«' und »Praktikant«' gelten für Kirchenmusikerinnen 
und Kirchenmusiker. 

§ 2 

Ausbildungsinhalt und Ausbildungsziel 

(1) Zweck und Ziel des Praktikums sind die Einweisung 
in alle Arbeitszweige eines Gemeinde- und Bezirkskantors 

und der Ausbau der praktischen Fertigkeit für den Dienst 
an der Orgel und im kantoralen Bereich, in der kirchenmu­
sikalischen Ausbildung nebenberuflich tätiger Mitarbeiter 
sowie in der Verwaltung und in der Organisation. 

Hierzu gehören insbesondere: 

a) Im Gesamtbereich des Gemeindelebens: 

Verbindung mit den haupt-, neben- und ehrenamt­
lichen Mitarbeitern der Kirchengemeinde 

- Kennenlernen des Gemeindelebens, der Gruppen 
und Kreise der Gemeinde 

Gelegenheit zur Mitarbeit im Sinne von § 2 der 
Allgemeinen Dienstanweisung für Kirchenmusi­
ker 

b) Im Bereich des Organistendienstes: 

- Einübung in die Gottesdienste der Gemeinde 

Selbständiger Organistendienst 

- Gelegenheit zur Erweiterung des Repertoires durch 
regelmäßiges Üben 

Gelegenheit sowohl zur selbständigen Durchfüh­
rung von Veranstaltungen mit Orgelmusik als auch 
zur Mitwirkung als Solist oder Begleiter bei ande­
ren Veranstaltungen 

c) Im Bereich des kautoralen Dienstes: 

Mitarbeit in den Vokal- und Instrumentalgruppen, 
sowohl unter Anleitung als auch selbständig 

d) Im Bereich des Kirchenbezirks: 

- Beteiligung an der Aus- und Fortbildung 

Beteiligung an und Mitarbeit in der Vorbereitung 
und Durchführung vonKirchenmusiker-und Chor­
treffen 

- Einführung in die Beratertätigkeit des Bezirkskan­
tors 

e) Im Bereich der Verwaltung und Organisation: 

Einweisung in die Praxis der Planung, Organisa­
tion und Durchführung von Musik im Gottesdienst 
und kirchenmusikalischen Veranstaltungen 

Anleitung in Fragen der Öffentlichkeitsarbeit, Me­
dien und Presse sowie des Umgangs mit finanziel­
len Mitteln 

- Zusammenarbeit mit kulturellen Einrichtungen 
und Veranstaltern. 

(2) Der anleitende Kirchenmusiker ist für die ordnungs­
gemäße Durchführung des Praktikums verantwortlich. Ei 
achtet auf eine gleichmäßige Einführung und Einübung in 
die genannten Arbeitsbereiche und macht den Praktikan­
ten mit allen Diensten und deren Vorbereitung vertraut, 
gibt ihm Gelegenheit zur Hospitation, berät ihn, führt mit 
ihm regelmäßig Vor- und Nachgespräche über die zuge­
wiesenen Aufgaben und hilft ihm mit Anregungen zu 
selbständiger Arbeit. 

(3) Dem Praktikanten dürfen nur Aufgaben übertragen 
werden, die der Vorbereitung auf den Beruf des Kirchen­
musikers förderlich und den Kräften des Praktikanten an­
gemessen sind. Für Vorbereitung und instrumentales Üben 
ist dem Praktikanten die erforderliche Zeit zu gewähren. 

• 
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§ 3 

Studienseminare 

Die Evangelische Landeskirche in Württemberg richtet 
in Verbindung mit dem Verband Evangelische Kirchen­
musik in Württemberg kirchenmusikalische Studiensemi­
nare zur praxis-und fachbezogenen Vertiefung ein. Die 
Teilnahme an den Seminarveranstaltungen gehört zu den 
Dienstpflichten des Praktikanten. Daneben ist dem Prak­
tikanten in angemessener Weise Gelegenheit zu geben, 
seinen Ausbildungsstand durch Teilnahme an Kursen und 
Tagungen zu erweitern. 

§4 

Anmeldung zum Praktikum 

(1) Das Berufspraktikum muß spätestens zwei Jahre 
nach Beendigung des kirchenmusikalischen Studiums be­
gonnen werden (Beginn: 1. April oder 1. Oktober). 

(2) Anmeldungen sind bis spätestens 31. Januar (Be­
ginn 1. April) oder 30. Juni (Beginn 1. Oktober) an den 
Landeskirchenmusikdirektor zu richten. Dazu sind folgen­
de Unterlagen einzureichen: 

a) Handgeschriebener Lebenslauf 

b) Taufbescheinigung 

c) Nachweis über bestandene B- oder A-Prüfung. Bei 
Bewerbern, die zum Anmeldetermin ihre Prüfung noch 
nicht abgeschlossen haben, genügt eine Bescheinigung 
ihrer Ausbildungsstätte, daß die Prüfung voraussicht­
lich bis zum Beginn des Praktikums abgeschlossen 
sein wird. 

§5 

Ausbildungsvertrag und Vergütung 

(1) Für die Dauer des Praktikums schließt der Kirchen­
bezirk (§ 1 Abs. 3) mit dem Praktikanten einen Ausbil­
dungsvertrag ab. 

(2) Die Praktikumsvergütung richtet sich nach den von 
der Arbeitsrechtlichen Kommission der Evangelischen 
Landeskirche in Württemberg festgelegten Sätzen. 

§6 

§8 

Kolloquium 

(1) Das Ergebnis des Praktikums wird durch ein in der 
Regel einstündiges Kolloquium festgestellt, das regelmä­
ßig im letzten Monat des Praktikums stattfindet. Grundla­
ge des Kolloquiums ist der Arbeitsbericht (§ 7 Abs. 1). 

(2) Das Kolloquium wird vom Landeskirchenmusikdi­
rektor, einem vom Verband Evangelische Kirchenmusik 
in Württemberg benannten A-Kirchenmusiker und dem 
für Kirchenmusik zuständigen Referenten des Oberkir­
chenrats durchgeführt. 

(3) Über das Ergebnis des Praktikums entscheidet das 
Gremium gemäß Absatz 2 in nichtöffentlicher Beratung. 

(4) Kann der Abschluß des Praktikums nicht bestätigt 
werden, kann in begründeten Fällen eine einmalige Wie­
derholung des Kolloquiums nach Verlängerung des Prak­
tikums von mindestens sechs Monaten gestattet werden. 

§9 

Zeugnis 

Nach erfolgreich abgeschlossenem Praktikum stellt der 
Oberkirchenrat ein Zeugnis über den erfolgreichen Ab­
schluß des Praktikums und des Kolloquiums aus. Es muß 
Angaben enthalten über Art, Dauer und Inhalt des Prakti­
kums sowie über die erworbenen Kenntnisse und berufli­
chen Erfahrungen des Praktikanten, auch Angaben über 
Führung und Leistung. 

§10 

fukrafttreten 

Diese Richtlinien treten am 1. Januar 1991 in Kraft. § 1 
Abs. 2 gilt nicht für Bewerber, die ihre Prüfung(§ 4 Abs. 
2 Buchst. c) in den Jahren 1986 bis 1990 abgelegt haben, 
wenn sie sich bis spätestens 1. Januar 1996 um eine haupt­
amtliche Kirchenmusikerstelle im Bereich der Evangeli­
schen Landeskirche in Württemberg bewerben. 

I. V. Dietrich 

Dienst- und Fachaufsicht Nr. 88 Ordnung für die Arbeit der Beauftragten für 
Gemeindediakoninnen und Gemeindediako­
ne in der Evangelischen Landeskirche in 
Württemberg. 

Die Dienstaufsicht übt der Dienstvorgesetzte des anlei-
tenden Kirchenmusikers aus. Die fachliche Weisungsbe-
fugnis hat der anleitende Kirchenmusiker. 

§7 

Abschluß des Praktikums 

(1) Der Praktikant legt dem anleitenden Kirchenmusi­
ker zwei Monate vor Ablauf des Praktikums einen Bericht 
in zweifacher Fertigung vor, der Auskunft gibt über 

a) die geleistete Arbeit 

b) den eigenen Lernprozeß 

c) die praxisbezogene Weiterbildung. 

(2) hn Zusammenhang mit der Vorlage einer Fertigung 
dieses Berichtes an den Landeskirchenmusikdirektor 
nimmt der anleitende Kirchenmusiker spätestens einen 
Monat vor Ablauf des Praktikums in einem Gutachten 
Stellung zu den fachlichen Leistungen, .dem Verhalten, 
den Fähigkeiten und Neigungen des Praktikanten. Dieses 
Gutachten soll inhaltlich mit dem Praktikanten bespro­
chen werden, bevor es dem Landeskirchenmusikdirektor 
zugeht. 

Vom 13. Februar 1990. (ABI. Bd. 54 S. 118) 

§ 1 

Bestellung der Beauftragten 

(1) Zur Beratung der in der Landeskirche tätigen Ge­
meindediakoninnen und Gemeindediakone wird nach An­
hörung des Beirats(§ 3) eine Landeskirchliche Beauftrag­
te für Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone durch 
den Oberkirchenrat bestellt. 

(2) Die Beauftragte hat ihren Dienstsitz beim Evange­
lischen Oberkirchenrat in Stuttgart (Geschäftsstelle). 

(3) Die Dienst- und Fachaufsicht liegt beim Oberkir­
chenrat. 

§2 

Aufgaben 

( 1) Die Beauftragte vertritt die Interessen aller Gemein­
dediakoninnen .und Gemeindediakone, unabhängig von 
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deren Mitgliedschaft in einer Gemeinschaft oder einem 
Verband. 

Sie hält Kontakt zu den Gemeinschaften und Berufsver­
bänden und arbeitet mit diesen zusammen. 

Sie vertritt die Berufsgruppe in den zuständigen Gre­
mien. 

Sie informiert über Fort- und Weiterbildungsmöglich­
keiten und hält zu den entsprechenden Einrichtungen Ver­
bindung. 

(2) Zu den Aufgaben der Rauftragten gehören insbe­
sondere: 

a) Besuch und Beratung der Gemeindediakoninnen und 
Gemeindediakone bei Stellensuche und Stellenwech­
sel; 

b) Besuch und Beratung der Anstellungsträger bei der 
Anstellung und bei der Ausgestaltung von Dienstauf­
trägen; 

c) Beratung der Gemeindediakoninnen und Gemeinde­
diakone in fachlichen und persönlichen Fragen sowie 
Praxisberatung; 

d) Vorbereitung und Durchführung von Jahreskonvent, 
Studientagen und anderen Treffen sowie die Beglei­
tung von Berufsanfängerinnen und Berufsanfängern; 

e) Anregungen zu Aus-, Fort- und Weiterbildung; 

f) Verbindung zu den Ausbildungs- und Fortbildungs­
stätten; 

g) Geschäftsführung im Arbeitskreis der Gemeindedia­
koninnen und Gemeindediakone (§ 6); 

h) Erstattung eines jährlichen Arbeitsberichtes gegen­
über dem Beirat und dem Evangelischen Oberkirchen­
rat; 

i) Leitung der Geschäftsstelle. 

§ 3 

Beirat 

(1) Zur Beratung und Unterstützung der Beauftragten 
wird ein Beirat gebildet. 

Diesem gehören an: 

1. ein/e Vertreter/in des Oberkirchenrats als Vorsitzen­
de/r, 

2. ein/e Vertreter/in der Ausbildungsstätte Karlshöhe, 

3. ein/e Vertreter/in der missionarischen Ausbildungs­
stätten im Bereich der Landeskirche, 

4. ein/e Vertreter/in der Fortbildungsstätte Kloster Den­
kendorf, 

5. ein/e Vertreter/in des Karlshöher Diakonieverbandes. 

Die in § 3 Abs. 1 genannten Mitglieder werden in 
Absprache mit den betreffenden Einrichtungen vom Ober­
kirchenrat berufen. Sie gehören dem Beirat für die Dauer 
von vier Jahren an. Eine erneute Berufung ist möglich. 

Die Beauftragte nimmt mit beratender Stimme teil. 

§4 

Aufgaben des Beirats 

(1) 1. Fachliche Beratung der Beauftragten; 

2. Entgegennahme des Arbeitsberichts der Beauftrag­
ten; 

3. Anregungen und Vorschläge für den Dienst der 
Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone; 

4. Beratung des Entwurfs des Haushaltsplanes; 

5. Vorschläge für die Besetzung der Stelle der Beauf­
tragten; 

6. regelmäßige Gespräche mit V 4::rtretern des Arbeits­
kreises der Gemeindediakoninnen und Gemeinde­
diakone (§ 6). 

(2) Der Oberkirchenrat kann dem Beirat weitere Auf­
gaben zuweisen. 

§5 
Sitzungen 

(1) Der Beirat tritt nach Bedarf - mindestens jedoch 
zweimal im Jahr- zusammen. 

(2) Er ist bei Anwesenheit von mehr als der Hälfte 
seiner Mitglieder beschlußfahig. 

(3) Über die Verhandlungen des Beirats ist ein Proto­
koll anzufertigen und den Mitgliedern zuzusenden. 

§6 

Arbeitskreis 
der Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone 

(1) Zum Arbeitskreis gehören Gemeindediakoninnen 
und Gemeindediakone, die in einer der von der Württem­
bergischen Landeskirche anerkannten Ausbildungsstätten 
ausgebildet wurden. Sie sind entsprechend ihres zahlen­
mäßigen Anteils an der Gesamtzahl der Berufsgruppe im 
Arbeitskreis vertreten. 

(2) Der Arbeitskreis ist ein Beratungsgremium. Er 
nimmt Impulse von der Berufsgruppe aufund erhält Auf­
träge von seiten des Oberkirchenrats und des Beirats. 

(3) Die Geschäftsführung liegt bei der Beauftragten (§ 
2, Abs. 2 Lit.g.) 

(4) § 5 gilt entsprechend. 

§7 

hikrafttreten 

(1) Diese Ordnung tritt am 1. Januar 1990 in Kraft. 

(2) Die Ordnung vom 19. Mai 1980, AZ 59.30 Nr. 39 
(ABI. 49 S. 113 f.) tritt zum 31.Dezember 1989 außer 
Kraft. 

I. V. D i e tri c h 

* 

.I 



Heft7,1990 AMTSBLATT 255 

D. Mitteilungen aus dem Bund der Evangelischen 
Kirche in der Deutschen Qemokratischen Republik 

und der Okumene 

E. Staatliche Gesetze, 
Anordnungen und Entscheidungen 

Bundesrepublik Deutschland 

Nr. 89 Bundesverfassungsgericht: Zur Heranzie­
hung zum Zivildienst. Beschluß des Zweiten 
Senats vom 11. Apri11990- 2 BvR 829/87. 

In dem Verfahren gegen 

a) das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 8. Mai 
1987-8 c 49.85-

b) das Urteil des Verwaltungsgerichts Wiesbaden vom 
20. Juli 1984- VIII/2 E 1235/82-

hat die 3. Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfas­
sungsgerichts 

am 11. April 1990 einstimmig beschlossen: 

Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Ent­
scheidung angenommen, weil sie keine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg hat. 

Gründe 

1. Die angegriffenen Entscheidungen gehen zu Recht 
davon aus, daß die Heranziehung des Beschwerdeführers 
zum Zivildienst nicht gegen Art. 4 GG verstößt. Die 
Pflicht, Wehrdienst und im Falle der Verweigerung des 
Kriegsdienstes aus Gewissensgründen Zivildienst zu lei­
sten (Art. 12 a Abs. 1 und 2 GG), verletzt die Rechte des 
Pflichtigen aus Art. 4 Abs. 1 und 2 GG nicht (vgl. BVerfG, 
Beschluß der 3. Kammer des Zweiten Senats vom 12. 
Januar 1987- 2 BvR 160/85 -, NVwZ 1987, S. 676). 

2. Die Merkmale, anband derer die Gleichstellung des 
Beschwerdeführers als Betheldiener und Diakon der Zeu­
gen Jehovas mit den Geistlichen der großen christlichen 
Kirchen nach§ 10 Abs. 1 Nr. 3 ZDG in den verwaltungs­
gerichtlichen Entscheidungen geprüft und im Ergebnis 
abgelehnt wurde, sind verfassungsrechtlich nicht zu bean­
standen. 

Die Feststellung und Würdigkeit des Sachverhalts sowie 
die Auslegung und Anwendung einfachen Rechts ist 
grundsätzlich Sache der Fachgerichte und der Nachprü­
fung durch das Bundesverfassungsgericht entzogen. Nur 
bei der Verletzung von spezifischem Verfassungsrecht 
durch die Gerichte kann das Bundesverfassungsgericht auf 
eine Verfassungsbeschwerde hin eingreifen (BVerfGE 18, 
85 <92>; 62, 189 <192>). Spezifisches Verfassungsrecht 
ist hier nicht verletzt. 

a) Indem die angegriffenen Entscheidungen für die Be­
freiung eines Geistlichen im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 3 
ZDG vom Zivildienst verlangen, daß der Aufgabenbereich 

seines Amtes auf Dauer der seelsorgerischen Betreuung 
der Angehörigen seiner Religionsgemeinschaft dienen 
müsse, folgen sie erkennbar einer gefestigten höchstrich­
terlichen Rechtssprechung. Danach entspricht das Amt 
eines Geistlichen im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 3 ZDG unter 
anderem nur dann dem eines Geistlichen evangelischen 
oder römisch-katholischen Bekenntnisses(§ 10 Abs. 1 Nr. 
l, 2 ZDG), wenn das Religiöse dessen bestimmender Mit­
telpunkt ist. Das heißt, es muß vollinhaltlich auf die Seel­
sorge etwa durch religiöse Unterweisung, religiösen Zu­
spruch oder durch die Vomahme religiöser Handlungen 
ausgerichtet sein oder doch zumindest von der Leitung und 
Überwachung der so verstandenen Seelsorge innerhalb 
eines größeren oder des gesamten räumlichen Bereichs der 
Glaubensgemeinschaft geprägt sein. Ein solcher Aufga­
benbereich ist nur dann ein geistliches Amt im Sinne des 
§ 10 Abs. 1 Nr. 3 ZDG, wenn es auf Dauer übertragen ist 
(vgl. BVerwGE 34, 291 <297 f.>; 61, 152 <157>; Urteil 
vom 30. November 1984, Buchholz 448.11 § 10 ZDG Nr. 
2, s, 2; Urteil vom 20. März 1987, Buchholz a. a. 0., § 10 
ZDG Nr. 4, S. 3) .. 

Diese Auslegung des § 10 Abs. Nr. 3 ZDG ist verfas­
sungsrechtlich unbedenklich. Sie ist nicht an Maßstäben 
orientiert, die der spezifischen Anschauung einer Reli­
gionsgemeinschaft entnommen sind; sie ist bekenntnis­
neutral und verletzt daher nicht den Grundsatz der Parität 
der Religionsgemeinschaften. Dies gilt insbesondere auch 
für das Erfordernis der Dauerhaftigkeit der Wahrnehmung 
geistlicher Aufgaben (vgl. BVerfG, Beschluß der 3. Kam­
mer des Zweiten Senats vom 12. Januar 1987, a. a. 0.), an 
der die Gleichstellung des Beschwerdeführers als Bethel­
diener mit den Geistlichen der großen christlichen Kirchen 
letztlich scheiterte. 

Die Erwägungen, mit denen das Bundesverwaltungsge­
richt dem Amt des Betheldieners wegen der jederzeit 
möglichen Betrauung mit Aufgaben verwaltender oder 
handwerklicher Natur die dauerhafte Zuordnung eines re­
ligiös geprägten Aufgabenbereichs absprach, sind nach­
vollziehbar, jedenfalls nicht willkürlich und verletzen 
auch nicht das Selbstbestimmungsrecht der Glaubensge­
meinschaft der Zeugen Jehovas (Art. 140 GG in Verbin­
dung mit Art. 137 Abs. 3 WR V). 

b) Die Versagung der Freistellung des Beschwerdefüh­
rers vom Zivildienst verstößt auch nicht gegen den spe­
ziellen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 3 GG. Das Bundes­
verwaltungsgericht geht davon aus, daß es mit den für die 
Gleichstellung eines Geistlichen nach § 10 Abs. l Nr. 3 
ZDG geforderten Tätigkeitsmerkmalen dessen Amt in ei-
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ner Weise umschreibt, wie es für den nach§ 10 Abs. 1 Nr. 
1 ZDG befreiten ordinierten Geistlichen evangelischen 
Bekenntnisses bzw. den nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 ZDG 
freigestellten Geistlichen römisch-katholischen Bekennt­
nisses, der die Diakonatsweihe -oder nach dem bis 1983 
geltenden früheren Rechtszustand die Subdiakonatsweihe 
-empfangen hat, kennzeichnend ist (vgl. BVerwG, Urteil 
vom 25. Mai 1984, Buchholz 448.0 § 11 WPflG Nr. 35, S. 
14). Eine verfassungswidrige Benachteiligung der Geist­
lichen anderer Bekenntnisse ist hierin nicht erkennbar. Mit 
der Benennung der einen Geistlichen nach§ 10 Abs. 1 Nr. 
3 ZDG kennzeichnenden Tätigkeitsmerkmale ermöglicht 
die höchstrichterliche verwaltungsgerichtliche Rechtspre­
chung den nach dem Gesetz gebotenen Vergleich mit den 
Geistlichen der großen christlichen Kirchen im Einzelfall. 
Dies stellt die Gleichbehandlung der Amtsträger »anderer 
Bekenntnisse« im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 3 ZDG 
untereinander ebenso wie im Verhältnis zu den kirchlichen 
Geistlichen nach§ 10 Abs. 1 Nr. 1 und 2 ZDG sicher. Denn 
der Geistliche etwa des römisch-katholischen Bekenntnis­
ses gehört mit dem vom Gesetzgeber in § 10 Abs. 1 Nr. 2 
ZDG als maßgebliches äußeres Merkmal festgelegten 
Empfang der Diakonatsweihe-vor 1984 der Subdiako­
natsweihe-regelmäßig zu dem Kreis der Amtsträger, die 
typischerweise den vom Bundesverwaltungsgericht für 
den Geistlichen nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 ZDG geforderten 
einzelnen Tätigkeitsmerkmalen genügen. In der Konse­
quenz dieses Verständnisses von§ 10 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
ZDG, wie es inderverfassungsrechtlich nicht zu beanstan­
denden höchstrichterlichen Auslegung der genannten Be­
stimmungen zum Ausdruck kommt, liegt es freilich, daß 
die Geistlichen römisch-katholischen Bekenntnisses, die 
einer Amtsträgergruppe angehören, welche nach ihrem 
typischen Aufgabenbereich nicht den von der Rechtspre­
chung für den Geistlichen nach§ 10 Abs. 1 Nr. 3 ZDG als 
kennzeichnend befundenen Merkmalen genügt, nicht vom 
Zivildienst befreit sind, auch wenn sie die Diakonatsweihe 
empfangen haben. Eine solch einschränkende Auslegung 
des § 10 Abs. 1 Nr. 2 ZDG ist in den angegriffenen 
Entscheidungen angelegt und von Verfassungs wegen 
nicht zu beanstanden; insbesondere wird sie dem Gleich­
stellungsgebot aus Art. 3 Abs. 1, 3 GG gerecht. 

3. Die angegriffenen verwaltungsgerichtlichen Ent­
scheidungen bef"mden sich auch im Einklang mit der ver-

fassungsgerichtlichen Rechtsprechung, sofern sie der S tel­
lung des Beschwerdeführers als Diakon der Zeugen Jeho­
vas keine ausschlaggebende Bedeutung für sein Freistel­
lungsbegehren zumessen, da er dieses Amt nach den Fest­
stellungen des Verwaltungsgerichts nur nebenamtlich 
wahrnimmt (vgl. BVerfG, Beschluß der 3. Kammer des 
Zweiten Senats vom 12. Januar 1987, a. a. 0.). Daran 
ändert auch der Umstand nichts, daß der Beschwerdefüh­
rer zugleich das Amt eines Betheldieners versieht. Die als 
»nicht dauerhaft geistlich« beurteilte Tätigkeit des Bethel­
dieners kann aus dem nebenamtlichen Diakon keinen 
hauptamtlichen machen. 

4. Der Beschwerdeführer ist auch nicht in seinem 
Grundrecht auf rechtliches Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG) 
verletzt. 

Das Gebot des rechtlichen Gehörs verpflichtet das Ge­
richt, die Ausführungen der Prozeßbeteiligten zur Kennt­
nis zu nehmen und in Erwägung zu ziehen. Art. 103 Abs. 
1 GG ist erst verletzt, wenn sich im Einzelfall klar ergibt, 
daß das Gericht dieser Pflicht nicht nachgekommen ist. 
Denn grundsätzlich geht das Bundesverfassungsgericht 
davon aus, daß die Gerichte das Vorbringen der Beteilig­
ten zur Kenntnis genommen und in Erwägung gezogen 
haben (vgl. BVerfGE 25, 137 <140>; 75,369 <381>). Sie 
sind dabei nicht verpflichtet, sich mit jedem Vorbringen 
in den Entscheidungsgründen ausdrücklich zu befassen, 
namentlich nicht bei letztinstanzlichen, mit ordentlichen 
Rechtsmitteln nicht mehr angreifbaren Entscheidungen 
(vgl. BVerfGE 65, 293 <295 f.>). 

Das Verwaltungsgericht hat Art. 6 des Reichskonkor­
dats von 1933 (RGBI. II S. 679) nicht als taugliche An­
spruchsgrundlage für das Freistellungsbegehren des Be­
schwerdeführers vom Zivildienst erachtet und dies im 
einzelnen begründet. Das Bundesverwaltungsgericht sah 
im Rahmen seiner Revisionsentscheidung erkennbar kei­
nen Anlaß zur Beanstandung oder Klarstellung dieser 
Rechtsauffassung. Zu einer eigenen Aussage zu Art. 6 des 
Reichskonkordats war es danach von Verfassungs wegen 
nicht verpflichtet. 

Diese Entscheidung ist unanfechtbar. 

Klein Graßhof Kirchhof 

• 
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